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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2022 Ausgegeben am 19. Juli 2022 Teil I

108. Bundesgesetz: Abgabenanderungsgesetz 2022
(NR: GP XXVII RV 1534 AB 1585 S. 168. BR: 11010 AB 11044 S. 943.)
[CELEX-Nr.: 32021L0514]

108. Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 1988, das
Korperschaftsteuergesetz 1988, das Umgrindungssteuergesetz, das
Stiftungseingangssteuergesetz, das Umsatzsteuergesetz 1994, das Gebuhrengesetz 1957,
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992, das

Versicherungssteuergesetz 1953, das Normverbrauchsabgabegesetz, die
Gewerbeordnung 1994, das Elektrizitatsabgabegesetz, das Mineral6lsteuergesetz 2022, die
Bundesabgabenordnung, die Abgabenexekutionsordnung, das

Bundesfinanzgerichtsgesetz, das Bundesgesetz Uber die Schaffung eines Amtes fir
Betrugsbekampfung, das Bundesgesetz Uber die Prifung lohnabhéngiger Abgaben und
Beitrage, das Finanzstrafgesetz, das Kontenregister- und Konteneinschaugesetz, das
Zollrechts-Durchfihrungsgesetz, das  EU-Besteuerungsstreitbeilegungsgesetz,  das
EU-Meldepflicht-Gesetz und das EU-Amtshilfegesetz gedndert werden sowie das
Bundesgesetz Gber den verpflichtenden automatischen Informationsaustausch betreffend
meldende  Plattformbetreiber im  Bereich der Besteuerung erlassen wird
(Abgabenanderungsgesetz 2022 — AbgAG 2022)

Der Nationalrat hat beschlossen:
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Artikel 25  Bundesgesetz (iber den verpflichtenden automatischen Informationsaustausch betreffend
meldende Plattformbetreiber im Bereich der Besteuerung (Digitale Plattformen-
Meldepflichtgesetz — DPMG)

Artikel 1
Anderung des Einkommensteuergesetzes 1988

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBI. Nr. 400/1988, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 63/2022, wird wie folgt gedndert:

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Z 35 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

,»Bei mehreren Arbeitgebern steht die Befreiung insgesamt nur bis zu 3 000 Euro pro Arbeitnehmer im
Kalenderjahr zu.*

b) In Z36 wird nach dem Wort ,,Krankengeld* die Wortfolge ,,, sowie die Zuwendung geldwerter
Vorteile geméal Z 13 lit. a zweiter Teilstrich* samt Satzzeichen eingefiigt.

¢) Nach Z 37 werden folgende Ziffern 38 und 39 angefiigt:

,,38. Zuschiisse oder sonstige Leistungen, auf die kein Rechtsanspruch besteht, der auf Grund des § 2
Abs. 2 Z 6 des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1974, kollektivvertraglich begriindeten
gemeinsamen Einrichtungen der Sozialpartner fir das Bewachungsgewerbe sowie flr das
Denkmal-, Fassaden- und Geb&udereinigungsgewerbe, sowie vergleichbarer Einrichtungen, nach
Mafgabe folgender Bestimmungen:

a) Die Zuschiisse oder sonstigen Leistungen werden aktiven beziehungsweise ehemaligen
Arbeitnehmern in folgenden Féllen gewéhrt:
— Bei Arbeitslosigkeit bis zu einem Gesamtbetrag von 1 500 Euro pro Arbeitnehmer und
Kalenderjahr;
— fir nachweislich nach Ende eines Arbeitsverhéltnisses absolvierte Weiterbildungen und
Umschulungen bis zu einem Gesamtbetrag von 1500 Euro pro Arbeitnehmer und
Kalenderjahr oder

—bei einem mindestens 24 Tage andauernden Krankenstand, der waéhrend eines
Arbeitsverhéltnisses begonnen hat, bis zu einem Gesamtbetrag von 4 000 Euro pro
Arbeitnehmer und Kalenderjahr.

b) Im Todesfall des Arbeitnehmers in Folge eines Arbeitsunfalles werden die Zuschusse oder
sonstigen Leistungen einem Angehorigen bis zu einem Gesamtbetrag von 5 000 Euro im
Kalenderjahr gewahrt.

¢) In sachlich begriindeten besonderen berufsspezifischen Hartefallen werden Zuschisse an
Arbeitnehmer oder an deren Angehorige bis zu einem Gesamtbetrag von 5 000 Euro pro
Einzelfall gewahrt.

d) Der kollektivvertragliche Beitrag des Arbeitgebers an die Einrichtung darf héchstens 0,5 vH
des geblhrenden Entgelts (Geld- und Sachbeziige) und der Sonderzahlungen, jeweils geman
8 49 ASVG, auch Uber die ASVG-Hdochstbeitragsgrundlage hinaus, betragen.

Die diese Zuschiisse oder sonstigen Leistungen gewahrende Einrichtung hat bis 31. J&nner des
Folgejahres dem Finanzamt des Empfangers des Zuschusses oder der sonstigen Leistung eine
Mitteilung zu Ubersenden, die neben Namen und Anschrift des Empféngers des Zuschusses oder
der sonstigen Leistung seine Sozialversicherungsnummer und die Hohe der Zuschiisse oder
sonstigen Leistungen enthalten muss. Diese Mitteilung kann entfallen, wenn die entsprechenden
Daten durch Datentrageraustausch tbermittelt werden.

39. Einkiinfte natirlicher Personen aus der Einspeisung von bis zu 12 500 kWh elektrischer Energie
aus Photovoltaikanlagen, wenn die Engpassleistung der jeweiligen Anlage die Grenze von
25 kWp nicht iiberschreitet.*

2.1n 8 4 Abs. 4 wird nach Z 4 folgende Z 5 eingefligt:

,»J. Die Ausgaben fiir eine Wochen-, Monats- oder Jahreskarte fur Massenbeforderungsmittel,
soweit die Fahrten durch den Betrieb veranlasst sind. Ohne weiteren Nachweis kénnen 50 %
der aufgewendeten Kosten flr eine nicht ibertragbare Wochen-, Monats- oder Jahreskarte fir
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Einzelpersonen geltend gemacht werden, wenn glaubhaft gemacht wird, dass diese Karte auch
fiir betrieblich veranlasste Fahrten verwendet wird.*

3. § 4a wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 2 Z 3 lautet lit. e:

) Die dem Tierschutzgesetz, BGBI. | Nr. 118/2004, entsprechende Betreuung von Tieren im
Rahmen eines behordlich genehmigten Tierheimes (einschlieBlich Tierasyl oder Gnadenhof;
84 79 und 9b Tierschutzgesetz) in einem Mitgliedstaat der Européischen Union oder in
einem Staat des Europdischen Wirtschaftsraumes. Das Tierheim muss eine eigenstdndige
wirtschaftliche Einrichtung einer Kdrperschaft im Sinne des Abs. 5 darstellen. Die Fiihrung
des Tierheimes muss den Anforderungen der Tierschutz-Sonderhaltungsverordnung, BGBI. 11
Nr. 139/2018, entsprechen.*

b) In Abs. 4a Z 3 wird die Wortfolge ,,im Tétigkeitsbereich“ durch das Wort ,,unter* ersetzt.

4.8 16 Abs. 1 Z 6 lit. i lautet:
1) Liegen bei einem Arbeitnehmer die Voraussetzungen fur die Berlcksichtigung eines

Pendlerpauschales vor, gilt bezlglich § 26 Z 5 Folgendes:

aa) Nutzt der Arbeitnehmer an der Mehrzahl der Arbeitstage im Lohnzahlungszeitraum einen
Werkverkehr gemall § 26 Z 5 lit. a, steht ein Pendlerpauschale nur flir jene Wegstrecke
zu, die nicht von § 26 Z 5 lit. a umfasst ist. Kostenbeitrdge des Arbeitnehmers fir die
Beforderung im  Werkverkehr stellen Werbungskosten dar. Das zustehende
Pendlerpauschale und ein zu leistender Kostenbeitrag sind dabei insgesamt mit der Hohe
des sich aus lit.c, d oder e ergebenden Betrages fur die Gesamtstrecke zwischen
Wohnung und Arbeitsstatte begrenzt.

bb) Bei Zuwendungen gemall § 26 Z5 lit. b vermindert sich das Pendlerpauschale geman
lit. c, d oder e um die vom Arbeitgeber getragenen Kosten. Die Zuwendungen sind
verhdltnisméRig auf den gesamten Zeitraum der Glltigkeit der Wochen-, Monats- oder
Jahreskarte zu verteilen.

4a. In 8 17 Abs. 1 und Abs. 3a wird jeweils nach der Wortfolge ,.das Arbeitsplatzpauschale gemaf § 4
Abs. 4 Z 8% ein Beistrich sowie die Wortfolge ,,Kosten gemil § 4 Abs. 4 Z 5 zweiter Satz* eingeflgt.

5. § 19 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 1 Z 2 lautet der erste Teilstrich:

,— Nachzahlungen von Pensionen, Uber deren Bezug bescheidméBig abgesprochen wird,
Beziige gemal § 25 Abs. 1 Z 1 lit. ¢, das Rehabilitationsgeld geméR § 143a ASVG und
das Wiedereingliederungsgeld geméaR § 143d ASVG,*

b) In Abs. 1 Z 2 wird nach dem ersten Teilstrich folgender Teilstrich eingefugt:
,— das versicherungsmaBige Arbeitslosengeld, das Umschulungsgeld geméaR & 39b AIVG
und die Notstandshilfe oder an deren Stelle tretende Ersatzleistungen,*
¢) In Abs. 2 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefligt:

»Riickzahlungen von Einnahmen gemidl Abs.1 Z2 erster und zweiter Teilstrich gelten in dem
Kalenderjahr als abgeflossen, fiir das der Anspruch bestand bzw. fiir das sie getétigt wurden.*

6. § 22 wird wie folgt geandert:
a) Z 1 lit. a dritter Satz lautet:

»Stipendien stellen keinen wirtschaftlichen Einkommensersatz dar, soweit sie jéhrlich insgesamt nicht
héher sind als die Studienbeihilfe  nach  Selbsterhalt gemal 831 Abs.4 des
Studienférderungsgesetzes 1992.

b) In Z 1 lit. b wird im letzten Satz die Wortfolge ,,sowie Einkiinfte als Vertretungsarzt gemdfl § 2 Abs. 2a
Z 3 Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz — FSVG, BGBI. Nr. 624/1978“ durch die Wortfolge
,sowie Einkiinfte als Notarzt oder Vertretungsarzt gemaR § 2 Abs. 2a Z 2 oder Z 3 Freiberuflichen-
Sozialversicherungsgesetz — FSVG, BGBI. Nr. 624/1978% ersetzt.
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) In Z 2 wird nach dem Wort ,Kraftfahrzeuges“ die Wortfolge samt Satzzeichen ,,, Kraftrades oder
Fahrrades® eingefugt.

7.1n 8 26 Z 5 lit. b wird der erste Satz durch folgende Satze ersetzt:

,Die Zurverfiigungstellung einer Wochen-, Monats- oder Jahreskarte fur ein Massenbeférderungsmittel
durch den Arbeitgeber fur seine Arbeitnehmer, sofern die Karte zumindest am Wohn- oder Arbeitsort
gultig ist. Dies gilt auch, wenn der Arbeitgeber die Kosten einer solchen Karte zumindest teilweise
ibernimmt.*

8. § 27 wird wie folgt geéndert:

a) Abs. 6 Z 1 lit. b lautet:

,,b) Als tatsachliche VerauRerung gilt auch ein spaterer Wegzug oder die spatere Uberfithrung des
Wirtschaftsgutes oder Derivates in einen Staat, der von lit. a nicht erfasst ist.

b) In Abs. 6 Z 2 wird folgender sechster Teilstrich angefiigt:

,—Bei der Ubertragung im Zuge einer Umgriindung im Sinne des
Umgriindungssteuergesetzes, wenn der Steuerpflichtige die depotfiihrende Stelle
beauftragt, dem zustandigen Finanzamt innerhalb eines Monats seinen Namen, seine
Steuer- oder Sozialversicherungsnummer, die Ubertragenen Wirtschaftsgiter, deren
Anschaffungskosten und gegebenenfalls jene Stelle mitzuteilen, auf die die Ubertragung
erfolgt. Bei der Ubertragung von einer auslandischen depotfilhrenden Stelle auf ein
anderes Depot hat die Mitteilung an das Finanzamt durch den Steuerpflichtigen selbst zu
erfolgen.”

9.In § 27a Abs. 2 Z 7 wird der Verweis ,,§ 95 Abs. 2 Z 2 lit. b oder lit. ¢*“ durch den Verweis ,,§ 95 Abs. 2
Z 4 ersetzt.

10. § 28 Abs. 3 Z 3 zweiter Satz lautet:
»$ 8 Abs. 2 dritter und vierter Satz gilt entsprechend.*

11. § 33 Abs. 4 Z 3 lautet:
,,3. Steuerpflichtigen, die fiir ein Kind den gesetzlichen Unterhalt leisten, steht ein

Unterhaltsabsetzbetrag von 29,20 Euro monatlich zu. Dabei gilt:

a) Der Unterhaltsabsetzbetrag steht zu, wenn das Kind nicht dem Haushalt des Steuerpflichtigen
zugehort (8 2 Abs. 5 Familienlastenausgleichsgesetz 1967) und weder ihm noch seinem von
ihm nicht dauernd getrennt lebenden (Ehe-)Partner Familienbeihilfe fir das Kind gewahrt
wird.

b) Leistet ein Steuerpflichtiger fur mehr als ein nicht haushaltszugehdriges Kind den gesetzlichen
Unterhalt, steht fiir das zweite Kind ein Absetzbetrag von 43,80 Euro und fir jedes weitere
Kind ein Absetzbetrag von jeweils 58,40 Euro monatlich zu.

c) Erfullen mehrere Personen in Bezug auf ein Kind die Voraussetzungen fir den
Unterhaltsabsetzbetrag, steht der Absetzbetrag nur einmal zu.

d) Wird die Unterhaltsverpflichtung im Kalenderjahr nicht zur Génze erfillt, steht der
Unterhaltsabsetzbetrag nur fiir jene Monate zu, fur die rechnerisch die volle Unterhaltsleistung
erfullt  wurde, wobei vorrangig die zeitlich am weitesten zuriickliegende
Unterhaltsverpflichtung getilgt wird.

e) Nachzahlungen von gesetzlichen Unterhaltsleistungen sind ausschlieRlich im Kalenderjahr der
Zahlung zu beriicksichtigen.*

12. § 37 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 4 Z 7 lit. b lautet:

,,b) Wegfall der Voraussetzung fir die Verteilung sowie BetriebsverdufRerung, Betriebsaufgabe
oder VerduBerung oder Aufgabe der Betitigung, aus der zu verteilende Einkiinfte stammen;*

b) In Abs. 9 wird die Wortfolge ,,§ 10 Abs. 2 Z 5 des Umsatzsteuergesetzes 1994« durch die Wortfolge
,»$ 10 Abs. 3 Z 4 des Umsatzsteuergesetzes 1994 ersetzt.
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13. § 41 wird wie folgt geéndert:

a) Abs. 1 Z 6 lautet:

,,0. ein Pendlerpauschale gemal 8§ 16 Abs. 1 Z 6 beriicksichtigt wurde, aber die Voraussetzungen
nicht vorlagen oder ein nicht zustehender Betrag beriicksichtigt wurde,*

b) In Abs. 1 Z 13 entfallt die Wortfolge ,,von mehreren Arbeitgebern®.

c) In Abs. 1 werden folgende Ziffern 14 und 15 angefiigt:
,,14.im Kalenderjahr mehr als 3 000 Euro Gewinnbeteiligung gemal § 3 Abs. 1 Z 35 steuerfrei
berticksichtigt wurde,
15. geméaRl § 26 Z 5 lit. b eine Wochen-, Monats- oder Jahreskarte fiir ein Massenbeférderungsmittel
zur Verfligung gestellt wurde oder Kosten einer solchen Karte (ibernommen wurden, aber die
Voraussetzungen nicht vorlagen oder ein nicht zustehender Betrag unversteuert belassen wurde.*

d) In Abs. 2 Z 2 lit. a 2. Teilstrich wird nach dem Wort ,,Steuergutschrift* die Wortfolge ,,von zumindest
flnf Euro* eingefugt.

e) In Abs. 2 Z 2 lit. a 3. Teilstrich wird der Verweis ,,§ 18 Abs. 8 durch den Verweis ,,§ 18 Abs. 1
Z 10 und Abs. 8 ersetzt.

f) In Abs. 2 Z2 werden die bisherigen lit. d und lit. e zu lit. e und lit. f und folgende lit. d wird neu
eingefiigt:
,,d) Wurde der Bescheid aus der antragslosen Veranlagung aufgrund nachtréglich tbermittelter
Daten im Sinne von lit. a dritter Teilstrich durch einen neuen Bescheid ersetzt, der die
Steuergutschrift gegeniiber dem bisherigen Bescheid erhdht, sind lit. ¢ und lit. e auch auf
diesen Bescheid anzuwenden. Dies gilt nicht, wenn Abs. 1 zur Anwendung kommt.*

14. § 42 wird wie folgt geéndert:
a) In Abs. 1 entféallt am Anfang der Z 3, 4 und 5 jeweils das Wort ,,wenn*.

b) In Abs. 1 Z 3 wird der Verweis auf ,,§ 41 Abs.1 Z 1, 2, 5, 6 oder 7* durch den Verweis auf ,,§ 41
Abs.171,2,5,6,7,12, 13, 14 oder 15 ersetzt.

15. In §46 Abs.1 wird in Z3 am Ende der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 4
angefigt:

4. bei unbeschrankt Steuerpflichtigen die durch Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer)
einbehaltenen Betrdge, die auf jenen Teil des Arbeitslohns entfallen, der bei der Berechnung der
Einkommensteuer unter Berucksichtigung eines Abkommens zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung oder einer MalRnahme gemdR § 48 Abs.5BAO aus der inlandischen
Steuerbemessungsgrundlage auszuscheiden ist.*

16. In § 84 wird in Abs. 3 am Ende folgender Satz angefigt:

,»Ein in Folge einer Lohnsteuerpriifung gemal § 86 erstellter Lohnzettel stellt ein rickwirkendes Ereignis
im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung dar.*

17. In 893 Abs. 5 wird im dritten Teilstrich der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgender
vierter Teilstrich angefigt:
,— eine Ubertragung im Sinne des § 27 Abs. 6 Z 2 sechster Teilstrich vorliegt, wenn der
Schuldner der Kapitalertragsteuer (§ 95 Abs. 1) der depotfiihrenden oder auszahlenden
Stelle (8§95 Abs.2 Z2) anhand geeigneter Unterlagen (insbesondere notariell
beurkundeter Beschluss bzw. Vertrag oder Notariatsakt Uber die Umgriindung) das
Vorliegen einer Umgriindung nach dem Umgriindungssteuergesetz glaubhaft macht.*

18. § 95 wird wie folgt geéndert:
a) In Abs. 1 wird der Verweis ,,Abs. 2 Z 2 lit. ¢*“ durch den Verweis ,,Abs. 2 Z 4“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Z2 wird im Einleitungssatz nach der Wortfolge ,,und bei Einkiinften aus Derivaten* die
Wortfolge samt Satzzeichen ,, , ausgenommen jenen der Z 4 angefligt und die lit. c entfallt.
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c) In Abs. 2 wird folgende Z 4 angefugt:
,,4. Bei Einkinften aus nicht verbrieften Derivaten:

a) Die inlandische auszahlende Stelle gemaR Z 2 lit. b;

b) Eine Wertpapierfirma im Sinne des § 3 WAG 2018, die sich firr den Einbehalt und die Abfuhr
einer der  Kapitalertragsteuer  entsprechenden  Steuer  eines  konzessionierten
Zahlungsdienstleisters im Sinne des § 7 ZaDiG 2018, eines E-Geldinstitutes im Sinne des § 3
Abs. 2 E-Geldgesetz oder eines zum Abzug einer der Kapitalertragsteuer vergleichbaren
Steuer sonst Berechtigten bedient.

Dies gilt auch im Falle einer/eines auslandischen mit einer inl&ndischen vergleichbaren

auszahlenden Stelle oder einer Wertpapierfirma bzw. eines Zahlungsdienstleisters, sofern mit

deren Ansassigkeitsstaat umfassende Amtshilfe besteht und ein steuerlicher Vertreter bestellt ist.

Als steuerlicher Vertreter kann nur ein inlandischer Wirtschaftstreuhdnder oder eine Person

bestellt werden, die vergleichbare fachliche Qualifikationen dem zustdndigen Finanzamt

nachweist.*

19. § 96 wird wie folgt geéndert:

a) Abs. 4 lautet:

»(4) Der Abzugsverpflichtete hat dem Empfanger der Kapitalertrige eine Bescheinigung iiber die
Hohe der Einkiinfte und des Steuerbetrages, Uber den Zahlungstag, Uber die Zeit, fir welche die
Einkunfte gezahlt worden sind, und Uber das Finanzamt, an das der Steuerbetrag abgefiihrt worden ist, zu
erteilen. Die Hthe der Einkilnfte geméR § 98 Abs. 1 Z 5 lit. b und der darauf entfallende Steuerbetrag
sind gesondert auszuweisen. Die Verpflichtung des Abzugsverpflichteten entfallt, wenn die
Kapitalertrage fur seine Rechnung durch ein Kreditinstitut gezahlt werden und wenn (ber die Zahlung
eine der Bescheinigung gleichartige Bestdtigung erteilt wird.

b) Es wird folgender Abs. 5 angeftigt:

,»(5) Der Abzugsverpflichtete hat dem Empfanger der Kapitalertrdge auf dessen Verlangen eine
Steuerbescheinigung (Steuerreporting) zu erteilen. Diese hat die fur den Steuerpflichtigen relevanten
Daten Uber die ihn betreffenden Geschaftsfalle und das fir ihn verwaltete Kapitalvermdgen eines
Kalenderjahres zu enthalten. Dies betrifft insbesondere

— die Hohe der positiven und negativen Einkiinfte, untergliedert nach 8 27 Abs. 2, Abs. 3, Abs. 4
und Abs. 4a;

—die Ho6he der Ausschittungen und ausschittungsgleichen Ertrage gemal 8186 des
Investmentfondsgesetzes 2011 und § 40 des Immobilien-Investmentfondsgesetzes;

— die Hohe der insgesamt im Rahmen des Verlustausgleichs gemall § 93 Abs. 6 berticksichtigten
negativen Einkiinfte;

— die Hohe der fir den Verlustausgleich im Rahmen der Veranlagung zur Verfligung stehenden
Verluste;

— die einbehaltene und gutgeschriebene Kapitalertragsteuer;
— die berlcksichtigten auslandischen Quellensteuern;

— die Anwendung von § 93 Abs. 4 sowie

— allfallige Anderungen der Depotinhaberschaft.

Der Bundesminister fur Finanzen wird ermachtigt, die Art der Ubermittlung, die Spezifikationen (Form,
Struktur und Inhalt) und Merkmale zur Uberprifung der Echtheit der Steuerbescheinigung im Wege einer
Verordnung néher zu bestimmen.*

20. § 108c wird wie folgt gedndert:

a) In Abs.2 Z1 wird im letzten Satz nach dem Wort ,Forschungsaufwendungen(-ausgaben)“ die
Wortfolge ,,sowie die Beriicksichtigung eines fiktiven Unternehmerlohnes flir eine nachweislich in
Forschung und experimenteller Entwicklung ausgeiibte Tatigkeit* eingefugt.

b) Abs. 3 lautet:

,»(3) Die Pramien kénnen jeweils fiir ein Kalenderjahr beantragt werden. Die Bemessungsgrundlage
fur die Pramie fiir das Kalenderjahr ist aus den Forschungsaufwendungen(-ausgaben) aus dem/den
Wirtschaftsjahr(en) zu ermitteln, das/die in dem Kalenderjahr endet/enden. Die Antragsfrist beginnt mit
dem Ablauf des (letzten) Wirtschaftsjahres und endet vier Jahre nach dem Beginn. Die Antragstellung hat
elektronisch im Wege von FinanzOnline zu erfolgen.*
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c) In Abs. 4 lautet der erste Satz:

,»,Die Pramien sind auf dem Abgabenkonto gut zu schreiben, es sei denn, es wird ein Bescheid gemal
§ 201 BAO oder gemaR Abs. 4a erlassen.*

d) Nach Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefligt:

»(4a) Das Finanzamt kann auf Antrag die Forschungspramie fur eigenbetriebliche Forschung und
experimentelle  Entwicklung hinsichtlich eines sachverhaltsmédfig abgegrenzten Teiles des
Prémienantrages  (ein Forschungsprojekt, mehrere Forschungsprojekte ~ und/oder  ein
Forschungsschwerpunkt, mehrere Forschungsschwerpunkte) mit gesondertem Bescheid festsetzen, wenn
damit zu rechnen ist, dass sich andernfalls die Entscheidung (ber den Pramienantrag erheblich verzdgert.
Der Antrag hat zu enthalten:

1. Die im Gutachten der FFG verwendete Nummer und den Titel des Forschungsprojektes bzw. des
Forschungsschwerpunktes, auf die er sich bezieht.
2. Die darauf entfallende Bemessungsgrundlage und die Hohe der Forschungspramie, die gesondert
festgesetzt werden soll.
Die Forschungspramie, die auf den nicht auf diese Weise erledigten Antrag entfallt, ist ebenfalls mit
einem gesonderten Bescheid oder mit mehreren gesonderten Bescheiden festzusetzen.*

e) In Abs.9 wird im ersten Satz nach der Wortfolge ,glaubhaft gemacht® und nach dem Wort
»hachgewiesen® jeweils das Wort ,,wird* eingeflgt.

21. 8 124b wird wie folgt gedndert:

a) In Z 300 entfallt im zweiten Satz die Wortfolge samt Satzzeichen ,,, wobei auch ein Antrag auf
Festsetzung der nicht festgesetzten Steuerschuld als VerduBerung gilt.*.

b) In Z 351 wird die Wortfolge ,,oder 2021 durch die Wortfolge samt Satzzeichen ,,, 2021 oder 2022
ersetzt.

c) In Z 364 erster Satz wird die Wortfolge ,,Im Kalenderjahr 2020 und 2021 durch die Wortfolge ,,In den
Kalenderjahren 2020, 2021 und 2022 ersetzt.

d) In Z 372 wird in lit. a und lit. b jeweils die Wortfolge ,,die vor dem 1. Janner 2021 enden* durch die
Wortfolge ,,die vor dem 1. Jdnner 2021 beginnen* ersetzt.

e) Nach Ziffer 395 werden folgende Ziffern 396 bis 405 angefligt:

,»,396.83 Abs.1 Z38 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 108/2022 ist erstmalig auf
Zuschiisse und sonstige Leistungen anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2022 ausbezahlt werden.

397.83 Abs.1 739, §4 Abs.4 Z5 und 817 Abs.1 und 3a, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022, sind erstmalig bei der Veranlagung fir das Kalenderjahr
2022 anzuwenden.

398.816 Abs.1 Z6 lit.i in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 108/2022 ist erstmalig
anzuwenden, wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben oder durch
Veranlagung festgesetzt wird, fir Lohnzahlungszeitrdume, die nach dem 31. Dezember 2022
enden.

399.819 Abs. 1 Z2 und Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 ist fur
Zahlungen und Ruickzahlungen ab 1. J&nner 2022 anzuwenden und Uber Antrag des
Steuerpflichtigen auf alle offenen Veranlagungsverfahren. Eine Anderung auf Antrag des
Steuerpflichtigen in einem offenen Veranlagungsverfahren betreffend das Kalenderjahr der
Zahlung oder Rickzahlung stellt hinsichtlich der Kalenderjahre, fiir die der Anspruch besteht, ein
riickwirkendes Ereignis gemafi § 295a BAO dar. Wurde eine Zahlung nicht in dem Kalenderjahr
steuerlich berticksichtigt, fur das die Zahlung getétigt wurde, kann eine Riickzahlung abweichend
von 8§19 Abs. 2 in dem Kalenderjahr als abgeflossen gelten, in dem die Zahlung steuerlich
beriicksichtigt worden ist.

400. § 22 Z 1 lit. a dritter Satz tritt mit 1. September 2022 in Kraft.

401.822 Z1 lit.b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 ist auf alle zum
Zeitpunkt der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 nicht rechtskraftig
veranlagten Félle anzuwenden.

402. 8 27 Abs. 6 Z 2 sechster Teilstrich und § 93 Abs. 5, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 108/2022, treten mit 1. Janner 2023 in Kraft.
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403.841 Abs.1 76, 13, 14 und 15, §41 Abs.2 Z2 sowie §42 Abs.1 Z 3 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 sind erstmalig bei der Veranlagung fur das Kalenderjahr
2022 anzuwenden.

404.896 Abs.4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr.108/2022 tritt am
1. Janner 2024 in Kraft und ist erstmals auf Steuerbescheinigungen anzuwenden, die fiir das
Kalenderjahr 2024 ausgestellt werden.

405. §108c Abs.2 Z1 und Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 ist
erstmalig auf Pramien anzuwenden, die das Kalenderjahr 2022 betreffen und nach dem
30. Juni 2022 erstmalig beantragt werden.*

Artikel 2
Anderung des Korperschaftsteuergesetzes 1988

Das Kdrperschaftsteuergesetz 1988, BGBI. Nr. 401/1988, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 10/2022, wird wie folgt gedndert:

1.8 11 Abs. 1 Z 2 entfalit.

2. In 813 Abs.1 Z4 zweiter Satz wird nach der Wortfolge ,.gemiB § 4b*“ die Wortfolge ,.des
Einkommensteuergesetzes 1988 angefligt.

3.8§21 Abs. 1 Z 1a lautet:

»la. Beschrankt Steuerpflichtigen, die in einem Mitgliedstaat der Européischen Union oder einem
Staat des Européischen Wirtschaftsraumes ansassig sind, ist die Kapitalertragsteuer fir die von
ihnen  bezogenen Einkunfte gemdl 8§27 Abs.2 Z1 litta, b und c¢ des
Einkommensteuergesetzes 1988 auf Antrag zuriickzuzahlen, soweit die Kapitalertragsteuer nicht
auf Grund eines Doppelbesteuerungsabkommens im Ansadssigkeitsstaat angerechnet werden
kann. Dies gilt auch flir beschrénkt Steuerpflichtige, die in einem anderen Staat anséssig sind, mit
dem eine umfassende Amtshilfe besteht, wenn diese weniger als zu einem Zehntel am Kapital
des Abzugsverpflichteten (8 95 Abs. 2 Z 1 lit. a Einkommensteuergesetz 1988) beteiligt sind. Der
Steuerpflichtige hat den Nachweis zu erbringen, dass die Kapitalertragsteuer ganz oder teilweise
nicht angerechnet werden kann.*

4.1n § 24 Abs. 3 Z 1 erster Satz entfallt die Wortfolge ,,der Korperschaftsteuer*.

5. In §24a Abs. 1 Z 3 erster Satz wird die Wortfolge ,,und beschriankt steuerpflichtigen auslandischen
Gruppentréagers (8 9 Abs. 3 fiinfter Teilstrich)“ gestrichen.

Artikel 3
Anderung des Umgriindungssteuergesetzes

Das Umgriindungssteuergesetz, BGBI. Nr. 699/1991, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 10/2022, wird wie folgt geandert:

1. 8§ 17 Abs. 1a wird wie folgt geandert:

a) Im ersten Satz wird die Wortfolge ,§27a Abs.3 Z1 lit.b letzter Satz des
Einkommensteuergesetzes 1988 durch die Wortfolge ,,§ 27a Abs.3 Z2 lit.b letzter Satz des
Einkommensteuergesetzes 1988 ersetzt.

b) Es wird folgender letzter Satz angefigt:

»Als tatsdchliche VerduBerung der Gegenleistung gilt auch, wenn die eingebrachten Kapitalanteile von
der Ubernehmenden Gesellschaft verduRRert werden oder sonst aus deren Betriebsvermégen ausscheiden
und in diesem Zusammenhang ein Wegzug oder eine unentgeltliche Ubertragung der Gegenleistung
durch den Steuerpflichtigen erfolgt; diesfalls ist § 27 Abs. 6 Z 1 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988
nicht anzuwenden.*

2. Im 3. Teil Z 30 entfallt der letzte Satz.

www.ris.bka.gv.at



BGBI. | - Ausgegeben am 19. Juli 2022 - Nr. 108 9 von 53

Artikel 4
Anderung des Stiftungseingangssteuergesetzes

Das Stiftungseingangssteuergesetz, BGBI. | Nr. 85/2008, zuletzt ge&ndert durch das Bundesgesetz
BGBI. | Nr. 104/2019, wird wie folgt geandert:

§5 Z8 mit dem Wortlaut ,,§ 2 Abs.1 lit.b und §4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 104/2019 tritt mit 1. Juli 2020 in Kraft.“ erhalt die Ziffernbezeichnung ,,9.«.

Artikel 5
Anderung des Umsatzsteuergesetzes 1994

Das Umsatzsteuergesetz 1994, BGBI. Nr. 663/1994, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 10/2022, wird wie folgt gedndert:

1. In §6 Abs. 1 Z3 lit. d wird nach der Wortfolge ,,Beférderungen von Personen mit*“ das Wort samt
Satzzeichen ,,Eisenbahnen, eingefiigt.

2.8 6 Abs. 1Z6 lit. c lautet:

,¢) die Lieferungen, ausgenommen Lieferungen neuer Fahrzeuge im Sinne des Art. 1 Abs. 8 des
Anhanges, und die sonstigen Leistungen an

—die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates errichteten stdndigen diplomatischen
Missionen, berufskonsularischen Vertretungen und zwischenstaatlichen Einrichtungen
sowie deren Mitglieder,

— die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates stationierten Streitkréfte der Vertragsparteien
des Nordatlantikvertrages, soweit sie nicht an die Streitkrafte dieses Mitgliedstaates
ausgefuhrt werden, wenn diese Umsatze fiir den Gebrauch oder Verbrauch dieser
Streitkrafte, ihres zivilen Begleitpersonals oder fur die Versorgung ihrer Kasinos oder
Kantinen  bestimmt sind und wenn diese Streitkrafte der gemeinsamen
Verteidigungsanstrengung dienen,

—die Streitkréfte anderer Mitgliedstaaten, wenn diese Streitkrdfte an einer
Verteidigungsanstrengung teilnehmen, die zur Durchfiihrung einer Tatigkeit der Union im
Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik unternommen wird und,
wenn die Umsétze entweder fiir den Gebrauch oder Verbrauch durch die Streitkrafte
anderer Mitgliedstaaten oder ihr ziviles Begleitpersonal oder fiir die Versorgung ihrer
Kasinos oder Kantinen bestimmt sind, und

—die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates stationierten Streitkrafte eines
Mitgliedstaates, wenn diese Streitkréfte an einer Verteidigungsanstrengung teilnehmen,
die zur Durchfihrung einer Tatigkeit der Union im Rahmen der Gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik unternommen wird und, wenn die Umsétze fur den
Gebrauch oder Verbrauch durch die Streitkrafte eines anderen Mitgliedstaats als die des
Bestimmungsmitgliedstaats selbst oder ihr ziviles Begleitpersonal oder fur die Versorgung
ihrer Kasinos oder Kantinen bestimmt sind.

Fur die Steuerbefreiung sind die in dem anderen Mitgliedstaat geltenden Voraussetzungen
malgebend. Die Voraussetzungen der Steuerbefreiung missen vom Unternehmer dadurch
nachgewiesen werden, dass ihm der Abnehmer eine von der zustandigen Behdrde des anderen
Mitgliedstaates oder, wenn er hiezu erméchtigt ist, eine selbst ausgestellte Bescheinigung auf
amtlichem Vordruck aushéndigt. Der Bundesminister fir Finanzen kann durch Verordnung
bestimmen, wie der Unternehmer die {ibrigen Voraussetzungen nachzuweisen hat;*

3.1In 86 Abs. 4 Z 10 wird am Ende das Satzzeichen ,,.*“ durch das Satzzeichen ,, ; ersetzt und folgende
Z 11 angefugt:

,11. der Gegenstande durch die Streitkréfte anderer Mitgliedstaaten fur den eigenen Gebrauch oder
Verbrauch oder fir den ihres zivilen Begleitpersonals oder fir die Versorgung ihrer Kasinos oder
Kantinen, wenn diese Streitkréfte an einer Verteidigungsanstrengung teilnehmen, die zur
Durchfiihrung einer Tétigkeit der Union im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik unternommen wird.*

4. In 8 19 Abs. 1 zweiter Satz wird der Klammerausdruck ,,(ausgenommen die entgeltliche Duldung der
Beniitzung von Bundesstralen und die in 83a Abs. 1la genannten Leistungen)“ durch den
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Klammerausdruck ,,(ausgenommen die entgeltliche Duldung der Beniitzung von Bundesstra3en, die in
8§ 3a Abs. 11a genannten Leistungen sowie die Vermietung von Grundstiicken)“ ersetzt.

5. In der Uberschrift zu § 25b Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Im Inland ansissige Unternehmer* gestrichen.
6. § 27 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 4 wird im zweiten Klammerausdruck die Wortfolge ,,ausgenommen die in § 3a Abs. 11a
genannten Leistungen® durch die Wortfolge ,,ausgenommen die entgeltliche Duldung der Beniitzung von
BundesstraRen, die in 8§ 3a Abs. 11a genannten Leistungen, die Vermietung von Grundstiicken® ersetzt.

b) Nach Abs. 8 wird folgender Abs. 9 angefligt:

»(9) Nimmt ein Unternehmer die Sonderregelung gemaf3 Art. 25a in Anspruch, gelten Abs. 7 und 8
unabhéngig vom Lieferort fir alle Lieferungen gemaR Art. 25a Abs. 1 Z 2. Fir Lieferungen im Sinne des
Art. 25a Abs. 1 Z 2, die im Inland ausgeflhrt werden und fiir die die Sonderregelung gemaR Art. 369a bis
369k der Richtlinie 2006/112/EG in einem anderen Mitgliedstaat in Anspruch genommen wird, ist es
abweichend von Abs. 8 ausreichend, wenn der Steuervertreter im Sinne des Art. 204 der Richtlinie
2006/112/EG die entsprechenden Vorschriften dieses Mitgliedstaates erfiillt.*

7. § 28 wird wie folgt geandert:
a) In Abs. 54 wird die Wortfolge ,,1. Juli 2022 durch die Wortfolge ,,1. Juli 2023 ersetzt.

b) Nach Abs. 57 wird folgender Abs. 58 angefugt:

#(58)

1.86 Abs. 1 Z6 lit. c und Abs. 4 Z 10 und 11, Art. 1 Abs. 3 Z2 und Abs. 10 sowie Art. 4 Abs. 2
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022, treten mit 1. Juli 2022 in Kraft
und sind erstmals auf Umsdtze und sonstige Sachverhalte anzuwenden, die nach dem
30. Juni 2022 ausgeflhrt werden bzw. sich ereignen.

2.86 Abs. 1 Z 3 lit. d, § 27 Abs. 9 und Art. 25 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 108/2022, treten mit 1. Janner 2023 in Kraft und sind erstmals auf Umsétze und sonstige
Sachverhalte anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2022 ausgefuhrt werden bzw. sich
ereignen.*

8. Art. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Art. 1 Abs. 3 Z 1 lit. a wird nach der Wortfolge ,,Art. 3 Abs. 3“ die Wortfolge ,,oder § 3 Abs. 8a*“
eingeflgt.

b) Nach Art. 1 Abs. 3 Z 1 wird folgende Z 2 angefigt:

2. das Verbringen eines Gegenstandes in das Inland, der nicht gemaR den allgemeinen
Besteuerungsbedingungen des Binnenmarkts eines Mitgliedstaats gekauft wurde, durch die
inlandischen Streitkrafte, die an einer Verteidigungsanstrengung teilnehmen, die zur
Durchfuhrung einer Tétigkeit der Union im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik unternommen wird, zum Gebrauch oder Verbrauch dieser Streitkrafte oder
ihres zivilen Begleitpersonals.*

c) Art. 1 Abs. 10 lautet samt Uberschrift:

»~Erwerb durch diplomatische Missionen, zwischenstaatliche Einrichtungen und Streitkréfte im Rahmen
der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik

(10) Ein innergemeinschaftlicher Erwerb im Sinne des Abs. 1 liegt nicht vor, wenn ein Gegenstand
bei einer Lieferung aus dem Gebiet eines anderen Mitgliedstaates in das Inland gelangt und die Erwerber
folgende Einrichtungen sind, soweit sie nicht Unternehmer sind oder den Gegenstand nicht fir ihr
Unternehmen erwerben:

1.im Inland ansédssige stadndige diplomatische Missionen und berufskonsularische Vertretungen
oder

2. im Inland anséssige zwischenstaatliche Einrichtungen oder

3. Streitkrafte anderer Mitgliedstaaten, die im Inland an einer Verteidigungsanstrengung
teilnehmen, die zur Durchfihrung einer Tétigkeit der Union im Rahmen der Gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik unternommen wird.
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Diese Einrichtungen gelten nicht als Erwerber im Sinne des Abs.2 Z 2. Die Abs.7 bis 9 bleiben
unberiihrt.*

9. In Art. 4 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,Art. 1 Abs. 3 Z 1 durch die Wortfolge ,,Art. 1 Abs. 3 ersetzt.
10. Art. 25 lautet samt Uberschrift:

»Dreiecksgeschaft
Begriff
Art. 25. (1) Ein Dreiecksgeschaft liegt vor, wenn bei einem Reihengeschaft (§ 3 Abs. 15) die in
Abs. 3 genannten Voraussetzungen erfiillt werden.
Ort des innergemeinschaftlichen Erwerbs beim Dreiecksgeschéft

(2) Der innergemeinschaftliche Erwerb im Sinne des Art. 3 Abs. 8 zweiter Satz gilt als besteuert,
wenn der Unternehmer, der den innergemeinschaftlichen Erwerb bewirkt (Erwerber), nachweist, dass ein
Dreiecksgeschéft vorliegt und dass er seiner Erklarungspflicht geméR Abs. 6 nachgekommen ist. Kommt
der Unternehmer seiner Erklarungspflicht nicht nach, fallt die Steuerfreiheit rickwirkend weg.

Steuerbefreiung beim innergemeinschaftlichen Erwerb von Gegensténden

(3) Der innergemeinschaftliche Erwerb ist unter folgenden Voraussetzungen von der Umsatzsteuer
befreit:

a) Der Erwerber betreibt im Inland weder sein Unternehmen noch hat er dort eine Betriebstétte;

b) der Erwerber verwendet fiir den Erwerb eine Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer, die weder
eine inlandische noch eine des Mitgliedstaates ist, aus dem die Gegensténde stammen;

c) der Erwerb erfolgt fur Zwecke einer anschlieBenden Lieferung des Erwerbers im Inland an einen
Unternehmer oder eine juristische Person, der bzw. die fur Zwecke der Umsatzsteuer im Inland
erfasst ist (Abnehmer);

d) die Steuer flr die anschlielende Lieferung wird gemafl Abs. 5 vom Abnehmer geschuldet.
Rechnungsausstellung durch den Erwerber

(4) Die Rechnungsausstellung richtet sich nach den Vorschriften des Mitgliedstaates, von dem aus
der Erwerber sein Unternehmen betreibt. Wird die Lieferung von der Betriebsstatte des Erwerbers
ausgefuhrt, ist das Recht des Mitgliedstaates maRgebend, in dem sich die Betriebsstétte befindet. Rechnet
der Leistungsempfénger, auf den die Steuerschuld Ubergeht, mittels Gutschrift ab, richtet sich die
Rechnungsausstellung nach den Vorschriften des Mitgliedstaates, in dem die Lieferung ausgefuhrt wird.
Sind fur die Rechnungsausstellung die Vorschriften dieses Bundesgesetzes malgebend, muss die
Rechnung zusétzlich folgende Angaben enthalten:

—einen ausdriicklichen Hinweis auf das Vorliegen eines innergemeinschaftlichen
Dreiecksgeschaftes und die Steuerschuldnerschaft des Abnehmers,

— die Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer, unter der der Erwerber den innergemeinschaftlichen
Erwerb und die nachfolgende Lieferung der Gegenstédnde bewirkt hat, und

— die Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer des Abnehmers.
Steuerschuldner

(5) Bei einem Dreiecksgeschéft wird die Steuer vom Abnehmer der steuerpflichtigen Lieferung
geschuldet, wenn die vom Erwerber ausgestellte Rechnung dem Abs. 4 entspricht.

Pflichten des Erwerbers
(6) Zur Erflllung seiner Erklarungspflicht im Sinne des Abs.2 hat der Erwerber in der
Zusammenfassenden Meldung folgende Angaben zu machen:

— die Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer im Inland, unter der er den innergemeinschaftlichen
Erwerb und die nachfolgende Lieferung der Gegenstande bewirkt hat;

—die Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer des Abnehmers der vom Erwerber bewirkten
nachfolgenden Lieferung, die diesem im Bestimmungsmitgliedstaat der versandten oder
beforderten Gegenstande erteilt worden ist;

— flr jeden einzelnen dieser Abnehmer die Summe der Entgelte der auf diese Weise vom Erwerber
im Bestimmungsmitgliedstaat der versandten oder beforderten Gegenstdnde bewirkten
Lieferungen. Diese Betrage sind fur den Meldezeitraum gemal Art. 21 Abs. 3 anzugeben, in dem
die Steuerschuld entstanden ist.

Pflichten des Abnehmers
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(7) Bei der Berechnung der Steuer gemdR 8 20 ist dem ermittelten Betrag der nach Abs.5
geschuldete Betrag hinzuzurechnen.*

11. In Art. 25a Abs. 15 wird vor der Wortfolge ,,sonstige Leistungen® die Wortfolge ,,Lieferungen oder*
eingefugt.

Artikel 6
Anderung des Gebuhrengesetzes 1957

Das Gebiihrengesetz 1957, BGBI. Nr. 267/1957, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 227/2021, wird wie folgt geédndert:

1. In § 3 Abs. 2 Z 2 erster Satz wird nach der Wortfolge ,, Tarifpost 9 Abs. 5° das Wort ,,und* durch einen
Beistrich ersetzt und nach der Wortfolge ,,Tarifpost 16 Abs. 5“ die Wortfolge samt Satzzeichen ,,,
Tarifpost 20 Abs. 6, Tarifpost 21 Abs. 9 und Tarifpost 22 Abs. 7 eingeflgt.

2.In 8§ 13 Abs. 4 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefugt:

,Ist die Anbringung des Vermerkes auf der Schrift selbst nicht moglich, muss die Gebiihrenentrichtung
aus dem Verwaltungsakt nachvollziehbar sein.*

3. In 814 Tarifpost5 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,(einem Protokolle) durch die Wortfolge ,,(einem
Protokoll)* ersetzt und nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(1a) Beilagen, die auf elektronischem Wege einer gebiihrenpflichtigen Eingabe (einem Protokoll)
beigelegt werden, je Beilage.............cccoiiiiiiiiiiiin. 3,90 Euro*

4. In §14 Tarifpost 6 Abs. 3 lit. ¢ wird nach der Wortfolge ,,von 61,50 Euro*“ die Wortfolge samt
Satzzeichen ,,, bei Personen, die bei der Antragstellung das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
von 26,30 Euro,* eingefugt.

5. In 8 14 Tarifpost 6 Abs. 5 Z 11 wird die Wortfolge ,,Universititen, Pddagogischen Hochschulen* durch
die Wortfolge ,,hochschulischen postsekundédren Bildungseinrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 des
Hochschul-Qualitatssicherungsgesetzes, BGBI. | Nr. 74/2011, ersetzt.

6. In § 14 Tarifpost 8 Abs. 6 zweiter Satz wird nach der Wortfolge ,,durch eine Behorde eines Landes* die
Wortfolge ,,oder einer Gemeinde*“ eingefligt; im letzten Satz wird die Wortfolge ,,Aufenthaltstitel
(Abs. 4)* durch die Wortfolge ,,auf Antrag erteilte Aufenthaltstitel (Abs. 4 Z 1) ersetzt.

7. In § 14 Tarifpost 11 entfallen die Klammerausdriicke ,,(§ 21 Abs. 1 WaffG)“, ,,(§ 23 Abs. 2 WaffG)“,
A(§ 17 Abs. 3 WaffG)*, ,(§ 21 Abs.2 WaffG)*, ,(§ 23 Abs.2 WaffG)*, ,(§ 17 Abs.3 WaffG)*“ und
(§ 35 Abs. 3 WaffG)*.

8. § 14 Tarifpost 12 samt Uberschrift lautet:

,» Larifpost
12 Auslénderbeschéftigungsverfahren
(1) Antragsgebiihr
1. Ansuchen um Ausstellung der in Abs. 2 Z 1 angeflhrten Schrift ...........c... oo 26 Euro
2. Ansuchen um Ausstellung der in Abs. 2 Z 2 bis Z 9 angeflihrten Schriften ....................... 20 Euro
3. Ansuchen um Registrierung als Stammsaisonier gemé&R 85 Abs.6a des
Auslénderbeschéftigungsgesetzes (AusiBG), BGBI. Nr. 218/1975.......cc.cc. vovvevvvieneinennns 20 Euro
(2) Erledigungsgebihr
1. Ausstellung einer Entsendebestéatigung gemal § 18 Abs. 12 AuSIBG......... cccoceevviericienen. 8 Euro
2. Ausstellung einer Sicherungsbescheinigung gemél 8 11 AuSIBG ..........ccc. covervineieiennen, 14 Euro
3. Ausstellung einer Entsendebewilligung gemdl § 18 Abs. 1 AuSIBG .......... coceeveeveieienen, 12 Euro
4. Ausstellung einer Beschaftigungsbewilligung gemaR §§ 4 und 5 AusIBG.. .......cccccerveeeneen. 12 Euro
5. Ausstellung einer Bestatigung gemal § 3 Abs. 8 AUSIBG.........ccccovvviiiies v, 20 Euro
6. Schriftliche Feststellung geméR § 2 Abs. 4 AusIBG, dass ein wesentlicher Einfluss

auf die Geschéftsfihrung der Gesellschaft durch den Gesellschafter tatséchlich
Persdnlich auSGEUDt WK ...........cooeiiiiiiie e et 6 Euro
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7. Ausstellung einer Anzeigebestatigung fir Au-Pair-Kréfte gemal §1 Z 10 der
Auslanderbeschaftigungsverordnung, BGBI. Nr. 609/1990, in der Fassung der

Verordnung BGBI. T NF. 263/2019 ........oouciiiiiiieieieireee e sreneeeare e 12 Euro

8. Ausstellung einer Anzeigebestétigung gemal § 3 Abs. 5 AusIBG fir Auslénder, die
als Volontére, Ferial- oder Berufspraktikanten oder Praktikanten beschéaftigt werden........ 12 Euro

9. Ausstellung einer Anzeigebestatigung geméR § 18 Abs. 3 AusIBG flr Auslander,
die eine Schulungs- bzw. Aus- und Weiterbildungsmalnahme absolvieren ....................... 12 Euro

10. Ausstellung einer Bestétigung (ber die Registrierung als Stammsaisonier gemaR § 5
ADS. B8 AUSIBG ... bt s 15 Euro

11. Von Amts wegen ausgestellte Beschaftigungsbewilligung gemal 8 4c Abs. 1
AAUSIBG ...ttt £ebeabe et bt e 7 Euro
12. Von Amts wegen ausgestellter Befreiungsschein gemél § 4c Abs. 2 AusIBG ................... 90 Euro

13.Von Amts wegen ausgestellte Beschaftigungsbewilligung geméaR § 19 Abs. 7
AAUSIBG ...ttt febe bt bt renne s 7 Euro

(3) Die Gebuhrenschuld fir Antrdge gemal Abs. 1 entsteht mit Zustellung der das Verfahren in einer
Instanz abschliefenden schriftlichen Erledigung. Die Gebihrenschuld fur die Ausstellung der Schriften
gemal Abs. 2 entsteht mit deren Hinausgabe.

(4) Gebuhrenschuldner ist in den Féllen des Abs. 1 derjenige, in dessen Interesse der Antrag gestellt
wird. Gebihrenschuldner ist in den Fallen des Abs. 2 derjenige, fir den oder in dessen Interesse die
Erledigung ausgestellt wird.

(5) Antrage gemdal Abs. 1 sind von der Gebuhrenpflicht des § 14 Tarifpost 6 befreit. Schriften
gemaR Abs. 2 sind von der Gebuhrenpflicht des § 14 Tarifpost 2 und 14 befreit.

(6) Die Ausstellung der in Abs.2 angefiihrten Schriften und die in diesen Verfahren
vorgenommenen Amtshandlungen sowie die Vornahme der in Abs. 2 angefiihrten Amtshandlungen sind
von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.*

9. In 8§ 14 Tarifpost 14 Abs. 2 Z 6 wird die Wortfolge ,,Universitéiten, der Padagogischen Hochschulen
durch die Wortfolge ,,hochschulischen postsekundiren Bildungseinrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1
des Hochschul-Qualitétssicherungsgesetzes, BGBI. | Nr. 74/2011, ersetzt.

10. In 8 14 Tarifpost 16 Abs. 1 Z 4 wird die Wortfolge ,,§§ 20 Abs. 4 oder 21 Abs. 2 FSG, BGBI. |
Nr. 120/1997, in der jeweils geltenden Fassung,” durch die Wortfolge ,,§ 17a Abs.2 FSG, BGBI. |
Nr. 120/1997,“ ersetzt; § 14 Tarifpost 16 Abs. 2 Z 1 entféllt; In 8 14 Tarifpost 16 Abs. 4 wird der Verweis
,,Abs. 1 bis 3 durch den Verweis ,,Abs. 1 und 2 ersetzt und in § 14 Tarifpost 16 Abs. 5 entfallt die
Wortfolge ,,oder den Mopedausweis*.

11. § 14 Tarifpost 19 samt Uberschrift lautet:

. Tarifpost

19 Grenzuberschreitende Abfallverbringung
(1) Erledigungsgebuhr

1. Genehmigung einer Ein- und/oder Ausfuhr gemd? 869 Abs.1 des
Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 (AWG 2002), BGBI. | Nr. 102/2002, mit Bescheid........ 400 Euro

2. Genehmigung einer Durchfuhr gemaR § 69 Abs. 1 AWG 2002, mit Bescheid ................. 100 Euro
3. Vorabzustimmung gemaR § 71a AWG 2002, mit BeSCheid .........ccccvevivveies covvvvrenreennne, 850 Euro
4. Anderung einer Genehmigung gemaR § 69 Abs.1 oder § 71a AWG 2002, mit

L2 TSl 1= o RSSO 100 Euro

(2) Die Gebuhrenschuld fur Erledigungen geméR Abs. 1 entsteht mit deren Hinausgabe.

(3) Gebuhrenschuldner ist derjenige, flir den oder in dessen Interesse die Erledigung ausgestellt
wird.

(4) Die Ansuchen um Ausstellung der in Abs. 1 angeflihrten Schriften sind von der Gebiihrenpflicht
des § 14 Tarifpost 6 befreit.

(5) Die Ausstellung der in Abs. 1 angefiihrten Schriften und die Vornahme der darin angefiihrten
Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.
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12. § 14 Tarifpost 20 samt Uberschrift lautet:
,» Larifpost
20 Zivilluftfahrtwesen
(1) Erledigungsgebiihr
1. Bewilligung einer AuRenlandung und eines AuBRenabfluges gemaR § 9 Abs. 2 des

Luftfahrtgesetzes (LFG), BGBI. Nr. 253/1957, je Bewilligung fiir einen Ort und
EINEN ZEITFAUM .ottt 23 Euro

jedoch nicht mehr als 115 Euro

2. Bewilligung des Abwerfens von Sachen gemdR § 133 Abs. 2 LFG, je Bewilligung
fur einen Ort und einen Zeitraum.........ccocceveievesvsieeineiesese s 43,90 Euro

jedoch nicht mehr als 131,70 Euro
(2) Die Gebuhrenschuld fur Erledigungen geméaR Abs. 1 entsteht mit deren Hinausgabe.

(3) Gebuhrenschuldner ist derjenige, fir den oder in dessen Interesse die Erledigung ausgestellt
wird.

(4) Die Ansuchen um Ausstellung der in Abs. 1 angeflihrten Schriften sind von der Gebihrenpflicht
des § 14 Tarifpost 6 befreit.

(5) Die Ausstellung der in Abs. 1 angefiihrten Schriften und die Vornahme der darin angefiihrten
Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(6) Erfolgt die Bewilligung geméR Abs. 1 Z 1 und Z 2 durch eine Behorde eines Landes, steht dieser
Gebietskorperschaft je Bewilligung ein Pauschalbetrag zu. Dieser betrégt in den Fallen

L.deSADS. LZ 1 6,50 Euro
jedoch nicht mehr als 32,50 Euro
2.08S ADS. 1 Z 2 oot 21,80 Euro

jedoch nicht mehr als 65,40 Euro*

13. § 14 Tarifpost 21 samt Uberschrift lautet:
. Tarifpost
21 Ausweise fur Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi)

(1) Ansuchen um Ausstellung eines Ausweises fir Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi)
gemdl §8 4 und 5 der Betriebsordnung fiir den nichtlinienméRigen Personenverkehr (BO 1994), BGBI.
Nr. 951/1993, in der Fassung der Verordnung BGBI. 11 Nr. 408/2020 40 Euro

(2) Ausstellung eines Ausweises flir Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) geméal §8 4 und
5 der Betriebsordnung fiir den nichtlinienmaRigen Personenverkehr (BO 1994), BGBI. Nr. 951/1993, in
der Fassung der Verordnung BGBI. 11 Nr. 408/2020 30 Euro

(3) Wiederausfolgung des Ausweises flr Personenbeforderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) 40 Euro

(4) Die Gebuhrenschuld fur das Ansuchen um Ausstellung eines Ausweises fur
Personenbeforderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) entsteht mit der Einbringung des Antrages. Die
Gebuhrenschuld fir die Ausstellung des Ausweises fiir Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi)
entsteht mit dessen Hinausgabe.

(5) Gebuhrenschuldner ist im Falle des Abs. 1 der Antragsteller und im Falle des Abs. 2 derjenige,
flr den oder in dessen Interesse der Ausweis ausgestellt wird.

(6) Ist eine positive Erledigung des Ansuchens um Ausstellung eines Ausweises fir
Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) aufgrund der Aktenlage im Zeitpunkt der Antragstellung
wahrscheinlich, hat die Behdrde vom Gebiihrenschuldner bei Uberreichung des Ansuchens eine
Vorauszahlung der Gebuhr gemdal Abs. 2 zu verlangen. Die Vorauszahlung ist auf Antrag zu erstatten,
wenn keine Gebuhrenschuld entsteht. § 241 Abs. 2 und 3 BAO gelten sinngeméaR. Die Behorde darf den
Ausweis fur Personenbefdrderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) nur nach erfolgter Entrichtung der Geblhr
aushandigen.

(7) Die Ansuchen um Ausstellung und Wiederausfolgung eines Ausweises fur
Personenbefdrderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) sind von der Gebihrenpflicht des § 14 Tarifpost 6 befreit.
Der Ausweis fur Personenbeforderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) ist von der Gebuhrenpflicht des § 14
Tarifpost 14 befreit.
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(8) Die Ausstellung eines Ausweises flr Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) und die in
diesem Verfahren vorgenommenen Amtshandlungen sowie die Wiederausfolgung des Ausweises fir
Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(9) Erfolgt die Ausstellung eines Ausweises fiir Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) durch
eine Behdrde eines Landes, steht dieser Gebietskdrperschaft je Ausweis ein Pauschalbetrag von 30 Euro

113

Zu.

14. § 14 Tarifpost 22 samt Uberschrift lautet:
,» Larifpost
22 Fahrerqualifizierungsnachweise

(1) Ansuchen um Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises gemaR 8§ 14 Abs. 3 der
Grundqualifikations- und Weiterbildungsverordnung — Berufskraftfahrer (GWB), BGBI. 11 Nr. 139/2008,
in der Fassung der Verordnung BGBI. 11 Nr. 531/2021 50 Euro

(2) Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Einbringung des Antrages.
(3) Gebihrenschuldner ist der Antragsteller.

(4) Der Antrag auf Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises ist von der Gebihrenpflicht
des § 14 Tarifpost 6 befreit. Der Fahrerqualifizierungsnachweis ist von der Gebihrenpflicht des § 14
Tarifpost 14 befreit.

(5) Die Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises und die in diesem Verfahren
vorgenommenen Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(6) Die Behorde darf den Fahrerqualifizierungsnachweis nur nach erfolgter Entrichtung der Gebiihr
aushandigen.

(7) Erfolgt die Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises durch eine Behdrde eines Landes,
steht dieser Gebietskorperschaft je Nachweis ein Pauschalbetrag von 20 Euro zu.*

15. In § 33 Tarifpost 5 Abs. 5 wird nach Z 5 folgende Z 6 angefligt:

,,6. Das Finanzamt Osterreich hat Bestandnehmern, zu deren Geschéaftstatigkeit laufend der
Abschluss von Rechtsgeschaften im Sinne dieser Tarifpost gehdrt und die Gewahr flr die
ordnungsgemaRe Einhaltung der Gebiihrenvorschriften bieten, auf Antrag zu bewilligen, dass die
auf die Bestandvertrage entfallenden Hundertsatzgebiihren selbst berechnet und bis zum 15. Tag
(Falligkeitstag) des dem Entstehen der Gebihrenschuld zweitfolgenden Monats an das
Finanzamt Osterreich entrichtet werden. Bestandnehmer, die von der Befugnis zur
Selbstberechnung Gebrauch machen wollen, haben beim Finanzamt Osterreich die Zuteilung
einer Steuernummer zu beantragen. Es sind die Bestimmungen des § 3 Abs. 4a ber die Fihrung
von Aufschreibungen sowie die Bestimmungen des 8 3 Abs. 4b und 4c sinngemé&R anzuwenden.
Macht der Bestandnehmer von seiner Befugnis zur Selbstberechnung Gebrauch, erlischt die
Verpflichtung zur Selbstberechnung des Bestandgebers gemaR Z 1.«

16. § 34 Abs. 1 lautet:

,»(1) Die Organe der Gebietskdrperschaften haben den Gebuhrenschuldner Uber die Rechtsgrundlage
und die Héhe der zu entrichtenden Gebihren zu informieren sowie die bei ihnen anfallenden Schriften
und Amtshandlungen auf die Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes zu Uberprifen. Stellen
sie hiebei eine Verletzung der Gebuhrenvorschriften fest, so haben sie hierliber einen Befund
aufzunehmen und diesen dem Finanzamt Osterreich zu Gbermitteln. Die naheren Bestimmungen Gber die
Informationspflicht, die Befundaufnahme sowie Uber die Ubermittlung des Befundes werden durch
Verordnung getroffen.*

17. In 8§ 37 Abs. 45 wird das Datum ,,30. Juni 2022¢ durch das Datum ,,31. Dezember 2022¢ sowie die
Daten ,,1. Juli 2022 jeweils durch das Datum ,,1. Janner 2023 ersetzt.

18. In § 37 wird nach Abs. 45 folgender Abs. 46 angefugt:

~(46)

1. 8 14 Tarifpost 6 Abs. 3 lit. ¢, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022, tritt mit
1. Janner 2021 in Kraft.

2.8 14 Tarifpost19, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.108/2022, tritt mit
1. August 2022 in Kraft und ist auf Ansuchen anzuwenden, die nach dem 31. Juli 2022 gestellt
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werden sowie auf Erledigungen anzuwenden, deren Ansuchen nach dem 31. Juli 2022 gestellt
werden.

3.83 Abs.2 Z2 und §34 Abs.1, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 108/2022, treten mit 1. Oktober 2022 in Kraft.

4.8 14 Tarifpost5 Abs. 1, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 108/2022, tritt mit
1. Oktober 2022 in Kraft und ist auf Beilagen anzuwenden, die nach dem 30. September 2022
eingebracht werden.

5.814 Tarifpost 12, Tarifpost 20, Tarifpost21 und Tarifpost 22, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022, tritt mit 1. Oktober 2022 in Kraft und ist auf Ansuchen
anzuwenden, die nach dem 30. September 2022 gestellt werden sowie auf Erledigungen
anzuwenden, deren Ansuchen nach dem 30. September 2022 gestellt werden.

19. In 838 erhdlt der bisherige Text die Absatzbezeichnung ,,(1)¢; die Wortfolge ,das
Bundesministerium* wird durch die Wortfolge ,.der Bundesminister ersetzt und folgender Abs. 2
angefugt:

,»(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.*

Artikel 7
Anderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz — ASVG, BGBI. Nr. 189/1955, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 81/2022, wird wie folgt geandert:

1. In 849 Abs. 3 wird der Punkt am Ende der Z 31 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 32
angefugt:
,,32. steuerfreie Zuschuisse oder sonstige Leistungen nach § 3 Abs. 1 Z 38 lit. a dritter Teilstrich und
lit. c EStG 1988.«
2.1m 8 735 Abs. 2 Z 1 wird der Ausdruck ,,SARS-CoV-2 durch den Ausdruck ,,COVID-19* ersetzt.

3.8 735 Abs. 2 Z 2 lautet:

,,2. die betroffene Person aus medizinischen Griinden nicht gegen COVID-19 geimpft und mittels
Antikorperpraparaten nicht ausreichend geschiitzt werden kann.*

4. Im § 735 Abs. 2a letzter Satz wird der Ausdruck ,,30. Juni 2022 durch den Ausdruck ,,31. Dezember
2022 ersetzt.

5. § 735 Abs. 3e entfallt.
6. Die §§ 764 und 765 samt Uberschriften entfallen.

7. Nach § 772 wird folgender § 773 samt Uberschrift angefiigt:
»Schlussbestimmungen zu Art. 7 des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022

8773. (1) 8735 Abs. 2 Z 1, 2 und Abs. 2a letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 108/2022 tritt mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(2) 849 Abs. 3 Z 31 und 32 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 tritt mit 1. Juli
2022 in Kraft.

(3) Die 88 735 Abs. 3e, 764 und 765 samt Uberschriften treten mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung dieses Bundesgesetzes aufler Kraft. Die Bezahlung des Honorars fur die
Ausnahmebestétigungen sowie der Kostenersatz des Bundes an die Krankenversicherungstrédger nach
§ 764 Abs. 1 haben fur die bis zu diesem Zeitpunkt ausgestellten Ausnahmebestatigungen zu erfolgen.
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Artikel 8
Anderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 1992

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992, BGBI. Nr. 449/1992, zuletzt ge&ndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 99/2020, wird wie folgt gedndert:

1.8 2 Abs. 1 Z 9 lautet:

9. Kraftfahrzeuge, die auf Grund ihres Antriebes (insbesondere Elektro oder Wasserstoff) einen
CO»-Emissionswert von 0 g/km aufweisen;"

2. In 85 Abs. 1 Z2 lit. a wird nach der Wortfolge ,,der Klasse M1,* die Wortfolge ,,ausgenommen
Wohnmobile der Aufbauart ,,SA“, bei denen das Basisfahrzeug ein Kraftfahrzeug der Klasse N ist,
eingeflgt.

3. In 85 Abs. 2 Teilstrich 4 wird die Wortfolge ,,geméB Abs. 1 Z 2 lit. b sublit. bb* durch die Wortfolge
»gemiB Abs. 1 Z 2 lit. a sublit. bb* ersetzt.

4.1n 8§ 11 Abs. 1 wird nach Z 11 folgende Z 12 angefligt:

»12.82 Abs.1 29, §5 Abs. 1 Z2 lit.a und 85 Abs. 2 Teilstrich 4, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022, treten mit 1. J&nner 2023 in Kraft.“

Artikel 9
Anderung des Versicherungssteuergesetzes 1953

Das Versicherungssteuergesetz, BGBI. Nr. 133/1953, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 104/2019, wird wie folgt gedndert:

1.8 4 Abs. 3 Z 6 lautet:

,,0. Kraftfahrzeuge, die auf Grund ihres Antriebes (insbesondere Elektro oder Wasserstoff) einen
CO,-Emissionswert von 0 g/km aufweisen;*

2. In 85 Abs.1 Z3 lit. b wird nach der Wortfolge ,bei Kraftfahrzeugen der Klasse M1 mit einem
hochsten zul&ssigen Gesamtgewicht bis 3,5 Tonnen,” die Wortfolge ,,ausgenommen Wohnmobile der
Aufbauart ,,SA“, bei denen das Basisfahrzeug ein Kraftfahrzeug der Klasse N ist,“ eingefiigt.

3.In §6 Abs. 3 Z 1 lit. b wird nach der Wortfolge ,,Kraftfahrzeugen der Klasse M1 mit einem héchsten
zuldssigen Gesamtgewicht bis 3,5 Tonnen,“ die Wortfolge ,,ausgenommen Wohnmobile der Aufbauart
»SA%, bei denen das Basisfahrzeug ein Kraftfahrzeug der Klasse N ist,” eingefugt.

4.1n 8§ 12 Abs. 3 wird nach Z 32 folgende Z 33 angefiigt:
»33.84 Abs.3 26, 85 Abs.1 Z3 lit.b und 86 Abs.3 Z1 lit. b, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022, treten mit 1. Juni 2023 in Kraft und sind auf Zahlungen
des Versicherungsentgeltes anzuwenden, die
a) nach dem 31. Mai 2023 fallig werden und Versicherungszeitradume betreffen, die nach dem
31. Mai 2023 liegen;

b) vor dem 1. Juni 2023 féllig geworden sind und soweit diese Versicherungszeitraume betreffen,
die nach dem 31. Mai 2023 liegen.

c¢) Der Versicherer und der Bevollméchtigte hat die bereits fallig gewesene motorbezogene
Versicherungssteuer gemaR lit. b zu Kkorrigieren und beim Versicherungsnehmer
nachzuerheben oder diesem rilckzuerstatten. Im Falle einer Nacherhebung ist die
motorbezogene Versicherungssteuer spétestens am 15. August 2023 (Falligkeitstag) zu
entrichten. Im Falle einer Rickerstattung kann der selbst berechnete Riickerstattungsbetrag
vom Gesamtsteuerbetrag abgesetzt werden.
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Artikel 10
Anderung des Normverbrauchsabgabegesetzes

Das Normverbrauchsabgabegesetz, BGBI. Nr. 695/1991, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 208/2021, wird wie folgt geandert:

1.8 2 Abs. 1 Z 2 lautet:

»2. Schwere vierrddrige Kraftfahrzeuge (Klasse L7e) mit einem Hubraum von mehr als
125 Kubikzentimetern;*

2. In §3 Abs. 1 Z2 wird die Wortfolge ,,gemal § 1 Z 3 lit. b* durch die Wortfolge ,,gemaBl § 1 Z 3«
ersetzt.

3.1n 8 3 Abs. 2 Z 2 lit. a wird nach dem bisherigen letzten Satz folgender Satz angefiigt:

,Wird das zustindige Finanzamt iiber den Ubergang der Steuerschuld nicht in Kenntnis gesetzt, bleibt
neben dem Empfanger der Leistung der Unternehmer Abgabenschuldner (Gesamtschuldner gemal § 6
Abs. 1 BAO).

4. In § 3 Abs. 3 wird folgende Z 8 angefugt:
,,8. Kraftfahrzeuge, die ausschlieBlich zu Erprobungs- und Entwicklungszwecken durch
unternehmerisch tétige Fahrzeughersteller oder Fahrzeugentwickler verwendet werden®

5.1n 8 13 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,§ 3 Z 4 lit. ¢ durch die Wortfolge ,,§ 3 Abs. 4 Z 3* ersetzt.

6. In § 15 wird nach Abs. 25 folgender Abs. 26 angefiigt:

»(26) §2 Abs. 122,83 Abs. 172,83 Abs.2Z2 lit.a, §3 Abs. 3 Z8 und § 13 Abs. 2, jeweils in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022, treten mit 1. September 2022 in Kraft.“

Artikel 11
Anderung der Gewerbeordnung 1994

Die Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194/1994, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 65/2020, wird wie folgt geéndert:

In § 381 Abs. 6 wird nach der Wortfolge ,,§ 84p zweiter Satz*“ die Wortfolge samt Satzzeichen ,,, des
§ 333a und des § 352 Abs. 13 eingeflgt.

Artikel 12
Anderung des Elektrizitatsabgabegesetzes

Das Elektrizitdtsabgabegesetz, BGBI. Nr.201/1996, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 63/2022, wird wie folgt gedndert:

1.8 2 Abs. 1 Z 5 lautet:

,,J. aus erneuerbaren Energietrdgern von Eisenbahnunternehmen selbst erzeugter Bahnstrom, soweit
dieser nachweislich von ihnen selbst oder von anderen Eisenbahnunternehmen zum Antrieb und
Betrieb von Schienenfahrzeugen verwendet wird. Eisenbahnunternehmen im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind Betreiber wvon Offentlichen Eisenbahnen nach §1 Z1 des
Eisenbahngesetzes 1957, BGBI. Nr. 60/1957, einschlieflich Eisenbahnunternehmen, die
Eisenbahnverkehrsdienste auf solchen Bahnen erbringen. Bahnstrom ist elektrische Energie,
soweit diese von Eisenbahnunternehmen zum Antrieb und Betrieb von Schienenfahrzeugen
verwendet wird. Als selbst erzeugt gelten auch jene Mengen von Bahnstrom, die innerhalb eines
Unternehmens im Sinne des § 3 Abs. 4 des Kommunalsteuergesetzes 1993, BGBI. Nr. 819/1993,
oder eines vergleichbaren Unternehmens erzeugt und an andere Konzerngesellschaften geliefert
werden.

2.In 8§ 2 Abs. 2 entfallen der zweite und der vierte Satz.

3. In § 4 entfallen Abs. 3 letzter Satz und Abs. 4.
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4. 85 Abs. 5 lautet:

»(5) Die Erhebung der Abgabe obliegt dem fir die Erhebung der Umsatzsteuer des
Abgabenschuldners zustandigen Finanzamt. Abweichend davon obliegt sie

1.in jenen Fallen, in denen der Netzbetreiber die Abgabe entrichtet, dem fiir die Erhebung der
Umsatzsteuer des Netzbetreibers zustandigen Finanzamt;

2.in den Fallen des § 2 Abs. 1 Z 1 und 2 dem fir die Erhebung der Umsatzsteuer des Verwenders
der elektrischen Energie zustandigen Finanzamt;

3.in den Féallen des 84 Abs.3 zweiter Satz dem fur die Erhebung der Umsatzsteuer des
Eisenbahnunternehmens zustédndigen Finanzamt.*

5. § 5 werden folgende Abs. 8 und 9 angefiigt:

»(8) Antrige auf Vergiitung nach § 2 Abs.1 Z1 und 2 sowie §4 Abs. 3 sind nur fir volle
Kalendermonate zul&ssig und bei sonstigem Verlust des Anspruchs bis zum Ablauf des auf die
Verwendung folgenden Kalenderjahrs bei dem nach Abs. 5 zustdndigen Finanzamt zu stellen.

(9) Der Bundesminister fir Finanzen wird ermdchtigt, durch Verordnung das Verfahren fir die
Inanspruchnahme der Steuerbegunstigungen nach § 2 Abs. 1 Z 1, Z2, Z 3 und Z 5 sowie nach § 4 Abs. 3
insbesondere betreffend Antragstellung und Nachweise naher zu regeln.*

6. § 7 werden folgende Abs. 13 und 14 angeftigt:

»(13) § 2 Abs. 1 Z5 und 8 4 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 sind
vorbehaltlich der zeitgerechten Erfullung allfélliger EU-rechtlicher, insbesondere beihilfenrechtlicher
Verpflichtungen und unter Beriicksichtigung der Regelungen nach Abs. 11 und 12 auf Vorgange nach
dem 30. Juni 2022 anzuwenden. Abs. 8 zweiter und dritter Satz gilt sinngemaR.

(14) Vorbehaltlich der zeitgerechten Erfillung allfélliger EU-rechtlicher, insbesondere
beihilfenrechtlicher Verpflichtungen und unter Beriicksichtigung der Regelungen nach Abs. 11 und 12
kann die Steuerbefreiung nach 8§ 2 Abs. 1 Z'5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022
sowie eine Steuerbegilinstigung nach § 4 Abs. 3 bereits fiir Zeitrdume nach dem 31. Dezember 2021 in
Anspruch genommen werden

1. von Eisenbahnunternehmen, auf die nach § 2 Abs. 1 Z5 in der Fassung des Bundesgesetzes

BGBI. I Nr. 108/2022, nicht jedoch nach 82 Abs.1 Z5 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. | Nr. 18/2021, eine Befreiung von der Elektrizitdtsabgabe oder der erméaRigte Steuersatz
nach 84 Abs.3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr.18/2021 (auch in
Vergutungsfallen) Anwendung findet, sowie
2. fur Mengen an Bahnstrom nach §2 Abs.1 Z5 3. Satz in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 108/2022, die nach § 2 Abs. 1 Z 5 erster Halbsatz in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 18/2021 nicht erfasst werden.
Soweit fir nach 82 Abs.1 Z5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 108/2022 befreiten
Bahnstrom die Abgabe bereits entrichtet wurde, erfolgt die Befreiung im Wege einer Vergltung an das
Eisenbahnunternehmen unter Anwendung der fir sonstige Vergitungsfalle vorgesehenen Verfahren.
Abs. 8 zweiter und dritter Satz gilt sinngemés.*

Artikel 13
Anderung des Mineral6lsteuergesetzes 2022

Das Mineral6lsteuergesetz 2022, BGBI. Nr. 630/1994, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 63/2022, wird wie folgt gedndert:
1. 8 7a Abs. 3 lautet:

,»(3) Der Antrag auf Vergiitung ist fiir den gesamten Vergiitungszeitraum bei der Agrarmarkt Austria
zu stellen. Betrdge unter 50 Euro werden nicht ausbezahlt.*
2. § 63 wird folgender Abs. 9 angefugt:

»(9) §7a Abs.3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 tritt mit dem der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt folgenden Tag in Kraft. § 7a Abs.3 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2023 auler Kraft, bleibt jedoch
weiterhin auf Antrdge anwendbar, die sich auf den Vergiitungszeitraum beziehen.*
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Artikel 14
Anderung der Bundesabgabenordnung

Die Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/1961, zuletzt ge&ndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 228/2021, wird wie folgt gedndert:

1. 8 3 Abs. 2 lit. b lautet:

,b) der Verspétungszuschlag, die Anspruchszinsen, die Beschwerdezinsen und die
Umsatzsteuerzinsen,

2. Nach § 48i wird folgende Unterabschnittsiiberschrift und anschliefend folgender § 48j eingefuigt:
,»G. Yerwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildlbertragung

8 48]. (1) Mundliche Verhandlungen, Erdrterungstermine, Vernehmungen,
(Schluss-)Besprechungen, Nachschauen, AuBenpriifungen, Augenscheine und sonstige Beweisaufnahmen
kénnen unter Verwendung geeigneter technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildibertragung
durchgefiihrt werden.

(2) Soweit von der Mdglichkeit gemaR Abs. 1 Gebrauch gemacht wird, ist den Personen, die der
Amtshandlung beigezogen werden, Gelegenheit zu geben, unter Verwendung der technischen
Einrichtungen zur Wort- und Bildubertragung an der betreffenden Amtshandlung teilzunehmen. Sind der
Amtshandlung Parteien beizuziehen, sind diese aufzufordern, bekanntzugeben, ob ihnen solche
technischen Einrichtungen zur Wort- und Bildbertragung zur Verfiigung stehen; ist dies nicht der Fall,
kann ein Antrag gestellt werden, von der Inanspruchnahme des Abs. 1 abzusehen, andernfalls kann die
Amtshandlung auch in ihrer Abwesenheit durchgefiihrt werden. Diesfalls ist den Parteien, die aus diesem
Grund an der Amtshandlung nicht teilnehmen kdnnen, in sonst geeigneter Weise Gelegenheit zu geben,
ihre Rechte auszuiiben bzw. bei der Feststellung des Sachverhalts mitzuwirken.

(3) Wird eine Amtshandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und
Bildubertragung durchgefihrt, braucht eine Niederschrift abweichend von § 87 Abs. 4 erster Satz und
8 275 Abs. 7 letzter Satz auBer vom Leiter der Amtshandlung von keiner weiteren Person unterschrieben
zu werden. In diesem Fall ist § 87 Abs. 6 mit der Maligabe sinngemaR anzuwenden, dass statt der
Verwendung von Schalltrdgern ein Mitschnitt der Wort- und Bildiibertragung zuléssig ist.*

3. In § 52 entfallt in Abs. 1 die Bezeichnung ,,(1)“ und Abs. 2 entfallt.

4. In § 54 Abs. 2 wird das Wort ,,auch® durch folgende Wortfolge ersetzt: ,.die in die Zusténdigkeit einer
anderen Abgabenbehdrde des Bundes fallenden notwendigen Amtshandlungen vornehmen; insbesondere
konnen sie“ und folgender Satz angeflgt:

,Die zustdndige Abgabenbehorde des Bundes ist von den vorgenommenen Amtshandlungen unverziglich
zu informieren.*

5. In § 54a Abs. 1 erster Satz wird nach der Wortfolge ,,Finanzamt fiir GroBbetriebe* die Wortfolge samt
Satzzeichen ,, , das Amt fiir den nationalen Emissionszertifikatehandel im Zollamt Osterreich* eingefugt.
6. In § 54a wird nach Abs. 5 folgender Abs. 6 angefiigt:

,»(6) Die Offenbarung von Verhéltnissen oder Umstinden gegeniiber Organen einer Einrichtung der
Bundesfinanzverwaltung, die zur Erledigung von Aufgaben, die mehrere Abgabenbehtrden betreffen,
amterubergreifend zusammenarbeiten, dient der Durchfilhrung eines Abgabenverfahrens im Sinn von
8 48a Abs. 4 lit. aund § 48e Abs. 1 Z 4 lit. a.*

7. 8 56 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 3 entfallt das Wort ,,Osterreich*.

b) Abs. 4 entféllt.

8. In 8 61 Abs. 1 Z 1wird der Strichpunkt durch einen Punkt ersetzt und danach folgender Satz angefugt:

,,Das Unterschreiten dieser Grenze ist unbeachtlich,

a) wenn ein Insolvenzverfahren mangels kostendeckenden Vermdgens rechtskraftig nicht
erdffnet wird,

b) wenn es zu einer Liquidation im Rahmen eines Insolvenzverfahrens kommt,
c) wenn ein Konkursverfahren nach § 123a oder § 139 10 aufgehoben wird oder
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d) bis zur rechtskréftigen Bestétigung eines Sanierungsplans.*

9. In 8 61 Abs. 1 Z 6 wird vor dem Strichpunkt folgende Wortfolge eingefiigt:

»sowie der Stiftungseingangssteuer unterliegende Vermdgensmassen*

10. In § 86a Abs. 1 lautet der erste Satz:

2Anbringen konnen im Wege automationsunterstiitzter Datentibertragung oder in jeder anderen technisch
maoglichen Weise eingereicht werden, soweit es durch Verordnung des Bundesministers fir Finanzen
zugelassen wird.*

11. In 890 Abs. 1 erster Satz wird vor dem Wort ,,Akten die Wortfolge ,,ihre Sache betreffenden*
eingefugt und die Wortfolge samt Satzzeichen ,,, deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung
ihrer abgabenrechtlichen Interessen oder zur Erfiillung abgabenrechtlicher Pflichten erforderlich ist*
entfallt.

12. In § 91 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

»In der Vorladung kann die Abgabenbehdrde anstelle des Erscheinens die Verwendung technischer
Einrichtungen zur Wort- und Bildibertragung nach MafRgabe des § 48j anbieten.

13. § 105 lautet:

,»8105. 8§25 Abs. 1 ZustG gilt mit der MalRgabe, dass an die Stelle der Kundmachung an der
Amtstafel einer Einrichtung der Bundesfinanzverwaltung die elektronische Veroffentlichung auf der
Website des Bundesministeriums fiir Finanzen tritt.*

14. Die zweite Unterabschnittsiiberschrift im 4. Abschnitt lautet:
»B. Auskunftsbescheid, Forschungsbestiitigung und multilaterale Risikobewertung*

15. § 118 wird wie folgt geéndert:

a) In Abs. 10 lit. e entfallt der Ausdruck ,,iSd UGB* und wird nach dem Ausdruck ,,gemal § 244 iVm
8 246 UGB* die Wortfolge ,,oder einer vergleichbaren Bestimmung ausldndischen Rechts* eingefligt.

b) In Abs. 10 lautet der letzte Satz:

,Flr die Hohe des Beitrages ist die Summe ihrer Umsatzerlose maBgebend, soweit nicht mindestens ein
Antragsteller Teil eines Konzerns ist (lit. e zweiter Fall).*

16. Nach § 118a wird folgender § 118b samt Uberschrift eingefiigt:
,»Multilaterale Risikobewertung

8 118b. (1) Das Finanzamt fur GroRRbetriebe kann gemeinsam mit auslandischen Steuerverwaltungen
als leitende oder mitwirkende Steuerverwaltung an multilateralen Verfahren zur Bewertung
grenziberschreitender  ertragsteuerlicher  Risiken teilnehmen. Die Teilnahme als leitende
Steuerverwaltung erfolgt auf Antrag eines Unternehmers mit Sitz in Osterreich. Die Teilnahme als
mitwirkende Steuerverwaltung erfolgt auf Einladung der leitenden auslandischen Steuerverwaltung.

(2) Der Antrag kann fiir einen oder mehrere Abgabepflichtige gestellt werden. Wird der Antrag fur
mehrere Abgabepflichtige gestellt, ist er vom obersten inldndischen Unternehmer der Beteiligungskette
zu stellen. Er hat sémtliche in das Verfahren einzubeziehende inléandische Unternehmer und einen
Vorschlag, welche auslandischen Steuerverwaltungen mitwirken und welche Risiken bewertet werden
sollen, zu enthalten. Er ist von den gesetzlichen Vertretern aller im Antrag angefiihrten inl&ndischen
Unternehmer zu besttigen. Die letzte Bestdtigung bestimmt den Zeitpunkt der Antragstellung. Alle
einzubeziehenden inléndischen Unternehmer haben eine Zustimmung geméBR § 48a Abs. 4 lit.c zu
erteilen und die Verarbeitung personenbezogener Daten zum Zweck der multilateralen Risikobewertung
zur Kenntnis zu nehmen. Der Bundesminister fiir Finanzen kann mit Verordnung festlegen, dass die
Antragstellung ausschlieBlich Uber FinanzOnline zuldssig ist.

(3) Samtliche im Antrag angefiihrten Unternehmer miissen in einem landerbezogenen Bericht geméan
82 Z 6 VPDG, der fir das zweitvorangegangene Wirtschaftsjahr Gibermittelt worden (8 8 VPDG) oder
eingegangen ist (§ 12 VPDG), angefiihrt sein. Uber keinen im Antrag angefiihrten Unternehmer darf in
den funf Jahren vor der Antragstellung wegen eines in den letzten sieben Jahren vor der Antragstellung
vorsdtzlich oder grob fahrlassig begangenen Finanzvergehens rechtskréftig eine Strafe oder
VerbandsgeldbulRe verhéngt worden sein.
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(4) Bei der Prufung des Antrags ist die Eignung der einzubeziehenden Unternehmer fir die
multilaterale Risikobewertung zu beurteilen; dabei sind insbesondere zu berlcksichtigen:
1. die zu erwartende Kooperationsbereitschaft,
2. deren wirtschaftliche Bedeutung in Osterreich,
3. ob ein Steuerkontrollsystem (8 153b Abs. 6) eingerichtet ist,
4. die Kriterien des § 153c Abs. 2 Z 2 und 3,
5. die Kapazitaten des Finanzamtes fiir GroRbetriebe sowie
6. die Anzahl teilnahmebereiter auslandischer Steuerverwaltungen.

(5) Nach positivem Abschluss der Antragsprifung ist der oberste Unternehmer der Beteiligungskette
Uber die teilnahmebereiten auslandischen Steuerverwaltungen und den beabsichtigten Umfang der
multilateralen Risikobewertung zu informieren. Er hat der Fortfihrung der multilateralen
Risikobewertung innerhalb der gesetzten Frist zuzustimmen, ansonsten gilt der Antrag als
zuriickgenommen. Liegen dagegen die Voraussetzungen fir die multilaterale Risikobewertung nicht vor,
ist der Antrag mit Bescheid abzuweisen.

(6) Die Kriterien der Abs. 3 und 4 sind bei der Entscheidung (ber die Teilnahme an einer
multilateralen Risikobewertung als mitwirkende Steuerverwaltung zu berlcksichtigen. Eine Teilnahme ist
nur moglich, wenn alle einzubeziehenden inldndischen Unternehmer eine Zustimmung gemalR § 48a
Abs. 4 lit. c erteilt haben und die Verarbeitung personenbezogener Daten zur Kenntnis genommen haben.

(7) Zum Abschluss der multilateralen Risikobewertung ist ein Risikobewertungsbericht aus der Sicht
des Finanzamtes fiir GroRRbetriebe zu erstellen. Dieser hat jedenfalls zu enthalten:
1. die am Verfahren beteiligten Unternehmer und Steuerverwaltungen,
2. die verfahrensgegenstandlichen Risiken,
3. die verfahrensrelevanten Zeitraume,

4. die Bewertung der verfahrensgegenstandlichen Risiken entweder als gering oder als nicht gering
bzw. nicht bewertbar, sowie

5. eine Aussage zur Bedeutung einer Einstufung als geringes Risiko.
Dieser Risikobewertungsbericht ist allen von der multilateralen Risikobewertung betroffenen
inlandischen Unternehmern zu Ubermitteln. Gleichzeitig ist der Antragsteller vom Abschluss der
multilateralen Risikobewertung zu informieren. Das Finanzamt fiir GroR3betriebe kann zusétzlich einen
einheitlichen Bericht auf der Grundlage der Risikobewertung der teilnehmenden Steuerverwaltungen
erstellen. Der Risikobewertungsbericht und der einheitliche Bericht kénnen in englischer Sprache verfasst
werden.

(8) Im Rahmen der multilateralen Risikobewertung erfolgte Offenlegungen verhindern weder eine
spatere Wiederaufnahme des Verfahrens (8 303) noch die strafbefreiende Wirkung einer Selbstanzeige
(8 29 des Finanzstrafgesetzes — FinStrG, BGBI. Nr. 129/1958).«

17.In 8 126 Abs. 3 wird nach der Wortfolge ,.fiir die Ermittlung der” die Wortfolge ,,nicht endbesteuerten
Einkiinfte aus Kapitalvermdgen, der* eingefugt.

18. In § 133 Abs. 2 wird der Klammerausdruck ,,(§ 31 Abs. 4 Z 1 ASVG)*“ durch den Klammerausdruck
»(§ 30c Abs. 1 Z 1 ASVG)*“ ersetzt.

19. In § 146a entfallt die Wortfolge ,,der Bundes*.

20. § 148 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 3 lit. ¢ wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und es werden folgende lit. d und e
angefigt:

»d) zur Durchfiihrung der noch erforderlichen Ermittlungen nach einer Aufhebung und
Zurlckverweisung der Sache gemdR § 278 Abs. 1;

e) aufgrund eines Amts- oder Rechtshilfeersuchens oder einer grenziberschreitenden
Zusammenarbeit nach dem Recht der Européischen Union.*

b) Abs. 3a Z 5 lautet:
,,5. inden Fallen des § 148 Abs. 3 lit. c und d,“

21. In §153b Abs. 3 entfallen die Wortfolgen ,,bzw. vom Einfluss ausiibenden Unternehmer* sowie
,gemiB § 22 Abs. 1 Z 2 PSG*.
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22. In 8 158 wird nach Abs. 4f folgender Abs. 49 eingefligt:
,»(4g) Die Abgabenbehdrden des Bundes sind berechtigt, automationsunterstiitzt in die Daten der
Finanzstrafbehdrden Einsicht zu nehmen und diese zu verarbeiten flir Zwecke der
1. Vorbereitung und Kontrolle von Buchungen auf Abgabenkonten;

2. Vorbereitung und Durchfiihrung von Nachschauen und AuBenpriifungen nach § 99 Abs. 2
FinStrG;

3. Beurteilung von Vorfragen;

4. Einhebung, Sicherung und Einbringung von Abgaben und von nach dem FinStrG festgesetzten
Geldstrafen, Wertersétzen, Kosten des Strafverfahrens sowie Zwangs- und Ordnungsstrafen;

5. Vorbereitung der Geltendmachung einer Haftung.*
23. 8 160 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) Im ersten Satz wird nach dem Wort ,,Grunderwerbsteuer” der Beistrich durch das Wort ,,sowie* ersetzt
und es entféllt die Wortfolge samt Satzzeichen ,, ,sowie der Erbschafts- und Schenkungssteuer*.

b) Im letzten Satz wird nach der Wortfolge ,,Grunderwerbsteuergesetzes 1987 der Beistrich durch das
Wort ,oder ersetzt und es entfallt die Wortfolge ,oder §23a Abs.6 des Erbschafts- und
Schenkungssteuergesetzes 1955

24.§ 183 Abs. 3 wird wie folgt geandert:

a) Am Ende des vorletzten Satzes wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender Satzteil
angefigt:

., iIm Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Uberdies dann, wenn das Beweisanbot der Parteien der
Verfahrensforderungspflicht (§ 270 Abs. 2) widerspricht®.

b) Vor dem letzten Satz wird folgender Satz eingefiigt:

,»Von der Aufnahme eines im Vorlageantrag gestellten Beweisantrages darf das Verwaltungsgericht nicht
mit der Begriindung absehen, dass der Beweisantrag der Verfahrensforderungspflicht (8 270 Abs. 2)
widerspricht.*

25. § 191 wird wie folgt geandert:
a) In Abs. 3 entfallt der Ausdruck ,,Einheitliche*.

b) In Abs.5 wird der Klammerausdruck ,(zB infolge Sachwalterbestellung) durch den
Klammerausdruck ,,(zB infolge eines Genehmigungsvorbehalts bei Bestellung eines gerichtlichen
Erwachsenenvertreters)“.

¢) Nach Abs. 5 wird folgender Abs. 6 angefligt:

»(6) Abs. 5 gilt sinngemal fur Feststellungsbescheide gemal § 186 Abs. 2, wenn einzelne der am
Gegenstand der Feststellung beteiligte Personen bei Bekanntgabe (8§ 97) des Feststellungsbescheides
rechtlich nicht mehr existent oder handlungsunfahig sind. Diesfalls muss der Feststellungsbescheid dem
Rechtsnachfolger oder dem gesetzlichen Vertreter der nicht handlungsfahigen Person nachtréglich
bekannt gegeben werden, um ihm gegeniiber wirksam zu werden.*

26. § 200 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 1 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

,,Die Abgabe kann auch dann vorlaufig festgesetzt werden, wenn die Abgabepflicht oder der Umfang der
Abgabepflicht auf Grund einer noch ausstehenden Entscheidung einer Rechtsfrage in einem bereits
anhangigen Beschwerdeverfahren, welches die gleiche Partei (8 78) betrifft, noch ungewiss ist.*

b) Abs. 2 lautet:

»(2) Wenn die Ungewissheit beseitigt oder das Rechtsmittel rechtskriftig entschieden ist, ist die
vorlaufige durch eine endgultige Festsetzung zu ersetzen. Ergibt sich aus der Beseitigung der
Ungewissheit oder der rechtskréftigen Entscheidung des Rechtsmittels kein Grund fir eine Berichtigung
der vorlaufigen Festsetzung, so ist ein Bescheid zu erlassen, der den vorldufigen zum endgdltigen
Abgabenbescheid erklart.
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27. § 200 Abs. 3 entféallt.

28. In 8 202 Abs. 2 entféllt die Wortfolge ,,zu Unrecht* und wird der Verweis auf ,,§ 240 Abs. 3“ durch
den Verweis auf ,,§ 240 Abs. 3 oder 4 ersetzt.

29. In § 203 entfallt das Wort samt Klammerausdruck ,,(Stempelmarken)*.

30. In 8204 Abs.4 entfallt nach dem Wort ,Zinsen“ die Wortfolge ,,, hinsichtlich derer der
Abgabenanspruch laufend entsteht,*.

31. § 205 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 1 lit. ¢ wird der Verweis auf ,,§ 240 Abs. 3* durch den Verweis auf ,,§ 240 Abs. 3 oder 4¢
ersetzt.

b) In Abs. 5 wird nach dem letzten Satz folgender Satz angefiigt:

»Bel im Abzugsweg zu erhebenden Steuern findet eine Verzinsung von Gutschriften nur insoweit statt,
als die betreffenden Abgaben entrichtet wurden.*

32. In § 205a Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

»Zinsen sind nicht festzusetzen, insoweit Anspruchszinsen gemaf3 § 205 oder Umsatzsteuerzinsen geméan
8§ 205c fiir den selben Zeitraum anfallen.*

33. Nach § 205b wird folgender § 205¢ samt Uberschrift eingefiigt:
,Umsatzsteuerzinsen

§ 205c. (1) Mit Umsatzsteuerzinsen zu verzinsen ist
1. im Fall von Gutschriften:

a) ein in einer Voranmeldung erklarter Uberschuss ab dem 91.Tag nach Einlangen der
Voranmeldung bis zur Verbuchung des Uberschusses auf dem Abgabenkonto;

b) eine Gutschrift aufgrund einer Abgabenfestsetzung, insoweit der Uberschuss in der
Voranmeldung geltend gemacht wurde, ab dem 91. Tag nach Einlangen der Voranmeldung bis
zur Bekanntgabe des Bescheides bzw. Erkenntnisses;

¢) eine Gutschrift aufgrund einer Abgabenfestsetzung infolge der Umsatzsteuerjahreserklarung,
insoweit der Uberschuss in der Umsatzsteuerjahreserklarung geltend gemacht wurde, ab dem
91. Tag nach Einlangen der Umsatzsteuerjahreserklarung bis zur Bekanntgabe des Bescheides
bzw. Erkenntnisses.

2. im Fall von Nachforderungen:

a) eine Vorauszahlung, die sich aus einer verspatet eingereichten Voranmeldung ergibt, ab dem
91. Tag nach Félligkeit der VVorauszahlung bis zum Einlangen der Voranmeldung;

b) eine Nachforderung aufgrund einer Abgabenfestsetzung ab dem 91. Tag nach Falligkeit der
Vorauszahlung bis zur Bekanntgabe des Bescheides bzw. Erkenntnisses;

C) eine Nachforderung aufgrund einer Abgabenfestsetzung infolge der
Umsatzsteuerjahreserklarung ab dem 1. Oktober des Folgejahres bis zur Bekanntgabe des
Bescheides bzw. Erkenntnisses.

(2) Weiters sind Unterschiedsbetrdge an Umsatzsteuer, die sich aus der Differenz eines
Festsetzungsbescheides oder Umsatzsteuerjahresbescheides und einem nachtraglichen Bescheid oder
Erkenntnis ergeben, zu verzinsen:

1. im Fall von Gutschriften
a) solange ein den Voranmeldungszeitraum beinhaltender Veranlagungsbescheid (8 21 Abs. 4
UStG 1994) noch nicht erlassen wurde, ab dem 91. Tag nach Einlangen der VVoranmeldung bis
zur Bekanntgabe des Bescheides bzw. Erkenntnisses,
b) danach ab dem 91. Tag nach Einlangen der Umsatzsteuerjahreserkl&rung bis zur Bekanntgabe
des Bescheides bzw. Erkenntnisses;
2. im Fall von Nachforderungen
a) solange ein den Voranmeldungszeitraum beinhaltender Veranlagungsbescheid (8 21 Abs. 4
UStG 1994) noch nicht erlassen wurde, ab dem 91. Tag nach Félligkeit der VVorauszahlung bis
zur Bekanntgabe des Bescheides bzw. Erkenntnisses,
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b) danach ab dem 1. Oktober des Folgejahres bis zur Bekanntgabe des Bescheides bzw. des
Erkenntnisses.
Gutschriften sind nur insoweit zu verzinsen, als der Uberschuss in der Voranmeldung oder der
Umsatzsteuerjahreserklarung geltend gemacht wurde.

(3) Abgabepflichtige kdnnen in Féllen des Abs. 2 innerhalb eines Jahres ab Bekanntgabe des zuletzt
ergangenen Bescheides, mit dem Umsatzsteuerzinsen festgesetzt werden, zusatzlich eine Verzinsung im
Sinn des Abs.1 Z1 lit. b ab dem 91. Tag nach Einlangen der Voranmeldung bis zum 90. Tag nach
Einlangen der Umsatzsteuerjahreserklarung beantragen. Wurden die Umsatzsteuerzinsen nicht
festgesetzt, ist der Antrag innerhalb eines Jahres ab Bekanntgabe des Umsatzsteuerjahresbescheides zu
stellen. Der Antrag ist Uiber FinanzOnline einzubringen und hat zu enthalten:

1. den Voranmeldungszeitraum,
2. die erstmalige Erklarung und
3. bereits erfolgte Gutschriften des Uberschusses.
(4) Eine Festsetzung von Umsatzsteuerzinsen fir Uberschiisse bzw. Gutschriften im Sinne des
Abs.1 Z1 und des Abs.2 Z 1 kann fur Zeitrdume versagt werden, in welchen der Abgabepflichtige
seiner Mitwirkungsverpflichtung zur Erteilung von Auskiinften oder Vorlage von Unterlagen im Rahmen

der Prifung einer Voranmeldung oder Umsatzsteuerjahreserklarung nicht innerhalb der durch die
Abgabenbehdrde gesetzten Frist nachkommt.

(5) Die Umsatzsteuerzinsen betragen pro Jahr 2 Prozent (Uber dem Basiszinssatz.
Umesatzsteuerzinsen, die den Betrag von 50 Euro nicht erreichen, sind nicht festzusetzen.*

34. § 212a wird wie folgt gedndert:

a) Nach Abs. 2a wird folgender Abs. 2b eingeflgt:

,»(2b) Der Antrag auf Aussetzung der Einhebung ist zuriickzuweisen, wenn
1. keine Beschwerde eingebracht wurde,
2. der Bescheid keine Nachforderung im Sinne des Abs. 1 ausweist,

3.er nach Ergehen einer Entscheidung des Verwaltungsgerichts im Beschwerdeverfahren
eingebracht wird oder

4. zum Zeitpunkt der Antragstellung ein Insolvenzverfahren anhingig ist.*

b) Abs. 9 lautet wie folgt:

»(9) Ab dem Zeitpunkt des Einlangens eines Antrages auf Aussetzung der Einhebung sind

1. bis zu dessen Ab- oder Zuriickweisung oder

2. bei Bewilligung fir die Dauer des Zahlungsaufschubes
Aussetzungszinsen in Hohe von zwei Prozent (iber dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr zu
entrichten. Im Fall der nachtraglichen Herabsetzung der Abgabenschuld bis zur Verfligung des Ablaufes
(Abs. 5, Abs. 5a) anlésslich der rechtskréftigen Erledigung der Bescheidbeschwerde (Abs. 1) hat die
Berechnung der Aussetzungszinsen unter riickwirkender Beriicksichtigung des Herabsetzungsbetrages zu
erfolgen. Aussetzungszinsen, die den Betrag von 50 Euro nicht erreichen, sind nicht festzusetzen.*

35. In 8218 tritt an Stelle der Wortfolge ,,§ 34 Abs. 2 Zahlungsdienstegesetz — ZaDiG, BGBI. |
Nr. 66/2009, oder Erstattung gemal 845 ZaDiG“ die Wortfolge ,§58 Abs.3 des
Zahlungsdienstegesetzes 2018 — ZaDiG 2018, BGBI. | Nr.17/2018, oder Erstattung gemalR § 70
ZaDiG 2018

36. § 227 Abs. 3 entféllt.

37. In 8§ 227a Z 1 entféllt die Wortfolge samt Satzzeichen ,, , bei Einziehung des Abgabenbetrages durch
Postauftrag mit der Vorweisung des Postauftrages*.

38. In § 230 Abs. 1 entféllt die Wortfolge samt Satzzeichen ,, , bei Einziehung durch Postauftrag erst zwei
Wochen nach Absendung des Postauftrages oder bei friherem Ricklangen des nicht eingeldsten
Postauftrages®.

39. § 238 Abs. 3 lit. b lautet:

,,b) die Einbringung auf Grund eines Aussetzungsantrages oder einer Beschwerde gegen die
Abweisung eines Aussetzungsantrages gemal § 230 Abs. 2 oder 6 gechemmt ist, oder*
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40. In § 239 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,der die der Hohe nach festgesetzten Abgabenschuldigkeiten®
durch die Wortfolge ,,der die Hohe jener Abgabenschuldigkeiten ersetzt.

41. § 240 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 3 lautet der letzte Satz:

»Soweit nicht § 61 Abs. 4 anzuwenden ist, ist fir die Ruckzahlung jene Abgabenbehdrde zustandig, der
die Erhebung der betroffenen Abgabe obliegt.

b) Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) Auf Antrag des Abgabepflichtigen hat die Riickzahlung des einbehaltenen und entrichteten
Betrages aufgrund eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung insoweit zu erfolgen, als
nicht ein Ausgleich im Wege der Veranlagung erfolgt ist oder zu erfolgen hat. Der Antrag kann
ungeachtet allfalliger im Abkommen vereinbarter kiirzerer Fristen bis zum Ablauf des fiinften
Kalenderjahres, das auf das Jahr der Einbehaltung folgt, gestellt werden. Abweichend davon und
ungeachtet der Verjahrung ist der Antrag bis zum Ablauf eines Jahres nach Bekanntgabe des Bescheides
zuléssig, wenn der Rickzahlungsanspruch auf einem Bescheid gemal § 48 Abs. 2 oder 4 beruht. Im
Haftungsweg nachgeforderte Betrdge sind nur insoweit riickzuzahlen, als sie dem Abzugsverpflichteten
(8§ 78, § 95 Abs. 2 oder § 100 Abs. 2 EStG 1988) vom Abgabepflichtigen ersetzt wurden.*

42. 8§ 240a Abs. 1 erster Satz lautet:

,Beschrankt Steuerpflichtige haben vor der Stellung eines Antrags auf Riickzahlung (Zuriickzahlung)
oder Erstattung (Zurickerstattung) der wvon  Abfuhrpflichtigen einbehaltenen  Lohnsteuer,
Kapitalertragsteuer oder Abzugsteuer geméaR § 99 EStG 1988 auf der Grundlage von § 94 Z 2 oder Z 10,
§ 98, § 99, § 99a Abs. 8 EStG 1988 oder § 21 Abs. 1 Z 1a KStG 1988 oder § 240 Abs. 3 oder Abs. 4 eine
Vorausmeldung bei dem fiir die Riickzahlung oder Erstattung zustindigen Finanzamt abzugeben.*

43. In § 241 Abs. 2 entfallt das Wort samt Klammerausdruck ,,(Stempelmarken)“.
44. In § 241a entféllt die Wortfolge ,,aufgrund abgabenrechtlicher Vorschriften®.

45, § 244 erster Satz lautet wie folgt:

,»Gegen nur das Verfahren betreffende Verfiigungen ist weder ein abgesondertes Rechtsmittel noch ein
Antrag gemal § 299 zuldssig.“

46. In 8 269 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefligt:

,»(2a) Der Bundesminister fur Finanzen wird erméchtigt, mit Verordnung die Voraussetzungen und
das Verfahren fir die Madglichkeit einer Abgabenberechnung durch die Amtspartei (8 265 Abs. 5)
festzulegen.*

47. 8§ 270 wird wie folgt gedndert:

a) Der bisherige Text des 8 270 erhélt die Absatzbezeichnung ,,(1)* und der letzte Satz lautet:

,»Dies gilt nach Maligabe des Abs. 2 sinngemal? fir dem Verwaltungsgericht durch eine Partei oder sonst
zur Kenntnis gelangte Umsténde; im Falle einer durchgefuhrten mindlichen Verhandlung jedoch nur bis
zu deren Schlieung (8 277 Abs. 4).

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefligt:

»(2) Jede Partei hat ihr Vorbringen so rechtzeitig und vollstindig zu erstatten, dass das Verfahren
maglichst rasch durchgefiihrt werden kann (Verfahrensférderungspflicht).
48. In § 276 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 3 angefugt:

,»(3) Obliegt die Entscheidung iiber Beschwerden dem Senat, kann der Senatsvorsitzende die
Beratung und Beschlussfassung des Senates unter Verwendung geeigneter technischer
Kommunikationsmittel veranlassen. Der Senatsvorsitzende kann auflerdem die Beratung und
Beschlussfassung durch die Einholung der Zustimmung der anderen Mitglieder des Senates zu einem
Entscheidungsentwurf im Umlaufweg ersetzen, wenn keines dieser Mitglieder widerspricht.

49. In § 281 werden folgende Abs. 4 und 5 angefligt:

»(4) Abs. 3 gilt sinngemdl fir Feststellungsbescheide gem&R § 186 Abs. 2, wenn einzelne der am
Gegenstand der Feststellung beteiligten Personen bei Bekanntgabe (§ 97) des Feststellungsbescheides
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nicht oder nicht mehr rechtlich existent oder nicht oder nicht mehr handlungsfahig im Sinne des Abs. 3
sind.

(5) Eine einheitliche Entscheidung gemal Abs. 1 unterbleibt auch dann, wenn eine oder mehrere
Personen, die einer Beschwerde gemaR § 257 beigetreten sind, nicht oder nicht mehr rechtlich existent
oder nicht oder nicht mehr handlungsféahig im Sinne des Abs. 3 sind. Dies steht der Wirksamkeit als
Erkenntnis nicht entgegen. Ein solches Erkenntnis wirkt lediglich gegeniiber den (brigen Parteien oder
beigetretenen Personen.*

50. In §295 Abs. 4 erster Satz wird nach dem Wort ,aufzuheben* die Wortfolge ,,oder insoweit
abzuéndern, als sie sich auf das Dokument stiitzen eingefiigt und es wird folgender Satz angefligt:

,Der Antrag hat folgendes zu enthalten:
1. die Bezeichnung des Bescheides, der abgeandert oder aufgehoben werden soll;
2. die Bezeichnung des Bescheides oder Beschlusses, mit dem die Bescheidbeschwerde im
Feststellungsverfahren zuriickgewiesen wurde;
3. die Angaben, die zur Beurteilung der Rechtzeitigkeit des Antrages erforderlich sind.*

51. In § 323 werden folgende Abs. 73 bis 75 angeflgt:

»(73) §48], §54a Abs.1, 891 Abs.1 sowie §276 Abs.3, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022, treten mit 1. Juli 2022 in Kraft. § 183 Abs. 3 und § 270 sind
erstmals auf Beschwerdevorlagen bzw. Beschwerdeeingdnge nach dem 31. August 2022 anzuwenden.
8105, §118 Abs. 10, § 148 Abs. 3 lit. e sowie §212a Abs. 2b und 9, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022, treten mit 1. Janner 2023 in Kraft. § 126 Abs. 3 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 108/2022 tritt mit 1. Janner 2023 in Kraft und ist auf Zufliisse anzuwenden,
die nach dem 1. Janner 2023 erfolgen.

(74) 8§ 202 Abs. 2, § 205 Abs. 1 lit. ¢, § 240 Abs. 4 sowie § 240a Abs. 1, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. 108/2022, treten mit 1. Janner 2023 in Kraft und sind erstmals auf
Vorausmeldungen bzw. Antrdge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2022 erfolgen bzw. gestellt
werden.

(75) §205c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.108/2022 ftritt mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft und ist im Falle von Gutschriften gemals § 205¢ Abs. 1 Z 1 lit. a
und lit. b und Abs. 2 Z 1 lit. a auf alle zu diesem Zeitpunkt offenen Verfahren anzuwenden. Im Falle von
Nachforderungen gemaR § 205¢ Abs. 1 Z 2 lit. a und b sowie § 205¢c Abs. 2 Z 2 lit. a ist § 205c¢ in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 erstmalig auf Falle anzuwenden, in welchen der
Félligkeitstag (§ 21 Abs. 1 UStG 1994) nach dem Inkrafttreten dieser Norm liegt. Auf Nachforderungen
auf Grund der Veranlagung gemaR & 205¢ Abs. 1 Z 2 lit. c sowie 8 205¢ Abs. 2 Z 2 lit. b ist § 205c in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022 erstmalig auf Jahresumsatzsteuerbescheide betreffend
das Jahr 2022 anzuwenden. §205¢c Abs.1 Z1 lit.c und Abs.2 Z1 lit.b in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 108/2022 sind auf alle Jahresumsatzsteuerbescheide anzuwenden, die am
Tag nach der Kundmachung dieses Bundesgesetzes noch nicht in Rechtskraft erwachsen sind.

52. 8 323c Abs. 4 lautet:

,»(4) Unter Beriicksichtigung der jeweiligen Gefahrdungslage kann der Leiter der Amtshandlung
gegenlber den an der Amtshandlung teilnehmenden Personen MalRnahmen zum Zweck der Verhinderung
der Verbreitung von COVID-19 anordnen. Der Leiter der Amtshandlung hat fir die Einhaltung dieser
Malnahmen zu sorgen. Ein VerstoR gegen diese Malinahmen gilt als Stérung der Amtshandlung gemafn
§ 112 Abs. 2. Wird gegen diese Malinahmen im Zuge einer mindlichen Verhandlung verstoBRen, hat der
Ausschluss der betreffenden Person unter sinngeméfRer Anwendung des § 274 Abs. 4 zweiter Satz zu
erfolgen.”

Artikel 15
Anderung der Abgabenexekutionsordnung

Die Abgabenexekutionsordnung — AbgEO, BGBI. Nr.104/1949, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 104/2019, wird wie folgt geandert:

1. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefugt:

»8 6a. Wer sich durch einen Vorgang des Vollstreckungsvollzugs, insbesondere durch eine
Amtshandlung des Vollstreckers fir beschwert erachtet, kann dagegen eine Vollzugsbeschwerde bei der
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Vollstreckungshehdrde erheben. Die Vollzugsheschwerde ist innerhalb von 14 Tagen nach Kenntnis vom
Vollstreckungsvollzug einzubringen.*

2. In 88 Abs.5 wird die Wortfolge ,Telegraphen-, Telephonunternehmungen® durch das Wort
Fernmeldeunternehmungen® ersetzt.

3. § 10 lautet:

,.§ 10. Exekutionshandlungen gegen Personen, die in Osterreich aufgrund des Voélkerrechts
Immunitat genieRen, sowie auf Exekutionsobjekte und in Raumlichkeiten solcher Personen dirfen nur
mit Zustimmung des Bundesministeriums fir europdische und internationale Angelegenheiten
vorgenommen werden.

4. § 12 Abs. 4 lautet:

»(4) Wird den Einwendungen rechtskriftig stattgegeben, ist die Vollstreckung unter gleichzeitiger
Aufhebung bestehender Pfandungspfandrechte einzustellen. Erfolgt die Einstellung wegen hemmender
Tatsachen, sind nur jene Pfandungspfandrechte aufzuheben, die nach Eintritt der Hemmungswirkung
erworben wurden.

5. § 13 samt Uberschrift lautet:
»Einwendungen gegen den Exekutionstitel

§ 13. (1) Wenn der Abgabenschuldner behauptet, dass ein Exekutionstitel (§ 4) aus Griinden, die
bereits im Zeitpunkt seiner Ausfertigung vorgelegen sind, zu Unrecht ausgestellt wurde, hat er seine
Einwendungen bei der Abgabenbehorde (§ 12 Abs. 2) geltend zu machen.

(2) 812 Abs. 3 ist sinngemal anzuwenden; wenn den Einwendungen rechtskraftig stattgegeben
wird, ist die Vollstreckung unter gleichzeitiger Aufhebung aller bis dahin vollzogenen Vollstreckungsakte
einzustellen.*

6. § 14 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 2 wird nach dem Wort ,,Gegenstand* die Wortfolge ,,unter gleichzeitiger Aufhebung aller bis
dahin vollzogenen Vollstreckungsakte* eingefugt.

b) In Abs. 4 wird nach dem Wort ,,Vollstreckung* die Wortfolge ,,gemifl Abs. 2 eingeflgt.
7. In § 15 entfallt Abs. 2 und die Absatzbezeichnung ,,(1)*.
8. Vor § 16 entfallt die Abschnittsiiberschrift.

9. § 16 samt Uberschrift lautet:
»Einstellung der Vollstreckung aus sonstigen Griinden

8 16. (1) Die Vollstreckung ist auf Antrag oder von Amts wegen einzustellen, wenn
1. der betriebene Anspruch getilgt wurde;
2. der ihr zugrunde liegende Exekutionstitel zum Zeitpunkt seiner Ausfertigung zu Unrecht
ausgestellt wurde;

3. die Vollstreckung auf Sachen oder Forderungen gefiihrt wird, die nach den geltenden
Vorschriften der Vollstreckung tberhaupt oder einer abgesonderten Vollstreckung entzogen sind
oder die vernichtet wurden;

4. die Vollstreckung gegen eine Gemeinde oder eine als offentlich und gemeinnitzig erklarte
Anstalt gemal § 8 Abs. 3 flir unzuléssig erklart wurde;

5. Anfechtungsanspriiche im Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren zu Recht geltend
gemacht wurden;

6. sich nicht erwarten léasst, dass die Fortsetzung oder Durchfilhrung der Vollstreckung einen die
Kosten dieser Vollstreckung Ubersteigenden Ertrag ergeben wird,;

7. die Exekution ohne das Bestehen eines Exekutionstitels durchgefuhrt wurde oder

8. die Vollstreckbarerklarung eines auslandischen Exekutionstitels rechtskraftig aufgehoben wurde
oder

9. eine Ablgse fur ein Pfandrecht an einer beweglichen Sache entrichtet wurde.
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(2) Die Einstellung gemal Z 1, 5, 6, 8 und 9 erfolgt unter gleichzeitiger Aufhebung bestehender
Pfandungspfandrechte, jene geméal Z 2, 3, 4 und 7 unter gleichzeitiger Aufhebung aller bis dahin
vollzogenen Vollstreckungsakte.

(3) Macht der Drittschuldner bei der Abgabenbehérde die Unzulassigkeit der Vollstreckung (§ 65
Abs. 4) geltend, gilt dies als Antrag auf Einstellung derselben.*

10. § 17 wird wie folgt geéndert:

a) Vor § 17 wird folgende Uberschrift eingefiigt:
wEinschrinkung der Vollstreckung*

b) In Abs. 1 wird die Wortfolge ,,§§ 12 bis 16 durch die Wortfolge ,,§§ 12 bis 14 oder 16 ersetzt.
11. § 18 wird wie folgt geéndert:

a) Vor § 18 wird folgende Uberschrift eingefiigt:
»Aufschiebung der Vollstreckung“

b) In Z 5 wird nach dem Wort ,,Beschwerde* der Klammerausdruck ,,(§ 6a)* eingefiigt.

12. 8§ 19 Abs. 2 lautet:

»(2) Im Falle einer Hemmung der Einbringung (§ 230 BAO) kann die Abgabenbehérde auf Antrag
oder von Amts wegen unbeschadet einer verfiigten Uberweisung (§ 71) fiir die Dauer der Hemmung eine
Herabsetzung des Uberweisungsbetrages oder eine Aussetzung der Uberweisung verfiigen. Der
Drittschuldner ist iber die Herabsetzung zu verstandigen. § 74 Abs. 2 ist nicht anzuwenden.*

13. § 26 Abs. 6 wird wie folgt geandert:

a) Abs. 6 lautet:

,»(6) Im Falle einer Einstellung nach § 13 Abs. 2, 8 14 Abs. 2 oder § 16 Abs. 1 Z 2, 3, 4 oder 7 sind
Gebuhrenfestsetzungen gemal Abs. 1 und 3 aufzuheben.*

b) Abs. 7 und 8 entfallen.

14. In § 53 entfallen die Verweise samt Satzzeichen ,,292¢g,“ und ,, , 292j*.

15. In § 80 Abs. 5 wird der Verweis ,,§ 315 EO*“ durch den Verweis ,,§ 315 Abs. 1 EO* ersetzt.
16. In § 85 Abs. 4 entféllt der Klammerausdruck ,,(§ 18 Z 4 EO)“.

Artikel 16
Anderung des Bundesfinanzgerichtsgesetzes

Das Bundesfinanzgerichtsgesetz, BGBI. | Nr. 14/2013, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 87/2021, wird wie folgt geandert:

1. In § 1 Abs. 3 wird folgende Z 6 angefigt:

,,0. Entscheidungen (ber Vollzugsbeschwerden gemél § 6a der Abgabenexekutionsordnung, BGBI.
Nr. 104/1949.«

2. 85 Abs. 2 erster Satz lautet:

,»Die Prasidentin oder der Président wird bei ihren oder seinen Aufgaben nach MaRgabe der von ihr oder
ihm zu erlassenden Geschéftseinteilung fur Justizverwaltungssachen von der Vizeprasidentin oder dem
Vizeprasidenten, den Leiterinnen oder Leitern der AuRenstellen, den Kammervorsitzenden und
erforderlichenfalls mit deren Zustimmung von sonstigen Richterinnen oder Richter des
Bundesfinanzgerichtes unterstiitzt und vertreten.*

3. 8 9 Abs. 7 zweiter Satz lautet:

,Im Ubrigen sind auf die Geschiftsfiihrung des Geschiftsverteilungsausschusses die Bestimmungen des
RStDG iiber die Personalsenate sinngemaf anzuwenden.*
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4. In 8 9 Abs. 7a wird die Wortfolge ,,Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021 kann die Leiterin oder der
Leiter der Sitzung* durch die Wortfolge ,,Die Leiterin oder der Leiter der Sitzung kann* ersetzt.

5. § 13 wird wie folgt geéndert:

a) In Abs. 12 entfallt die Wortfolge ,,zur allgemeinen Einsicht am Sitz (§ 2 Abs. 1) und an allen
AuBenstellen (§ 2 Abs. 2) aufzulegen und*.

b) In Abs. 15 entfallt die Wortfolge ,,durch Anschlag an der Amtstafel zu ver6ffentlichen und*.

6. In § 24 wird nach Abs. 7 folgender Abs. 8 angefligt:

»(8) § 25 Abs. 1 ZustG gilt mit der MaRgabe, dass an die Stelle der Kundmachung an der Amtstafel
des Bundesfinanzgerichtes die elektronische Verdffentlichung auf der Website des Bundesfinanzgerichtes
tritt.

7. Dem § 27 wird folgender Abs. 8 angefugt:

»(8) §13 Abs. 12 und 15 und 8 24 Abs. 8, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 108/2022, treten mit 1. J&nner 2023 in Kraft.“

Artikel 17
Anderung des Bundesgesetzes tiber die Schaffung eines Amtes fiir Betrugsbekampfung

Das Bundesgesetz ber die Schaffung eines Amtes fiir Betrugsbekdmpfung (ABBG), BGBI. |
Nr. 99/2019, zuletzt ge&ndert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 228/2021, wird wie folgt gedndert:

1.8 2 Abs. 4 Z 3 lautet:

,,3. bei Erfallung von Aufgaben der Zentralstelle Internationale Zusammenarbeit gemaR § 3 Z 4 lit. a
und c¢.*

2.8 3 7Z 3 lit. b lautet:

,,b) die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten im Dienste der Strafrechtspflege geméaR 8 196
Abs. 1 FinStrG,“

3.In § 3 Z 3 lit. d wird das Wort ,,angeordneten* durch das Wort ,,durchzufithrenden* ersetzt.

4. In 83 Z3 lit. g wird das Wort , Ermittlungshandlungen“ durch die Wortfolge ,,Ermittlungs- und
Priifungshandlungen® ersetzt.

5. Im Einleitungssatz des 8 3 Z 4 wird die Wortfolge ,,den Abgaben- oder Finanzstrafbehérden* durch die
Wortfolge ,,dem Bundesminister fiir Finanzen, den Abgaben- oder Finanzstrafbehorden® ersetzt.

6. In 8 3 Z 4 lit. c entfallt der Punkt am Ende des Satzes und es wird folgende Wortfolge samt Satzzeichen
angefugt:

,»» und daraus folgend die Gewinnung von fur die Erhebung von Abgaben malRgebenden Daten sowie im
Rahmen der Verarbeitung im Wege der Geldwaschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 Z 1 Bundeskriminalamt-
Gesetz — BKA-G, BGBI. | Nr. 22/2002) ein- und ausgehender Geldwischeverdachtsmeldungen.*

7.1n § 4 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,§ 3 Z 2 lit. a, b und e sowie § 3 Z 3 lit. g*“ durch die Wortfolge ,,§ 3
Z2lit.a,bunde, §3Z3lit. g sowie § 3Z 4 lit. a und c* ersetzt.

8. Der erste Satz des § 4 Abs. 2 lautet:

»Zur Gewinnung von fir die Erhebung von Abgaben maligebenden Daten kdnnen von den Organen des
Amtes fur Betrugsbek&mpfung in Erfullung ihrer Aufgaben gemé&R § 3 Z2 lit.a, bund e, §3 Z2 lit. g
sowie § 3 Z4 lit.a und c allgemeine AufsichtsmalRnahmen (8§ 143 und 144 BAO) und Ersuchen um
Beistand (8 158 und § 159 BAO), im Falle des § 3 Z 3 lit. g und Z 4 lit. a und ¢ auch AuRenpriifungen
(8 147 ff BAO) vorgenommen werden.*
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Artikel 18
Anderung des Bundesgesetzes (iber die Prifung lohnabhangiger Abgaben und Beitréage

Das Bundesgesetz (ber die Priufung lohnabhéngiger Abgaben und Beitrdge — PLABG, BGBI. |
Nr. 98/2018, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 99/2020, wird wie folgt gedndert:

1. Der Text des § 3 erhalt die Bezeichnung ,,(1)“, am Ende des Abs. 1 wird ein Punkt angefiigt und es
wird folgender Abs. 2 angefiigt:

»(2) In Rechtsmittelverfahren, denen eine Priifung gemd3 Abs. 1 Z 1 oder eine Mafinahme gemaR
Abs. 1 Z 2 vorausgegangen ist, kénnen die Organe des Prifdienstes fur Lohnabgaben und Beitrdge das
Finanzamt unterstitzen. Dies umfasst auch die Vertretung des Finanzamtes bei mundlichen
Verhandlungen (§ 274 BAO) sowie Erdrterungsterminen (§ 269 Abs. 3 BAO).«

2.1n 8 5 Abs. 1 Z 2 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 3 angefiigt:
,»3. bei den Tatigkeiten gemdaR § 3 Abs. 2 als Organ des fir die Erhebung der Lohnsteuer zustandigen

Finanzamtes tatig.*
3. In 8 9 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Im Rahmen der Durchfiihrung der Priifung lohnabhingiger Abgaben und Beitrige sowie der
Durchfihrung von allgemeinen Aufsichts- und ErhebungsmalRnahmen fur Zwecke der Erhebung von
lohnabhdngigen Abgaben kann auf Ausfertigungen von Erledigungen geméafR § 94 und § 95 BAO sowie
auf Niederschriften und Prifungsberichten anstelle der Behdrdenbezeichnung der Prufdienst fir
Lohnabgaben und Beitrage angefiihrt werden, wenn auf die Zurechnung gemdaf § 5 Abs. 1 hingewiesen
wird.

Artikel 19
Anderung des Finanzstrafgesetzes

Das Finanzstrafgesetz, BGBI. Nr. 129/1958, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 227/2021, wird wie folgt gedndert:

1. In 8§24 Abs. 1 wird der Klammerausdruck ,(§ 1 Z 3 des Jugendgerichtsgesetzes 1988)* durch den
Klammerausdruck ,,(§ 1 Abs. 1 Z 3 Jugendgerichtsgesetz 1988 — JGG, BGBI. Nr. 599/1988) ersetzt.

2. 8 56a Abs. 2 wird der erste Satz durch folgende Satze ersetzt:

,,JJm Falle einer Aufhahme nach Abs. 1 ist eine Niederschrift zu erstellen. Dies kann auch vereinfacht in
Form einer schriftlichen Zusammenfassung des Inhalts der Vernehmung erfolgen.*

3. In 884 Abs. 1 entfallt die Wortfolge ,,, soweit dieser Kontakt nicht geméR § 78 Abs. 3 beschrankt
werden kann*.

4. In § 85 Abs. 6 entfallt der letzte Satz.
5. In 8§ 99 Abs. 3 wird das Wort ,, Teilnehmernummer* durch das Wort , Nutzernummer* ersetzt.

6. In §99 Abs. 3a wird der Klammerausdruck ,(§ 92 Abs. 3 Z1 Telekommunikationsgesetz 2003 —
TKG 2003, BGBI.1 Nr.70/2003)¢ durch den Klammerausdruck ,(§160 Abs.3 Z1
Telekommunikationsgesetz 2021 — TKG 2021, BGBI. I Nr. 190/2021)* ersetzt.

7. In 8§99 Abs. 3a wird nach der Wortfolge ,,wenn die dafiir erforderlichen Daten zum Zeitpunkt der
Anfrage noch rechtméBig verarbeitet werden* der Klammerausdruck ,,(§ 167 Abs. 1 und 5 TKG 2021)“
eingeflgt.

8. In § 99 Abs. 3a entfallt der Satz ,,§ 99 Abs. 5 TKG 2003 ist sinngeméf anzuwenden. .
9. In 8§ 99 Abs. 3b entfallt der erste Satz.

10. In 8 108 Abs. 1 erster Satz wird nach der Wortfolge ,,gerichtlichen Verfahren* die Wortfolge ,,sowie
Anspruch auf Ersatz von notwendigen Barauslagen® eingeflgt.
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11. In 8 125 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Unterbleibt nach Abs. 3 eine mindliche Verhandlung vor einem Spruchsenat, kann der
Vorsitzende die Beratung und Beschlussfassung des Senates unter Verwendung geeigneter technischer
Kommunikationsmittel veranlassen. Der Vorsitzende kann aufRerdem die Beratung und Beschlussfassung
durch die Einholung der Zustimmung der anderen Senatsmitglieder zu einem Entscheidungsentwurf im
Umlaufwege ersetzen, wenn keines dieser Mitglieder widerspricht.*

12. In § 126 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

,Dartiber ist der Beschuldigte oder der Nebenbeteiligte in der Vorladung zu informieren.*

13. In § 127 Abs. 2 wird in lit. b der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und nach lit. b folgende lit. ¢
angefugt:
,,¢) von Amts wegen oder auf Antrag des jugendlichen Beschuldigten (8 1 Abs. 1 Z 2 JGG) oder
dessen gesetzlichen Vertreters bzw. der Vertrauensperson (§ 182 Abs. 1) oder der in § 182
Abs. 5 genannten Person, wenn dies in einem Verfahren gegen einen jugendlichen
Beschuldigten in dessen Interesse geboten ist.

14. 8§ 146 Abs. 1 lautet:

(1) Das Zollamt Osterreich kann bei geringfiigigen Finanzvergehen durch Strafverfiigung
Geldstrafen nach Maligabe der Strafsatze der §8 33 bis 37, 44 bis 46, 48 bis 48b und 51 sowie des § 91
Alkoholsteuergesetz 2022 - AIKStG 2022, BGBI. | Nr. 227/2021 und des 8§11
MineralGlsteuergesetz 2022 — MinStG 2022, BGBI. | Nr.227/2021, jedoch nur bis zu einem
HdochstausmaR von 3 000 Euro, verhangen und, soweit dies in den 88 33, 35, 37, 44 und 46 sowie in § 91
AIKStG 2022 und in 811 MinStG 2022 vorgesehen ist, den Verfall aussprechen (vereinfachte
Strafverfiigung). Eine solche Strafverfligung darf nur erlassen werden, wenn sich der Beschuldigte nach
Bekanntgabe der in Aussicht genommenen Strafe mit der Erlassung der vereinfachten Strafverfligung
einverstanden erklart und auf die Erhebung eines Einspruchs schriftlich verzichtet. Ein
Einspruchsverzicht kann binnen drei Tagen schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden. Kosten
des Strafverfahrens sind nicht zu ersetzen.*

15. § 146 Abs. 2 lautet:

,»(2) Als geringfiigige Finanzvergehen gelten:

1. Finanzordnungswidrigkeiten nach § 51;

2. die Finanzvergehen nach den 8§ 33, 35 und 37 Abs. 1, sofern der strafbestimmende Wertbetrag
oder die Summe der strafbestimmenden Wertbetrége (§ 53 Abs. 1) 1 500 Euro nicht tbersteigt;
als strafbestimmender Wertbetrag hat der auf die Ware entfallende Abgabenbetrag oder der
hinterzogene Abgabenbetrag zu gelten;

3. die Finanzvergehen nach den §8 34, 36, 37 Abs. 3 und 44 bis 46, sofern der strafbestimmende
Wertbetrag oder die Summe der strafbestimmenden Wertbetrége (8 53 Abs. 1) 3 000 Euro nicht
Ubersteigt; als strafbestimmender Wertbetrag hat der auf die Ware entfallende Abgabenbetrag
oder der verkiirzte Abgabenbetrag bzw. das Einfache der Bemessungsgrundlage geméR § 44
Abs. 2 zu gelten;

4. die Finanzvergehen nach den 88 48 und 48a, sofern durch die Tat weder Abgaben hinterzogen
noch verkiirzt wurden;

5. das Finanzvergehen nach § 48b, sofern die Barmittel den Betrag von 30 000 Euro nicht
Ubersteigen;

6. die Finanzvergehen nach § 91 AIkStG 2022 und § 11 MinStG 2022, sofern die hinterzogenen
Abgaben den Betrag von 1 500 Euro oder die verkirzten Abgaben den Betrag von 3 000 Euro
nicht iibersteigen.*

16. In § 160 wird nach Abs. 4 folgender Abs. 5 angefligt:

»(5) Unterbleibt nach Abs.2 oder3 eine mindliche Verhandlung vor einem Senat fir
Finanzstrafrecht beim Bundesfinanzgericht, kann der Vorsitzende die Beratung und Beschlussfassung des
Senates unter Verwendung geeigneter technischer Kommunikationsmittel veranlassen. Der Vorsitzende
kann auBerdem die Beratung und Beschlussfassung durch die Einholung der Zustimmung der anderen
Senatsmitglieder zu einem Entscheidungsentwurf im Umlaufwege ersetzen, wenn keines dieser
Mitglieder widerspricht.“
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17. 8 180 Abs. 1 lautet:

,»(1) Die Finanzstrafbehorden sollen sich in Strafverfahren gegen Jugendliche (§ 1 Abs. 1 Z 2 JGG)
nach Maglichkeit der Mithilfe der 6ffentlichen Unterrichts- und Erziehungsanstalten und der mit der
Jugendfirsorge betrauten Behorden (Kinder- und Jugendhilfe) sowie solcher Personen und
Kdorperschaften bedienen, die in der Jugendfiirsorge tétig sind und sich den Behérden zur Verfigung
stellen (Jugendgerichtshilfe). Die Mithilfe kann insbesondere in der Erhebung der persénlichen
Verhaltnisse des Jugendlichen, in der Fiirsorge fur seine Person und in dem Beistand bestehen, dessen er
im Verfahren bedarf. Strafverfahren wegen einer Jugendstraftat (§ 24 Abs. 2) sind ohne Verzug sowie
unter besonderer Beriicksichtigung von Alter und Reifegrad des Beschuldigten durchzufiihren.“

18. In §180 Abs. 2 wird nach dem Wort , Verteidiger die Wortfolge .fiir das gesamte Verfahren
eingefligt. Nach dem letzten Satz wird folgender Satz angefiigt:

,»Die Beigabe des Verteidigers bleibt aufrecht, auch wenn der jugendliche Beschuldigte im Laufe des
Verfahrens das achtzehnte Lebensjahr {iberschreitet.*

19. Dem § 180 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) Der jugendliche Beschuldigte ist unbeschadet des § 57 Abs.3 sobald wie mdglich zu
informieren Gber:

1. das Recht auf Ausschluss der Offentlichkeit (§ 127 Abs. 2 lit. c),
2. das Recht auf Unterstltzung durch einen Verteidiger gemald Abs. 2,
3. die Information des gesetzlichen Vertreters bzw. der Vertrauensperson (8 182 Abs. 1),

4. die Moglichkeit der Begleitung durch den gesetzlichen Vertreter bzw. die Vertrauensperson
(8 182 Abs. 2).«

20. § 181 lautet:

,8181. Jugendliche durfen weder nach 8§85 festgenommen noch darf Uber sie eine
Untersuchungshaft nach § 86 verhingt werden.*

21.§182 Abs. 1 lautet:

(1) Die Finanzstrafbehdrde hat den gesetzlichen Vertreter eines jugendlichen Beschuldigten von
den dem Beschuldigten gemé&R § 180 Abs. 3 zukommenden Rechten, von den ihm in seiner Eigenschaft
als gesetzlicher Vertreter im Finanzstrafverfahren zukommenden Rechten, von der Einleitung des
Strafverfahrens und vom Erkenntnis (von der Strafverfligung) zu verstandigen. Sofern der gesetzliche
Vertreter nicht bekannt oder nicht erreichbar ist, oder dessen Verstandigung dem Wohl des Jugendlichen
abtraglich ware oder das Strafverfahren erheblich gefédhrden konnte, kann der jugendliche Beschuldigte
anstelle des gesetzlichen Vertreters eine andere geeignete Person benennen (Vertrauensperson). Dieser
Person kommen fiir die Zeit, wahrend der die genannten Voraussetzungen vorliegen, die Rechte des
gesetzlichen Vertreters zu. Wird keine Vertrauensperson benannt, hat die Finanzstrafbehdrde unter
Bertcksichtigung des Wohles des jugendlichen Beschuldigten eine solche zu bestellen und den
Jugendlichen dariiber zu informieren.*

22. 8182 Abs. 2 lautet:

,»(2) Der gesetzliche Vertreter bzw. die Vertrauensperson ist in jeder Lage des Verfahrens berechtigt,
den jugendlichen Beschuldigten zu begleiten. Die formliche Vernehmung des jugendlichen Beschuldigten
ist mittels Ton- und Bildaufnahme (§ 56a) zu dokumentieren, soweit der jugendliche Beschuldigte keinen
Verteidiger beizieht oder kein Verteidiger beizugeben ist und auch kein gesetzlicher Vertreter bzw. keine
Vertrauensperson anwesend ist. Eine Dokumentation ausschlieRBlich mittels einer Niederschrift ist
zuldssig, wenn eine Ton- und Bildaufnahme aufgrund eines uniiberwindbaren technischen Problems nicht
maglich ist, sofern angemessene Anstrengungen zur Behebung des Problems unternommen wurden, und
eine Verschiebung der Vernehmung unangemessen ware.*

23. 8 182 Abs. 3 lautet:

,»(3) Ist die miindliche Verhandlung nicht éffentlich oder ist die Offentlichkeit ausgeschlossen, so
kdénnen der Verhandlung neben dem gesetzlichen Vertreter bzw. der Vertrauensperson auch die
Erziehungsberechtigten, Vertreter der Kinder- und Jugendhilfe und der Jugendgerichtshilfe sowie ein
allenfalls bestellter Bewédhrungshelfer beiwohnen.

24, In §182 Abs.4 wird nach der Wortfolge ,Mitunterfertigung des gesetzlichen Vertreters® die
Wortfolge ,,bzw. der Vertrauensperson® eingefiigt.
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25. In 8183 wird nach dem Wort ,Pflegschaftsgericht® die Wortfolge ,sowie der Kinder- und
Jugendhilfe* eingefugt.

26. In § 185 Abs. 5 entfallt die Zeichenfolge ,,Abs. 2.

27. In 8 185 Abs. 7 wird der Klammerausdruck ,,(§ 1 Z 3 des Jugendgerichtsgesetzes 1988)* durch den
Klammerausdruck ,,(§ 1 Abs. 1 Z 3 JGG)*“ ersetzt.

28. § 265a Abs. 3a entfallt.
29. In § 266 Abs. 1 wird die Zeichenfolge ,,Abs. 1 jeweils durch die Zeichenfolge ,,§ 265 Abs. 1 ersetzt.

Artikel 20
Anderung des Kontenregister- und Konteneinschaugesetzes

Das Kontenregister- und Konteneinschaugesetz, BGBI. | Nr. 77/2016, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 148/2021, wird wie folgt gedndert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird hinsichtlich § 3 wie folgt geandert:
,,§ 3. Ubermittlungen der meldepflichtigen Kredit- und Finanzinstitute*

2.82 Abs. 17 3 und 4 lauten:

,,3. allfallige  gegeniiber dem Kreditinstitut hinsichtlich des Kontos oder des Depots
vertretungsbefugte Personen, Treugeber und wirtschaftliche Eigentimer gemal 8§ 2 des
Wirtschaftliche Eigentiimer Registergesetzes — WiEReG, BGBI. | Nr. 136/2017, wobei Z 1 bis 2
sinngemé&R anzuwenden sind, sowie die IBAN (Kontonummer) bzw. Depotnummer;

4. eine eindeutige Nummer bei SchlieRfachern und, sofern der Mieter des Schlie3faches eine
juristische Person ist, gegenliber dem Kreditinstitut oder dem gewerblichen SchlieRfachanbieter
hinsichtlich des SchlieBfaches vertretungsbefugte Personen und wirtschaftliche Eigentlimer
geméaR 8 2 WIEReG, wobei Z 1 bis 2 sinngemill anzuwenden sind,*

3. In § 3 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Die meldepflichtigen Kredit- und Finanzinstitute sind verpflichtet geeignete
KontrollmaRnahmen zu ergreifen, um die Einhaltung dieser Meldepflichten gemal 8§ 3 und die
Vollstdndigkeit der Daten im Sinne von § 2 sicherzustellen.*

4. In § 5 wird folgender Abs. 5 angefligt:

,»(5) Der Bundesminister fiir Finanzen ist berechtigt im Kontenregister enthaltene Konten, Depots
oder SchlieRfacher von Kreditinstituten, deren Konzession zurlickgenommen wurde (8 6 BWG) oder
erloschen ist (8 7 BWG) oder denen mit Beschluss die Zulassung als Kreditinstitut gemal? Artikel 4
Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 und den Artikeln 80
und 83 der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 in Verbindung mit Artikel 18 Buchstabe e der Richtlinie
2013/36/EU und des BWG entzogen wurde, mit dem Datum der Rechtskraft des Beschlusses oder
Bescheids als aufgelost zu kennzeichnen. Fiir den Fall der Beendigung des Geschaftsbetriebs von
Zweigstellen von CRR-Kreditinstituten im Inland oder von Finanzinstituten gemal 8 1 Abs. 2 Z 6 und 7
BWoG ist der Bundesminister flr Finanzen berechtigt im Kontenregister enthaltene Konten, Depots oder
SchlieBfacher mit dem Datum der Beendigung des Geschéftsbetriebes als aufgeldst zu kennzeichnen.*

5.1n § 7 Abs. 1 wird das Wort ,,Ubermittlungspflicht durch das Wort ,,Pflichten* ersetzt.
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Artikel 21
Anderung des Zollrechts-Durchfiihrungsgesetzes

Das Zollrechts-Durchfiihrungsgesetz, BGBI. Nr. 659/1994, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. | Nr. 227/2021, wird wie folgt gedndert:

1. § 38 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

,Fur die direkte und indirekte Vertretung im zollrechtlichen Informatikverfahren iiber das USP oder
andere Portale gelten die Regelungen des Vertretungsmanagements des USPG (8§ 2) und der USP-NuBeV
(8 9) oder des jeweiligen Portals.*

b) In Abs. 2 entfallen der zweite und der dritte Satz.

2. Nach § 47 wird folgender § 47a samt Uberschrift eingefligt:
»Zu Art. 45 des Zollkodex
8 47a. Die Stellung eines Antrages auf Aussetzung der Vollziehung bewirkt keine Hemmung der
Einbringung.*
3. Nach § 54 wird folgender § 54a samt Uberschrift eingefiigt:
»Zu Art. 84 des Zollkodex

§ 54a. Das Zollamt Osterreich kann auf Antrag einer dritten Person bewilligen, dass diese neben
dem Zollschuldner ganz oder teilweise der Zollschuld beitritt und dadurch im entsprechenden Ausmali
Gesamtschuldner wird (Schuldbeitritt).*

4. In §62 wird im ersten Satz nach dem Wortlaut ,,.Die nachtrigliche buchméBige Erfassung von
Einfuhrumsatzsteuer gemdR Art. 105 Abs. 4 des Zollkodex* der Wortlaut ,,oder eine buchméBige
Erfassung gemal Art. 105 Abs. 2 Unterabsatz 2 des Zollkodex* eingefugt.

5. § 66 entfallt.
6. Nach § 119q wird folgender § 119r samt Uberschriften eingefiigt:

,unterabschnitt 6
Einsichtnahme in das Schengener Informationssystem

§119r. (1) Das Zollamt Osterreich und dessen Organe sind zur Erfiillung ihrer gesetzlichen
Aufgaben (8 6) berechtigt, die gemdR den 88 39 und 40 des Bundesgesetzes Uber die polizeiliche
Kooperation mit den Mitgliedstaaten der Europdischen Union und der Agentur fir die Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Strafverfolgung (Europol), BGBI. | Nr. 2009/132, (im Folgenden EU-PolKG), im
Schengener Informationssystem verarbeiteten Daten einzusehen. Die Einsichthnahme hat zu unterbleiben,
wenn im Einzelfall schutzwirdige Geheimhaltungsinteressen (§ 1 Abs.1 DSG) die mit der
Einsichtnahme verfolgten Zwecke tberwiegen.

(2) Bei Vorliegen einer Ausschreibung gemdafR der 88 39 und 40 EU-PolKG haben die befassten
Zollorgane die zusténdige Sicherheitsbehdrde unverziglich zu verstandigen.*

Artikel 22
Anderung des EU-Besteuerungsstreitbeilegungsgesetzes

Das EU-Besteuerungsstreitbeilegungsgesetz — EU-BStbG, BGBI. I Nr. 62/2019, wird wie folgt
geandert:

1. In 8 17 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(1a) Sind in einem Mingelbehebungsverfahren gemal § 85 Abs. 2 BAO nicht alle inhaltlichen
Mangel einer Streitbeilegungsbeschwerde fristgerecht behoben worden, gilt der Zuriicknahmebescheid als
Zuriickweisung der Beschwerde im Sinne dieses Abschnittes.*

2. In § 39 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,abweichend von Abs. 3* durch die Wortfolge ,,abweichend von
Abs. 2¢ ersetzt.
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3. In §73 Z2 lit. a wird die Wortfolge ,,der Bundesminister fiir Finanzen* durch die Wortfolge ,die
oOsterreichische zustédndige Behorde* ersetzt.

Artikel 23
Anderung des EU-Meldepflichtgesetzes
Das EU-Meldepflichtgesetz, BGBI. | Nr. 91/2019, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 96/2020, wird wie folgt geéndert:
1. In § 3 Z 11 wird folgender Schlussteil angefligt:

,Falls mehr als eine Person gemaf3 den lit. a bis d an der Geschaftsleitung, der Kontrolle, dem Kapital
oder den Gewinnen derselben Person beteiligt ist, gelten alle betroffenen Personen als verbundene
Unternehmen.

Falls dieselben Personen gemal den lit. a bis d an der Geschéftsleitung, der Kontrolle, dem Kapital oder
den Gewinnen von mehr als einer Person beteiligt sind, gelten alle betroffenen Personen als verbundene
Unternehmen.*

2. In 8§ 7 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Jeder meldende Intermediér hat jeden relevanten Steuerpflichtigen vor der ersten Meldung Uber
die Meldepflicht in Kenntnis zu setzen. Darliber hinaus hat jeder meldende Intermediar vor jeder
Meldung jedem relevanten Steuerpflichtigen die zu meldenden, auf den Steuerpflichtigen bezogenen
Informationen, so rechtzeitig mitzuteilen, dass die betroffene Person ihre Datenschutzrechte wahrnehmen
kann. In jedem Fall hat die Information vor der geplanten Meldung zu erfolgen.*

3.1n 8§ 21 Abs. 1 wird das Wort ,,dieses durch ,,sie ersetzt.

4. In § 27 wird folgender Satz angefugt.
,»$ 7 Abs. 3 ist erstmals ab dem 1. Janner 2023 anzuwenden.*

Artikel 24
Anderung des EU-Amtshilfegesetzes

Das EU-Amtshilfegesetz, BGBI. | Nr. 112/2012, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 91/2019, wird wie folgt geandert:

1. Das Inhaltsverzeichnis lautet:

,Inhaltsverzeichnis

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

81 Anwendungsbereich und anzuwendendes Recht
82. Begriffshestimmungen
§3. Zustandigkeit

2. Abschnitt

Informationsaustausch auf Ersuchen

84, Ersuchen von anderen Mitgliedstaaten
8 4a. Voraussichtliche Erheblichkeit
§5. Fristen
§ 6. Ersuchen an andere Mitgliedstaaten

3. Abschnitt

Weiterer Informationsaustausch

87. Automatischer Informationsaustausch
§ 7a. Umfang und Voraussetzungen des automatischen Informationsaustauschs tiber

grenziuberschreitende Vorbescheide und Vorabverstandigungen uber die
Verrechnungspreisgestaltung
§8. Spontaninformationen an andere Mitgliedstaaten
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89. Spontaninformationen von anderen Mitgliedstaaten

4. Abschnitt

Sonstige Formen der Verwaltungszusammenarbeit

8 10. Anwesenheit von Bediensteten anderer Mitgliedstaaten im Inland
8 11. Anwesenheit von inl&ndischen Bediensteten in anderen Mitgliedstaaten
§12. Gleichzeitige Prifungen
§ 12a. Gemeinsame Priifungen im Inland
§ 12b. Gemeinsame Priifungen in anderen Mitgliedstaaten
8 13. Zustellungsersuchen an andere Mitgliedstaaten
8 14. Zustellungsersuchen von anderen Mitgliedstaaten

5. Abschnitt

Allgemeine Durchfihrungsvorschriften

8 15. Verwendung und Weitergabe von Informationen und Schriftstiicken
§ 16. Rickmeldungen
8 17. Standardformblatter und Kommunikationsmittel
8 18. Informationsaustausch mit Drittlandern
8 19. Datenschutz
§ 19%. Datenschutzverletzung
8 20. Sprachen

6. Abschnitt

Schlussbestimmungen

8 21. Abkommen mit anderen Mitgliedstaaten
§ 22. Inkrafttreten
8 23. Vollziehung*

2.8 1 Abs. 1 lautet:

(1) Dieses Bundesgesetz regelt die Durchfiihrung der Amtshilfe zwischen Osterreich und den
anderen Mitgliedstaaten der Européischen Union (Mitgliedstaaten) beim Austausch von Informationen,
die fur die Anwendung und Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts der Mitgliedstaaten tber die in
Abs. 2 genannten Steuern auf Grund der Richtlinie 2011/16/EU (ber die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehorden im Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG, ABI.
Nr. L 64 vom 11.03.2011 S. 1, zuletzt gedndert durch die Richtlinie (EU) 2021/514, ABI. Nr. L 104 vom
25.03.2021 S.1 (im Folgenden: Amtshilferichtlinie), voraussichtlich erheblich sind. Soweit in diesem
Bundesgesetz, ausgenommen in § 4 Abs. 6, auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.*

3. 8§ 1 Abs. 4 lautet:

»(4) Die Zusammenarbeit nach dem Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz (FinStrZG), BGBI |
Nr. 105/2014, sowie die justizielle Zusammenarbeit nach dem Auslieferungs- und Rechtshilfegesetz
(ARHG), BGBI. Nr.529/1979, nach dem Bundesgesetz (ber die justizielle Zusammenarbeit in
Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der Européischen Union (EU-JZG), BGBI. | Nr. 36/2004, oder nach
zwischenstaatlichen Vereinbarungen bleiben unberiihrt.

4.82Abs. 1710 lit. a lautet:

,,a) fiir die Zwecke des § 7 Abs. 1, 5, 6 und 7 und des § 7a die systematische Ubermittlung zuvor
festgelegter Informationen an einen anderen Mitgliedstaat ohne dessen vorheriges Ersuchen in
regelméRigen, im Voraus bestimmten Abstanden. Fir die Zwecke des § 7 Abs.1 sind
verfugbare Informationen solche Informationen, die in den Steuerakten des die Informationen
Ubermittelnden Mitgliedstaats enthalten sind und die im Einklang mit den Verfahren fur die
Erhebung und Verarbeitung von Informationen des betreffenden Mitgliedstaats abgerufen
werden konnen;

5.8 2 Abs. 1 Z 10 lit. c lautet:

,.c) fur die Zwecke aller Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme von § 7 Abs. 1, 4,5, 6
und 7 und des § 7a die systematische Ubermittlung zuvor festgelegter Informationen gemaR den
lit. aund b;*
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6. Dem § 2 Abs. 1 werden folgende Z 22 und 23 angefugt:

»22. ,gemeinsame Priifung” bezeichnet behordliche Ermittlungen, die gemeinsam von den
zusténdigen Behorden von zwei oder mehr Mitgliedstaaten und in Bezug auf eine oder mehrere
Personen von gemeinsamem oder ergédnzendem Interesse fiir die zustdndigen Behorden dieser
Mitgliedstaaten durchgefiihrt werden.

23. ,,Datenschutzverletzung™ bezeichnet eine Sicherheitsverletzung im Bereich der EU-Amtshilfe,
die infolge vorsatzlicher rechtswidriger Handlungen, einer Fahrlassigkeit oder eines Unfalls zur
Vernichtung, zum Verlust oder zur Veranderung von Informationen oder zu einem Vorfall des
unangemessenen oder unbefugten Zugangs zu bzw. der unangemessenen oder unbefugten
Offenlegung oder Nutzung von Informationen, unter anderem von Ubermittelten, gespeicherten
oder auf sonstige Weise verarbeiteten personenbezogenen Daten, flihrt. Eine Verletzung des
Datenschutzes kann die Vertraulichkeit, Verfiigbarkeit und Integritdt der Daten betreffen.*

7. In 8 4 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(1a) Das Ersuchen kann ein begriindetes Ersuchen um eine behérdliche Ermittlung enthalten. Ist
das zentrale Verbindungsbiro der Auffassung, dass keine behdrdlichen Ermittlungen erforderlich sind,
teilt es der ersuchenden Behorde unverziiglich die Griinde fiir diese Auffassung mit.*

8. Nach § 4 wird folgender § 4a samt Uberschrift eingefuigt:
, Voraussichtliche Erheblichkeit

84a. (1) Fur die Zwecke eines Ersuchens gemdR 8§84 sind die erbetenen Informationen
voraussichtlich erheblich, wenn die ersuchende Behdrde zum Zeitpunkt des Ersuchens der Ansicht ist,
dass ihrem nationalen Recht zufolge die realistische Mdglichkeit besteht, dass die erbetenen
Informationen fur die Steuerangelegenheiten eines oder mehrerer anhand des Namens oder anderer
Kriterien identifizierter Steuerpflichtiger erheblich und fur die Zwecke der Ermittlung gerechtfertigt sein
werden.

(2) Zum Nachweis der voraussichtlichen Erheblichkeit der erbetenen Informationen tbermittelt die
ersuchende Behorde der ersuchten Behdrde mindestens die folgenden Informationen:

1. den steuerlichen Zweck, zu dem die Informationen beantragt werden, und

2. eine Spezifizierung der fur Verwaltungszwecke oder die Durchsetzung des nationalen Rechts
erforderlichen Informationen.

(3) Bezieht sich das Ersuchen gemal § 4 auf eine Gruppe von Steuerpflichtigen, die nicht einzeln
identifiziert werden konnen, Ubermittelt die ersuchende Behdrde der ersuchten Behtérde mindestens die
folgenden Informationen:

1. eine ausfiihrliche Beschreibung der Gruppe,

2. eine Erlauterung des anwendbaren Rechts und des Sachverhalts, der Anlass zu der Vermutung

gibt, dass die Steuerpflichtigen dieser Gruppe das anwendbare Recht nicht eingehalten haben,

3. eine Erlduterung, wie die erbetenen Informationen dazu beitragen wiirden, die Einhaltung des

anwendbaren Rechts durch die Steuerpflichtigen der Gruppe festzustellen, und

4. Sachverhalt und Umstande in Bezug auf die Beteiligung eines Dritten, der aktiv zur potenziellen

Nichteinhaltung des anwendbaren Rechts durch die Steuerpflichtigen der Gruppe beigetragen hat
(sofern relevant).*

9. 8§ 5 Abs. 1 lautet:

(1) Das zentrale Verbindungsbiro stellt die in § 4 Abs. 1 genannten Informationen mdglichst rasch,
spatestens jedoch drei Monate nach dem Zeitpunkt des Eingangs des Ersuchens zur Verfligung. Ist das
zentrale Verbindungsbiiro jedoch bereits im Besitz dieser Informationen, so werden sie innerhalb von
zwei Monaten ab jenem Zeitpunkt zur Verfiigung gestellt.

10. § 5 Abs. 5 lautet:

,»(5) Ist das zentrale Verbindungsbiiro nicht in der Lage, auf ein Ersuchen fristgerecht zu antworten,
so unterrichtet es die ersuchende Behdrde unverziiglich, spatestens jedoch innerhalb von drei Monaten
nach Erhalt des Ersuchens, uber die Grunde, die einer fristgerechten Antwort entgegenstehen. Das
zentrale Verbindungsbiro informiert innerhalb derselben Frist auBerdem uber den Zeitpunkt, an dem es
dem Ersuchen voraussichtlich nachkommen kann, wobei die diesbezigliche Frist hochstens sechs Monate
ab dem Tag des Eingangs des Ersuchens betrégt.
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11. 8 7 Abs. 1 lautet:

,»(1) Das zentrale Verbindungsbiiro ibermittelt im Wege des automatischen Informationsaustausches
der zustandigen Behorde jedes anderen Mitgliedstaats Informationen, die (ber anséssige Personen des
anderen Mitgliedstaats in Bezug auf die folgenden bestimmten Arten von Einkiinften und Vermdgen
unter Angabe der ausldndischen Steuernummer, wie sie der Osterreichischen zustdndigen Behorde
verflgbar sind:

1. Vergitungen aus unselbsténdiger Arbeit,
2. Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergitungen,

3. Lebensversicherungsprodukte, die nicht von anderen Rechtsakten der Europaischen Union tber
den Austausch von Informationen oder vergleichbaren Mallnahmen erfasst sind,

4. Ruhegehalter,
5. Eigentum an unbeweglichem Vermdégen und Einkinfte daraus,
6. Lizenzgebiihren.*

12. Dem § 7 wird folgender Abs. 7 angefligt:

(7) Die Durchfiihrung des durch die Richtlinie (EU) 2021/514 zur Anderung der Richtlinie
2011/16/EU bezuglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich
der Besteuerung, ABI. Nr.L 104 vom 25.03.2021, eingefiihrten verpflichtenden automatischen
Austauschs der von Plattformbetreibern gemeldeten Informationen richtet sich nach den Bestimmungen
des Digitale Plattformen-Meldepflichtgesetz — DPMG, BGBI. | Nr. 108/2022.

13. 8 7a Abs. 5 lit. a lautet:

,a) in Bezug auf die gemal Abs. 1 ausgetauschten Informationen unverziglich nach Erteilen bzw.
Treffen, Anderung oder Erneuerung der grenziberschreitenden Vorbescheide oder
Vorabverstandigungen (ber die Verrechnungspreisgestaltung und spatestens innerhalb von
drei Monaten nach Ablauf des Kalenderhalbjahrs, in dem die grenzlberschreitenden
Vorbescheide oder Vorabverstandigungen tber die Verrechnungspreisgestaltung erteilt bzw.
getroffen, geéndert oder erneuert wurden;*

14. § 7a Abs. 6 lit. b lautet:

,b) eine Zusammenfassung des Inhalts des grenzlberschreitenden Vorbescheids bzw. der
Vorabverstandigung Uber die Verrechnungspreisgestaltung, einschliellich einer abstrakt
gehaltenen Beschreibung der relevanten Geschéftstatigkeiten oder Transaktionen oder Reihen
von Transaktionen und aller anderen Informationen, die der zustdndigen Behorde bei der
Bewertung eines potenziellen Steuerrisikos behilflich sein kdnnten, die nicht zur Preisgabe
eines Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschéftsverfahrens oder zur
Preisgabe von Informationen fiihrt, welche die ffentliche Ordnung verletzen wiirde;*

15. § 10 und § 11 lauten jeweils samt Uberschrift:
»Teilnahme von Bediensteten anderer Mitgliedstaaten an Amtshandlungen im Inland

8 10. (1) Zum Zwecke des Informationsaustauschs gemaR § 1 Abs. 1 kann die zustandige Behdrde
eines anderen Mitgliedstaats das zentrale Verbindungsbdiiro ersuchen, dass von dieser befugte Bedienstete
unter den vom zentralen Verbindungsburo oder der zustdndigen Abgabenbehérde festgelegten
Verfahrensregelungen:

1.in den Amtsrdumen zugegen sein dirfen, in denen die zustdndigen Abgabenbehdrden ihre
Tatigkeit austiben,
2. bei den behordlichen Ermittlungen zugegen sein diirfen, die im Hoheitsgebiet Osterreichs
durchgefiihrt werden, oder
3. mittels elektronischer Kommunikationsmittel an den von Osterreich durchgefiihrten behordlichen
Ermittlungen teilnehmen durfen (sofern angezeigt).
Das zentrale Verbindungsbiro beantwortet ein Ersuchen binnen 60 Tagen nach Erhalt des Ersuchens, um
entweder das Einverstandnis zu erteilen oder eine begriindete Ablehnung mitzuteilen.

(2) Die Befugnisse der auslandischen Bediensteten beschranken sich auf die in Abs. 1 genannten
Tatigkeiten. Das zentrale Verbindungsbiiro hat dafiir Sorge zu tragen, dass dem befugten Bediensteten
der ersuchenden Behorde nur solche Informationen erteilt werden, die geméaR § 4 erteilt werden durfen
und die nicht unter § 4 Abs. 3 fallen. Sind die erbetenen Informationen in Unterlagen enthalten, zu denen
die Bediensteten des zentralen Verbindungsburos oder der zustdndigen Abgabenbehdrde Zugang haben,
werden den Bediensteten der ersuchenden Behdrde Kopien dieser Unterlagen ausgehandigt.
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(3) Sind Bedienstete der ersuchenden Behdrde bei behdrdlichen Ermittlungen zugegen oder nehmen
sie Uber elektronische Kommunikationsmittel an den behordlichen Ermittlungen teil, diirfen sie in
Osterreich unter Einhaltung der Verfahrensregelungen (Abs. 1) Einzelpersonen befragen und
Aufzeichnungen priifen. Die Auslibung von Zwangsgewalt durch einen Bediensteten der ersuchenden
Behorde auf dem Hoheitsgebiet Osterreichs ist ausgeschlossen.

~ (4) Befugte Bedienstete der ersuchenden Behorde, die gemal Abs. 1 an Amtshandlungen in
Osterreich teilnehmen, missen jederzeit eine schriftliche Vollmacht vorlegen kdnnen, aus der ihre
Identitat und dienstliche Stellung hervorgehen.

Teilnahme von inlandischen Bediensteten an Amtshandlungen in anderen Mitgliedstaaten

8§11. (1) Zum Zweck des Informationsaustausches gemal &1 Abs.1 kann das zentrale
Verbindungsbhiiro einen anderen Mitgliedstaat ersuchen, dass unter den vom ersuchten Mitgliedstaat
festgelegten Verfahrensregelungen befugte Bedienstete des zentralen Verbindungsbiiros oder der
zusténdigen Osterreichischen Abgabenbehdrde:

1.in den Amtsrdumen zugegen sein dirfen, in denen die Verwaltungshehorden des ersuchten

Mitgliedstaats ihre Tétigkeit austben,
2. bei den behordlichen Ermittlungen zugegen sein dirfen, die im Hoheitsgebiet des ersuchten
Mitgliedstaats durchgefhrt werden, oder

3. mittels elektronischer Kommunikationsmittel an den vom ersuchten Mitgliedstaat durchgefiihrten

behdrdlichen Ermittlungen teilnehmen dirfen (sofern angezeigt).

(2) Unter Einhaltung der vom ersuchten Mitgliedstaat festgelegten Verfahrensregelungen dirfen
Bedienstete des zentralen Verbindungsbiros oder der zustdndigen Abgabenbehdrde, die bei behdrdlichen
Ermittlungen zugegen sind oder uber elektronische Kommunikationsmittel an den behdrdlichen
Ermittlungen teilnehmen, Einzelpersonen befragen und Aufzeichnungen priifen.

(3) Befugte Bedienstete des zentralen Verbindungsbiiros bzw. der zustandigen Abgabenbehérde, die
gemall Abs. 1 an Amtshandlungen im ersuchten Mitgliedstaat teilnehmen, missen jederzeit eine vom
zentralen Verbindungsbiiro auszustellende schriftliche Vollmacht vorlegen kénnen, aus der ihre Identitét
und dienstliche Stellung hervorgehen.

(4) Befugte Bedienstete der zustdndigen Abgabenbehorde gelten fir Zwecke ihrer Teilnahme an
Amtshandlungen im ersuchten Mitgliedstaat als zustandige Bedienstete im Sinne des 8 2 Abs. 1 Z 5.«

16. § 12 Abs. 3 lautet:

,»(3) Schlédgt ein anderer Mitgliedstaat eine gleichzeitige Priifung vor, so entscheidet die zustandige
Abgabenbehdrde, ob sie an der gleichzeitigen Priifung teilnehmen wird. Das zentrale Verbindungsbiiro
teilt binnen 60 Tagen nach Erhalt des Vorschlags dem anderen Mitgliedstaat das Einverstandnis oder die
begriindete Ablehnung mit.*

17. Nach § 12 werden die folgenden § 12a und § 12b jeweils samt Uberschrift eingefiigt:
»Gemeinsame Priifungen im Inland

812a. (1) Die zustdndige Behorde eines oder mehrerer Mitgliedstaaten kann das zentrale
Verbindungsbiiro ersuchen, eine gemeinsame Priifung durchzufiihren. Das zentrale Verbindungsburo hat
das Ersuchen um eine gemeinsame Prifung innerhalb von 60 Tagen nach dessen Erhalt zu beantworten.
In begriindeten Féllen kann das zentrale Verbindungsbiro das Ersuchen ablehnen.

(2) Gemeinsame Priifungen sind in vorab vereinbarter und koordinierter Weise, einschlieflich der
Sprachenregelung, im Einklang mit den 6sterreichischen Vorschriften durchzufiihren. Das zentrale
Verbindungsburo hat einen Vertreter zu benennen, der fiir die Beaufsichtigung und Koordinierung der
gemeinsamen Priifung in Osterreich zustandig ist.

(3) Die Rechte und Pflichten der an der gemeinsamen Priifung teilnehmenden Bediensteten der
anderen Mitgliedstaaten werden — sofern diese bei Tatigkeiten in Osterreich zugegen sind — nach
Osterreichischem Recht festgelegt. Die Bediensteten eines anderen Mitgliedstaats haben die
oOsterreichischen Rechtsvorschriften zu befolgen, sie durfen dabei jedoch keine Befugnisse austiben, die
Uber die Befugnisse hinausgehen wirden, die ihnen nach dem Recht ihres Mitgliedstaats zustehen.

(4) Die osterreichische Abgabenbehdrde hat die erforderlichen MaRnahmen zu ergreifen, um

1. zu ermdglichen, dass Bedienstete aus anderen Mitgliedstaaten, die an den gemeinsamen
Prifungstatigkeiten teilnehmen, zusammen mit den Osterreichischen Bediensteten und unter
Einhaltung der Osterreichischen Verfahrensregelungen Einzelpersonen befragen und
Aufzeichnungen priifen kénnen;
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2. sicherzustellen, dass die bei diesen gemeinsamen Prifungstatigkeiten gesammelten Beweise,
auch hinsichtlich ihrer Zul&ssigkeit, unter den gleichen rechtlichen Bedingungen bewertet
werden konnen wie im Fall einer in Osterreich durchgefilhrten Priifung, an der nur
osterreichische Bedienstete teilnehmen; dies gilt auch wahrend jeglicher Rechtsmittelverfahren;
und

3. sicherzustellen, dass die Personen, die einer gemeinsamen Prifung unterzogen werden oder
davon betroffen sind, Uber dieselben Rechte verfiigen und dieselben Pflichten haben wie im Fall
einer Priifung, die ausschlieBlich durch dsterreichische Bedienstete durchgefiihrt wird; dies gilt
auch fir alle Verfahren, auf die sich der Prifungsvorgang auswirkt — auch wenn sie erst nach
Abschluss der Priifung geflihrt werden.

(5) Die an einer gemeinsamen Prifung beteiligten Organe haben sich zu bemihen, sich auf den
Sachverhalt und die Umstande, die fiir die gemeinsame Priifung relevant sind, zu einigen und auf der
Grundlage der Ergebnisse der gemeinsamen Priifung zu einer Einigung tber den steuerlichen Status der
gepruften Personen zu gelangen. Die Feststellungen der gemeinsamen Prifung sind in einem
Priifungsbericht darzulegen. Punkte, in denen sich die an der gemeinsamen Prufung beteiligten Organe
einig sind, sind im Priifungsbericht wiederzugeben.

(6) Die gepriften Personen sind Uber das Ergebnis der gemeinsamen Priifung zu unterrichten, wozu
auch eine Kopie des Prifungsberichts gehort, die innerhalb von 60 Tagen nach seiner Erstellung
Ubermittelt wird. Eine Kopie des Prufungsberichts ist jeweils an alle teilnehmenden Organe der
beteiligten Behorden zu Gbermitteln.

Gemeinsame Prifungen in anderen Mitgliedstaaten

8 12b. (1) Das zentrale Verbindungsbiiro kann die zustdndige Behdrde eines anderen Mitgliedstaats
oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten ersuchen, eine gemeinsame Priifung durchzufihren.

(2) Gemeinsame Priifungen sind in vorab vereinbarter und koordinierter Weise, einschlieRlich der
Sprachenregelung, im Einklang mit den Rechts- und Verfahrensvorschriften des Mitgliedstaats, in dem
die gemeinsamen Prifungstatigkeiten stattfinden, durchzufthren.

(3) Die Rechte und Pflichten der an der gemeinsamen Priifung teilnehmenden Bediensteten werden —
sofern diese bei Tatigkeiten in einem anderen Mitgliedstaat zugegen sind — nach dem Recht des
Mitgliedstaats festgelegt, in dem diese gemeinsamen Prifungstétigkeiten stattfinden. Die Bediensteten
haben die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem die gemeinsamen Prufungstatigkeiten stattfinden,
zu befolgen. Sie Uben dabei jedoch keine Befugnisse aus, die iber die Befugnisse hinausgehen wirden,
die ihnen nach 6sterreichischem Recht zustehen.

(4) Die an einer gemeinsamen Prifung beteiligten Organe haben sich zu bemiihen, sich auf den
Sachverhalt und die Umstéande, die fur die gemeinsame Prifung relevant sind, zu einigen und auf der
Grundlage der Ergebnisse der gemeinsamen Priifung zu einer Einigung tber den steuerlichen Status der
gepruften Personen zu gelangen. Die Feststellungen der gemeinsamen Prifung sind in einem
Prufungsbericht darzulegen. Punkte, in denen sich die an der gemeinsamen Priifung beteiligten Organe
einig sind, sind im Prifungsbericht wiederzugeben.

(5) Ist eine geprufte Person von keinem anderen Mitgliedstaat Gber das Ergebnis der gemeinsamen
Prufung unterrichtet worden, hat ihr die zustdndige osterreichische Abgabenbehérde die Ubermittlung
einer Kopie des Priifungsberichts auf Antrag zu iibermitteln.*

18. § 15 Abs. 1 lautet:

»(1) Die Informationen, die nach Mallgabe der Amtshilferichtlinie in irgendeiner Form zwischen
Mitgliedstaaten Ubermittelt werden, unterliegen der Geheimhaltungspflicht und genieRen den Schutz, den
das innerstaatliche Recht des Mitgliedstaats, der sie erhalten hat, flr vergleichbare Informationen
gewabhrt. Diese Informationen durfen zur Bewertung, Anwendung und Durchsetzung des innerstaatlichen
Rechts der Mitgliedstaaten betreffend die in § 1 Abs. 2 genannten Steuern, sowie die Mehrwertsteuer und
andere indirekte Steuern, verwendet werden.*

19. § 15 Abs. 3 lautet:

»(3) Mit Zustimmung der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, die im Rahmen der
Amtshilferichtlinie Informationen tbermittelt, und nur insoweit, als dies nach dem innerstaatlichen Recht
des Mitgliedstaats der zustdndigen Behorde, die die Informationen erhélt, zuldssig ist, dirfen die im
Rahmen der Amtshilferichtlinie erhaltenen Informationen und Schriftstiicke fiir andere als in Abs. 1
genannte Zwecke verwendet werden. Diese Zustimmung wird erteilt, wenn die Informationen in dem
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Mitgliedstaat der zustandigen Behorde, die die Informationen Ubermittelt, fir &hnliche Zwecke verwendet
werden diirfen.*

20. In § 15 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 3a eingefligt:

»(3a) Das zentrale Verbindungsbiiro kann den zustdndigen Behdrden aller anderen Mitgliedstaaten
eine Liste der anderen als in Abs. 1 und 2 genannten Zwecke, fiir die Informationen und Schriftstiicke
gemaR seinem innerstaatlichen Recht verwendet werden dirfen, tbermitteln. Die zustandige Behdrde, die
Informationen und Schriftstiicke erhdlt, darf die erhaltenen Informationen und Schriftstiicke fur die vom
Ubermittelnden Mitgliedstaat aufgelisteten Zwecke ohne die in Abs. 3 genannte Zustimmung verwenden.*

21. 817 Abs. 2 Z 1 lautet:

1. die Bezeichnung der Person, der die Untersuchung oder Ermittlung gilt, und im Falle von
Gruppenersuchen gemal § 4a Abs. 3 eine ausflhrliche Beschreibung der Gruppe;*

22.8 17 Abs. 3 und 4 lautet:

»(3) Der spontane Informationsaustausch und seine Bestitigung gemidB den §§8 und 9,
Zustellungsersuchen gemal § 13 und Rickmeldungen gemall 88 14 bis 16 und 18 Abs. 2 erfolgen mit
Hilfe des von der Europdischen Kommission nach dem WVerfahren geméR Art. 26 Abs. 2 der
Amtshilferichtlinie angenommenen Standardformblatts.

(4) Der automatische Informationsaustausch im Sinne der 8§ 7 und 7a erfolgt mit Hilfe eines von der
Européischen Kommission nach dem Verfahren geméal Art. 26 Abs.2 der Amitshilferichtlinie
angenommenen elektronischen Standardformats, mit dem ein solcher automatischer Austausch erleichtert
werden soll. Die Informationsiibermittlung erfolgt soweit als mdglich auf elektronischem Wege mit Hilfe
des CCN-Netzes, wobei die fiir die Umsetzung erforderlichen praktischen Regelungen nétigenfalls von
der Europdischen Kommission nach dem Verfahren gemaR Art. 26 Abs. 2 der Amtshilferichtlinie zu
treffen sind. Bis zur Einrichtung eines sicheren Zentralverzeichnisses im Sinne des Art. 21 Abs. 5 der
Amtshilferichtlinie durch die Européische Kommission erfolgt auch die Informationsiibermittlung fur
Zwecke des § 7a mit Hilfe des CCN-Netzes. Das Zentralverzeichnis ist fur alle Mitgliedstaaten sowie —
vorbehaltlich des § 7a Abs. 7 — die Europdische Kommission zugénglich. Die Mitgliedstaaten laden die
gemal § 7a Abs. 1 und 2 zu tibermittelnden Informationen auf das Zentralverzeichnis hoch.*

23. 8 19 lautet:

»819. (1) Bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes bestehen die Informationspflichten geméaR
Art. 13 und 14 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABIL. Nr.L 119 vom 04.05.2016 S.1 (im Folgenden:
DSGVO), sowie das Auskunftsrecht gemaR Art. 15 DSGVO insoweit nicht, als dies zum Schutz
wichtiger Ziele des allgemeinen 6ffentlichen Interesses der Europaischen Union, der Republik Osterreich
oder eines anderen Mitgliedstaats (insbesondere wichtiger aufenpolitischer, wirtschaftlicher oder
finanzieller Interessen) geeignet, erforderlich und angemessen ist.

(2) Meldende Finanzinstitute im Sinne des Gemeinsamer Meldestandard-Gesetz — GMSG, BGBI. |
Nr. 116/2015, Intermedidre im Sinne des EU-Meldepflichtgesetz — EU-MPfG, BGBI. | Nr. 91/2019,
meldende Plattformbetreiber im Sinne des Digitale Plattformen-Meldepflichtgesetz — DPMG, BGBI. |
Nr. 108/2022 und die sterreichische zustandige Behédrde gelten als filir die Verarbeitung Verantwortliche
(Art. 4 Z7 DSGVO), wenn sie allein oder gemeinsam Uber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung
personenbezogener Daten im Sinne der DSGVO entscheiden.*

24. Nach § 19 wird folgender § 19a samt Uberschrift eingefiigt:

s»Datenschutzverletzung

819a. (1) Die O0sterreichische zustdndige Behorde meldet eine im Inland stattgefundene
Datenschutzverletzung und alle nachfolgenden Abhilfemallnahmen unverziiglich der Europdischen
Kommission. Sofern die Datenschutzverletzung nicht umgehend und angemessen eingedammt werden
kann, beantragt die dsterreichische zustdndige Behorde die Aussetzung des Zugangs zum CCN.

(2) Die osterreichische zustdndige Behérde hat die Behebung einer gemdR Abs. 1 gemeldeten
Datenschutzverletzung der Europdischen Kommission anzuzeigen.

(3) Die osterreichische zustdndige Behdrde setzt bei einer Datenschutzverletzung in einem oder
mehreren Mitgliedstaaten, den Informationsaustausch mit diesen Mitgliedstaaten aus und informiert die
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Europdische Kommission und jeden betroffenen Mitgliedstaat schriftlich Gber die Aussetzung des
Informationsaustauschs. Die Aussetzung ist unmittelbar wirksam.*
25. Dem § 22 wird folgender Abs. 5 angefligt:

»(5) §81, 2, 4, 4a, 5, 7, 7a, 10, 11, 12a, 12b, 15, 17, 19 und 19a, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2022, treten mit 1. Janner 2023 in Kraft.*

Artikel 25

Bundesgesetz Uber den verpflichtenden automatischen Informationsaustausch betreffend
meldende Plattformbetreiber im Bereich der Besteuerung (Digitale Plattformen-
Meldepflichtgesetz —- DPMG)

Inhaltsverzeichnis

1. Abschnitt
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2. Abschnitt
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86 Sonstige Begriffsbestimmungen

3. Abschnitt
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8§19 Uberpriifung meldepflichtiger Informationen
8§20 Durchsetzung der Informationserhebung und -Gberpriifung
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6. Abschnitt
Verarbeitung der gemeldeten Informationen
§26 Zustandigkeit fur die Kontrolle der Einhaltung der Sorgfalts- und
Meldeverpflichtungen

§27 Informationsaustausch
8§28 Bedeutung der Meldung fiir das Abgabenverfahren

7. Abschnitt

Strafbestimmungen

§29 Verletzung der Registrierungspflicht
§30 Verletzung der Meldepflicht
§31 Verletzung der Sorgfaltspflichten
§32 Ausschluss der gerichtlichen Verfolgung

8. Abschnitt

Schlussbestimmungen

§33 Verweise auf andere Rechtsbestimmungen
§34 Vollziehung
§35 Inkrafttreten

1. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

Umsetzung von Unionsrecht und der mehrseitigen Vereinbarung

8§ 1. (1) Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie (EU) 2021/514 zur Anderung der Richtlinie
(EU) 2011/16 Uber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehdrden im Bereich der Besteuerung beziglich
des verpflichtenden automatischen Austauschs der von Plattformbetreibern gemeldeten Informationen,
ABI. Nr. L 104 vom 25.03.2021 S. 1, in Osterreichisches Recht umgesetzt.

(2) Dieses Bundesgesetz regelt weiters die Durchfiihrung der Amtshilfe im Rahmen des globalen
Standards fiir den automatischen Informationsaustausch in Steuersachen zwischen Osterreich und
Drittlandern (§ 6 Z 2) in Bezug auf gemeldete Informationen von Plattformbetreibern.

Anwendung der Meldepflichten

8 2. (1) Dieses Bundesgesetz legt die Pflicht zur Registrierung (3. Abschnitt), zur Meldung von
Informationen innerhalb eines bestimmten Zeitraumes (4. Abschnitt) und zur Sorgfalt (5. Abschnitt) von
Plattformbetreibern und den automatischen Austausch der von Plattformbetreibern dem Finanzamt
Osterreich gemeldeten Informationen mit den zustiandigen Behorden der teilnehmenden Staaten
(6. Abschnitt) fest.

(2) Soweit dieses Bundesgesetz nichts anderes bestimmt, finden das EU-Amtshilfegesetz —
EU-AHG, BGBI. I Nr.112/2012 und die Bundesabgabenordnung — BAO, BGBI. Nr. 194/1961
sinngemale Anwendung.

2. Abschnitt
Begriffsbestimmungen

Relevante Tatigkeit
8 3. (1) ,,Relevante Titigkeit“ ist eine gegen Vergiitung ausgefiihrte Tétigkeit, bei der es sich um
eine der folgenden Tétigkeiten handelt:

1. die Vermietung und Verpachtung von jeglichem unbeweglichen Vermdgen, einschlieBlich
Wohn- und Gewerbeimmobilien und Parkplatzen;

2. eine personliche Dienstleistung;
3. den Verkauf von Waren;
4. die Vermietung jeglicher Verkehrsmittel.
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Der Ausdruck ,relevante Tatigkeit* umfasst nicht die T&tigkeit eines Anbieters, der als Angestellter des
Plattformbetreibers (§ 4 Abs. 2) oder eines verbundenen Rechtstrégers (§ 6 Z 13) des Plattformbetreibers
handelt.

(2) ,,Qualifizierte relevante Tétigkeiten* sind alle relevanten Tétigkeiten im Sinne des Abs. 1, die
gemdl einer wirksamen qualifizierenden Vereinbarung (8 4 Abs. 7) zwischen zustadndigen Behdrden
unter den automatischen Austausch fallen.

(3) ,,Vergiitung®“ im Sinne des Abs. 1 ist jegliche Form von Entgelt, abziglich aller vom meldenden
Plattformbetreiber einbehaltenen oder erhobenen Gebihren, Provisionen oder Steuern, die einem
Anbieter im Zusammenhang mit der relevanten Tétigkeit gezahlt oder gutgeschrieben wird und deren
Hohe dem Plattformbetreiber bekannt ist oder vernunftigerweise bekannt sein sollte.

(4) ,,Personliche Dienstleistung (Abs. 1 Z2) ist eine Leistung, die zeitlich begrenzte oder
aufgabenbezogene Arbeiten umfasst, die von einer oder mehreren natirlichen Personen ausgefiihrt
werden, die entweder selbststdndig oder im Namen eines Rechtstrdgers handeln; diese Dienstleistung
wird auf Wunsch eines Nutzers entweder online oder nach Erméglichung Uber eine Plattform physisch
und offline durchgefihrt.

Plattform und Plattformbetreiber

8 4. (1) ,,Plattform* ist jegliche Software, einschlieBlich einer Website oder eines Teils davon und
Anwendungen, einschlieflich mobiler Anwendungen, die Nutzern zuganglich ist und die es Anbietern
ermoglicht, mit anderen Nutzern in Verbindung zu stehen, um direkt oder indirekt eine relevante
Tétigkeit fur diese Nutzer auszuiiben. Dazu gehdren auch alle Vereinbarungen ber die Erhebung und
Zahlung einer mit einer relevanten Tatigkeit zusammenh&ngenden Verglitung. Eine Software, die ohne
weiteres Eingreifen in die Auslbung einer relevanten Tatigkeit ausschlielich Folgendes erlaubt, gilt
nicht als ,,Plattform*:

1. die Verarbeitung von Zahlungen im Zusammenhang mit einer relevanten Tétigkeit;
2. das Anbieten einer relevanten Tatigkeit oder Werbung fur eine relevante Tatigkeit durch Nutzer;
3. die Umleitung oder Weiterleitung von Nutzern auf eine Plattform.

(2) ,,Plattformbetreiber ist ein Rechtstrdger, der mit Anbietern vereinbart, diesen Anbietern eine
Plattform ganz oder teilweise zur Verfugung zu stellen.

(3) ,Freigestellter Plattformbetreiber ist ein Plattformbetreiber, der zwischen dem 1. Dezember
jedes Meldezeitraumes und dem 31.Janner des darauffolgenden Kalenderjahres dem Finanzamt
Osterreich hinreichend nachweist, dass das gesamte Geschaftsmodell der Plattform derart konzipiert ist,
dass sie nicht tiber meldepflichtige Anbieter (§ 5 Abs. 3) verfugt (Freistellung). Der Bundesminister fir
Finanzen wird erméchtigt, im Wege einer Verordnung den Umfang der Nachweispflicht zu
konkretisieren.

(4) ,Meldender Plattformbetreiber ist ein Plattformbetreiber, der kein freigestellter
Plattformbetreiber ist und zusatzlich eine der folgenden Bedingungen erfilit:

1. Er hat im Inland
a) seinen Sitz,
b) seinen Ort der Geschéftsleitung oder
c) eine Betriebsstétte ohne qualifizierter Plattformbetreiber eines Drittlands zu sein (Abs. 5).

2. Er ermdglicht im Inland die Ausiibung einer relevanten Tatigkeit gemal § 3 Abs. 1 durch einen
meldepflichtigen Anbieter (8 5 Abs. 3) oder einer relevanten Tatigkeit gemal §3 Abs.1 Z1
betreffend im Inland gelegenes unbewegliches Vermdgen ohne qualifizierter Plattformbetreiber

eines Drittlands zu sein (Abs. 5), sofern er weder im Inland noch in einem anderen Mitgliedstaat
steuerlich anséssig oder eingetragen ist, verwaltet wird oder eine Betriebsstatte unterhalt.

(5) ,,Qualifizierter Plattformbetreiber eines Drittlands® ist ein Plattformbetreiber, der ausschlielich
qualifizierte relevante Téatigkeiten (8 3 Abs. 2) ermdglicht und der steuerlich in einem qualifizierten
Drittland (Abs. 6) anséssig ist, oder, wenn ein Plattformbetreiber nicht in einem qualifizierten Drittland
steuerlich anséssig ist, er eine der folgenden Voraussetzungen erfiillt:

1. er ist nach dem Recht eines qualifizierten Drittlands eingetragen;
2. der Ort seiner Geschéftsleitung (einschlieBlich der tatsachlichen Geschéftsleitung) befindet sich
in einem qualifizierten Drittland.

(6) ,,Qualifiziertes Drittland” ist ein Drittland, das iiber eine geltende wirksame qualifizierende
Vereinbarung (Abs. 7) mit den zustdndigen Behorden aller Mitgliedstaaten verfigt und diese als
meldepflichtige Lander ver6ffentlicht hat.
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(7) Eine ,wirksame qualifizierende Vereinbarung™ zwischen zustindigen Behdrden ist eine
Vereinbarung zwischen den zustdndigen Behdrden eines Mitgliedstaats und eines Drittlands, die den
automatischen Austausch von gleichwertigen Informationen vorschreibt. Die Gleichwertigkeit der
Informationen muss Uber einen Durchfiihrungsrechtsakt der Europaischen Union bestatigt werden.

Anbieter

8 5. (1) ,,Anbieter ist eine natiirliche Person oder ein Rechtstrager, die oder der als Nutzer einer
Plattform zu einem Zeitpunkt wahrend des Meldezeitraums (§ 6 Z 6) auf der Plattform registriert ist und
die relevante Tatigkeit austbt.

(2) ,,Aktiver Anbieter ist jeder Anbieter, der entweder wéahrend des Meldezeitraums eine relevante
Tatigkeit austibt oder dem im Zusammenhang mit einer relevanten Tatigkeit wahrend des Meldezeitraums
eine Vergitung gezahlt oder gutgeschrieben wird.

(3) ,,Meldepflichtiger Anbieter* ist jeder aktive Anbieter, der kein freigestellter Anbieter (Abs. 4) ist.
(4) ,,Freigestellter Anbieter” ist jeder Anbieter,

1.
2.

3.

4,

bei dem es sich um einen staatlichen Rechtstréager handelt,

bei dem es sich um einen Rechtstrédger handelt, dessen Aktien regelmaRig an einer anerkannten
Wertpapierborse gehandelt werden oder um einen mit einem solchen verbundenen Rechtstréger,
bei dem es sich um einen Rechtstrédger handelt, fir den der Plattformbetreiber im Meldezeitraum
mehr als 2000 relevante Tatigkeiten gemal 83 Abs.1 Z1 im Zusammenhang mit einer
inserierten Immobilieneinheit (8 6 Z 3) ermdglicht hat, oder

fiir den der Plattformbetreiber im Meldezeitraum weniger als 30 relevante Tatigkeiten gemaR § 3
Abs. 1 Z 3 ermdglicht hat und der Gesamtbetrag der gezahlten oder gutgeschriebenen Vergiitung
2 000 Euro nicht Gbersteigt.

Sonstige Begriffsbestimmungen

8 6. Fur Zwecke dieses Bundesgesetzes bedeutet der Ausdruck

1.

©O© 00 N O

10.

11.

12.

13.

,,Hauptanschrift” die Anschrift des Hauptwohnsitzes eines Anbieters, wenn dieser eine natiirliche
Person ist, sowie die Anschrift des eingetragenen Sitzes eines Anbieters, wenn dieser ein
Rechtstrager ist;

. ,,Drittland* ein Land oder Gebiet, das kein Mitgliedstaat der Europdischen Union ist;
. »inserierte Immobilieneinheit™ alle unbeweglichen Vermdogen, die sich an derselben Anschrift

befinden, im Eigentum desselben Eigentiimers stehen und von demselben Anbieter auf einer
Plattform zur Miete oder Pacht angeboten werden;

. ,Kennung des Finanzkontos* die eindeutige, dem Plattformbetreiber zur Verfigung stehende

Kennnummer oder Referenz des Bankkontos oder eines dhnlichen Zahlungsdienstkontos, auf das
die Vergltung gezahlt oder gutgeschrieben wird,;

. ,Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer® die eindeutige Nummer zur Identifizierung -einer

Person, die zu Mehrwertsteuerzwecken registriert ist;

. ,Meldezeitraum* das Kalenderjahr, fiir das die Meldung gemaf § 14 abgeschlossen wird;

. ,Mitgliedstaat* einen Staat der Europdischen Union;

. ,,Rechtstriger eine juristische Person oder ein Rechtsgebilde;

. ,Staatlicher Rechtstrager” die Regierung eines Staates, eine Gebietskdrperschaft eines Staates

oder eine Behorde oder Einrichtung, die sich im Alleineigentum eines Staates oder einer oder
mehrerer Gebietskdrperschaften befindet (jeweils ein ,,staatlicher Rechtstriger®);

,staatlicher Identifizierungsdienst” einen elektronischen Prozess, bereitgestellt von
teilnehmenden Staaten oder der Européischen Union fur Zwecke der Bestétigung der steuerlichen
Identitat und Ansassigkeit des Anbieters;

HSteueridentifikationsnummer* die von einem Staat ausgestellte Identifikationsnummer eines
Steuerpflichtigen (oder die funktionale Entsprechung, wenn keine Steueridentifikationsnummer
vorhanden ist);

,,zustindige Behorde® im Inland die in § 3 Abs. 1 EU-AHG genannte Behorde und in einem
anderen Staat die Behdrde, die als solche von diesem Staat benannt worden ist;

,verbundener Rechtstriger einen Rechtstrager eines anderen Rechtstragers, wenn einer der
beiden Rechtstrdger den anderen beherrscht oder die beiden Rechtstrdger der gleichen
Beherrschung unterliegen, wobei Beherrschung unmittelbares oder mittelbares Eigentum an
mehr als 50 % der Stimmrechte und des Wertes eines Rechtstrdgers bedeutet. Bei einer
mittelbaren Beteiligung wird die Erfullung der Anforderung, dass mehr als 50 % des
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Eigentumsrechts am Kapital des anderen Rechtstrégers gehalten werden, durch Multiplikation
der Beteiligungsquoten an den nachgeordneten Unternehmen ermittelt. Eine Person mit einer
Stimmrechtsbeteiligung von mehr als 50 % gilt als Halter von 100 % der Stimmrechte;
14. ,Waren* jegliche korperlichen Gegensténde;
15. ,teilnehmender Staat*
a) einen Mitgliedstaat
b) ein Drittland, welches Vertragspartei eines internationalen Ubereinkommens (ber die
gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen ist und mit dem eine bi- oder multilaterale
internationale Vereinbarung zur Verpflichtung des automatischen Austauschs der in § 13
genannten Informationen besteht.

16. ,,zentrales Register* eine von der Europdischen Kommission eingerichtete zentrale Datenbank, in
der die Informationen Uber die Freistellung im Sinne des § 4 Abs. 3 und die gemal § 8 zu
Ubermittelnden Informationen erfasst werden und diese den zustdndigen Behdrden aller
Mitgliedstaaten zur Verfligung steht.

3. Abschnitt
Registrierungspflicht

Registrierungspflichtiger Plattformbetreiber und Frist fur die Registrierung

8 7. (1) Ein meldender Plattformbetreiber im Sinne des § 4 Abs. 4 Z 2 hat sich einmalig in einem
Mitgliedstaat seiner Wahl zu registrieren. Im Falle einer Registrierung im Inland hat sich der meldende
Plattformbetreiber bis zum 31. Janner 2023 oder — bei Aufnahme seiner Tétigkeit als Plattformbetreiber
nach dem 31. Dezember 2022 — innerhalb eines Monats ab Aufnahme der Tatigkeit elektronisch zu
registrieren.

(2) Liegen die Voraussetzungen fur eine Freistellung nach § 4 Abs. 3 nicht mehr vor, hat sich der
meldende Plattformbetreiber einmalig in einem Mitgliedstaat seiner Wahl zu registrieren. Im Falle einer
Registrierung im Inland hat sich der Plattformbetreiber innerhalb eines Monats ab Wegfall der
Freistellung elektronisch zu registrieren.

(3) Kommt ein meldender Plattformbetreiber seiner Registrierungspflicht nicht nach, entsteht nach
Ablauf von 12 Monaten ab dem Datum des letztmdglichen Zeitpunktes der Registrierung geméaR Abs. 1
und 2 bis zu jenem Jahr, in dem sich der Plattformbetreiber registriert hat, die Registrierungspflicht
jahrlich neu.

(4) Das Finanzamt Osterreich hat einen Plattformbetreiber im Sinne des § 4 Abs. 4 Z 2, der ohne
sich innerhalb der in Abs. 1 oder 2 genannten Frist zu registrieren, die Tatigkeit als Plattformbetreiber
aufnimmt oder weiterhin ausiibt, unverziiglich der Europdischen Kommission zu melden.

(5) Der Bundesminister fir Finanzen kann mit Verordnung das Verfahren der Registrierung, des
Widerrufs der Registrierung und der Anderungsmeldung festlegen.
Registrierung
8§ 8. (1) Bei der Registrierung sind folgende Informationen mitzuteilen:
1. Name des zu Registrierenden,
2. Postanschrift des zu Registrierenden,
3. E-Mailadressen des zu Registrierenden,
4. Websites des zu Registrierenden,
5. jede Steueridentifikationsnummer, die dem zu Registrierenden ausgestellt wurde,

6. eine Erklarung mit Informationen Uber die Identifizierung des zu Registrierenden fur Zwecke der
Umsatzsteuer gemédR §25a und Art. 25a UStG 1994 oder gemdl einer vergleichbaren
Sonderregelung in anderen Mitgliedstaaten und

7. die Mitgliedstaaten, in denen meldepflichtige Anbieter im Sinne des § 21 anséssig sind.

(2) Jede Anderung einer in der Registrierung enthaltenen Information hat der meldende
Plattformbetreiber innerhalb eines Monats mitzuteilen.

Erteilung der individuellen Identifikationsnummer

89. (1) Liegen die Voraussetzungen fiir die Registrierung vor, ist dem Antragsteller eine
individuelle Identifikationsnummer an die von ihm bekanntgegebene E-Mailadresse zu ibermitteln. Diese
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Identifikationsnummer ist den zustandigen Behorden aller Mitgliedstaaten elektronisch im Wege des
zentralen Registers mitzuteilen.

(2) Liegen die Voraussetzungen flr die Registrierung nicht vor, ist die Versagung der Erteilung einer
individuellen Identifikationsnummer dem Antragsteller an die von ihm bekanntgegebene E-Mailadresse
mitzuteilen.

Mahnung und Widerruf der Registrierung

8 10. (1) Erfullt ein meldender Plattformbetreiber gemal 8 4 Abs. 4 Z 2 seine Meldepflicht gemaR
§ 14 nicht fristgerecht, ist er vom Finanzamt Osterreich zwei Mal zu mahnen. Die Mahnungen kénnen
automatisiert erstellt und an die vom meldenden Plattformbetreiber bekannt gegebene E-Mailadresse
Ubermittelt werden.

(2) Ist der meldende Plattformbetreiber 30 Tage nach der zweiten Mahnung seiner Meldepflicht
nicht nachgekommen, ist seine Registrierung bis spétestens 90 Tage nach der zweiten Mahnung zu
widerrufen. Der Widerruf kann automatisiert erstellt und an die von ihm bekannt gegebene E-Mailadresse
Ubermittelt werden.

Antrag auf Léschung aus dem zentralen Register

§11. Das Finanzamt Osterreich hat die Léschung von in Osterreich registrierten meldenden
Plattformbetreibern aus dem zentralen Register (§ 6 Z 16) zu beantragen, wenn einer der folgenden
Umsténde vorliegt:

1. der registrierte Plattformbetreiber hat mitgeteilt, dass er seine Tétigkeit als Plattformbetreiber
nicht langer ausubt,

2. es besteht Grund zur Annahme, dass der registrierte Plattformbetreiber seine Tétigkeit als
Plattformbetreiber nicht langer austibt,

3. der registrierte Plattformbetreiber erflllt die Voraussetzungen des § 4 Abs. 4 Z 2 nicht,

4. die Osterreichische Registrierung wurde widerrufen.

Erneute Registrierung

8 12. Wurde die Registrierung eines meldenden Plattformbetreibers widerrufen, ist eine erneute
Registrierung nur unter der Bedingung zuldssig, dass er in Bezug auf seine Verpflichtung, den
Meldepflichten innerhalb der Union — einschliellich jeglicher noch ausstehender, nicht erfllter
Meldepflichten — nachzukommen, eine angemessene Sicherheitsleistung bietet. § 222 BAO ist sinngeméaRl
anzuwenden.

4. Abschnitt
Meldepflichten

Meldepflichtige Informationen

8§ 13. (1) Jeder meldende Plattformbetreiber hat folgende Informationen zu melden:
1. Name, Anschrift des Sitzes und Steueridentifikationsnummer des meldenden Plattformbetreibers;
2. die Geschéftsbezeichnung(en) der Plattform(en), Uber die der meldende Plattformbetreiber

Meldung erstattet;

3. die individuelle Identifikationsnummer im Falle eines meldenden Plattformbetreibers gemaR § 4

Abs. 47 2;

4. fur jeden meldepflichtigen Anbieter, der eine relevante Tatigkeit ausgetibt hat:

a) die Kennung des Finanzkontos, sofern der meldende Plattformbetreiber ber diese
Information verfiigt. Falls die Kennung des Finanzkontos von der Bezeichnung des
meldepflichtigen Anbieters abweicht, ist zusétzlich der Name des Inhabers des Finanzkontos,
auf das die Vergltung eingezahlt oder gutgeschrieben wird, zu melden, sowie alle sonstigen
der ldentifizierung dienenden Informationen, uber die der meldende Plattformbetreiber in
Bezug auf diesen Kontoinhaber verfigt;

b) jeden Staat, in dem der meldepflichtige Anbieter fir Zwecke dieses Bundesgesetzes ansassig
(8 21) ist;

¢) die in jedem Quartal des Meldezeitraums insgesamt gezahlte oder gutgeschriebene Vergutung
und die Zahl der relevanten Tétigkeiten, fiir die sie gezahlt oder gutgeschrieben wurde sowie
sonstige flr die Vergutung relevante Informationen (Abs. 4), und

d) jegliche Gebiihren, Provisionen oder Steuern, die in jedem Quartal des Meldezeitraums vom
meldenden Plattformbetreiber einbehalten oder berechnet werden.
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5. fur jeden meldepflichtigen Anbieter, der eine natirliche Person ist und eine relevante Tatigkeit
ausgelbt hat:

a) Vor- und Nachname,
b) Hauptanschrift,

c) sofern vorhanden, die Steueridentifikationsnummern unter Angabe deren Ausstellungsstaaten,
sonst der Geburtsort des meldepflichtigen Anbieters,

d) Geburtsdatum und
e) sofern vorhanden, die Mehrwertsteueridentifikationsnummer.

6. fur jeden meldepflichtigen Anbieter, der ein Rechtstrager ist und eine relevante Tatigkeit
ausgeubt hat:

a) den eingetragenen Namen,

b) Hauptanschrift,

c) die Steueridentifikationsnummern unter Angabe deren Ausstellungsstaaten,
d) Firmenbuchnummer oder deren Aquivalent,

e) sofern vorhanden, die Mehrwertsteueridentifikationsnummer und

f) das Bestehen einer Betriebsstatte in einem oder mehreren teilnehmenden Staaten, tber die
relevante Tatigkeiten ausgeubt werden, einschlielich die Angabe des jeweiligen
teilnehmenden Staates, sofern diese Information vorhanden ist.

(2) Sofern fur die Identifizierung des meldepflichtigen Anbieters ein staatlicher
Identifizierungsdienst gemal § 6 Z 10 in Anspruch genommen wurde, gelten die Meldepflichten nach
Abs. 1 Z 5 lit. b bis e sowie Z 6 lit. b bis f durch die Angabe der Identifizierungsnummer als erfullt.

(3) Zusétzlich zu den Informationen, die gemal Abs.1 zu melden sind, hat jeder meldende
Plattformbetreiber fiir jeden meldepflichtigen Anbieter, der eine relevante Téatigkeit gemé&R § 3 Abs. 1 Z 1
ausgetibt hat, folgende Informationen zu melden:

1. die Anschrift fiir jede inserierte Immobilieneinheit und — sofern vorhanden — die jeweilige
Grundbuchnummer oder eine gleichwertige Angabe nach dem nationalen Recht des Staates, in
dem sie gelegen ist;

2. die in jedem Quartal des Meldezeitraums insgesamt gezahlte oder gutgeschriebene Vergutung
und die Zahl der relevanten Tatigkeiten, die in Bezug auf jede inserierte Immobilieneinheit
erbracht wurden und

3. sofern verfligbar, die Zahl der Tage, an denen jede inserierte Immobilieneinheit wéhrend des
Meldezeitraums vermietet oder verpachtet war, sowie die Art jeder inserierten
Immobilieneinheit.

(4) Die Informationen Uber die in einer Wahrung gezahlte oder gutgeschriebene Verglitung sind in
der Wahrung zu melden, in der diese gezahlt oder gutgeschrieben wurde. Wurde die Vergltung nicht in
Form einer Wahrung gezahlt oder gutgeschrieben, so ist sie in der jeweiligen Landeswahrung zu melden
und in einer Weise umzurechnen oder zu bewerten, die vom meldenden Plattformbetreiber einheitlich
festgelegt wird.

(5) Der Meldeumfang eines im Inland registrierten Plattformbetreibers gemaR § 4 Abs. 4 Z 2 umfasst
nur jene relevanten Tatigkeiten, die keine qualifizierten relevanten Téatigkeiten gemal § 3 Abs. 2 sind.

Meldepflicht, Ort der Meldung und Frist fiir die Meldung

8 14. (1) Ein meldender Plattformbetreiber im Sinne des 8 4 Abs. 4 ist verpflichtet, alle in § 13
genannten Informationen an das Finanzamt Osterreich zu wbermitteln (Meldung), sofern der
meldepflichtige Anbieter in einem teilnehmenden Staat ansassig ist (8 21) oder das unbewegliche
Vermdgen (8 3 Abs. 1 Z 1) in einem teilnehmenden Staat gelegen ist. Die Meldepflicht besteht nur, wenn
das Rechtsgeschéft zustande gekommen und die Vergiitung bezahlt oder gutgeschrieben worden ist.

(2) Abweichend von Abs. 1 ist ein meldender Plattformbetreiber im Sinne des 8 4 Abs. 4 Z 2 nur zur
Meldung in jenem Mitgliedstaat verpflichtet, in dem er sich geméR § 7 Abs. 1 oder 2 registriert hat. Die
Meldepflicht betrifft ausschlieBlich meldepflichtige Anbieter, die in einem Mitgliedstaat ansassig sind
(8 21) oder wenn das unbewegliche Vermogen (§ 3 Abs. 1 Z 1) in einem Mitgliedstaat gelegen ist.

(3) Meldende Plattformbetreiber haben die Meldung gemaR § 14 jeweils bis spatestens 31. Janner
eines Kalenderjahres fir den vorangegangenen Meldezeitraum zu bermitteln. Die Ubermittlung hat
elektronisch zu erfolgen. Der Bundesminister fur Finanzen wird erméchtigt, Inhalt und Verfahren der
elektronischen Ubermittlung mit Verordnung festzulegen.
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Information uiber die Ubermittlung und Aufbewahrung der Informationen

8 15. (1) Jeder meldende Plattformbetreiber hat jeden Anbieter vor der ersten Meldung Uber die
Meldepflicht (§ 14) in Kenntnis zu setzen.

(2) Jeder meldende Plattformbetreiber hat vor jeder Meldung jedem Anbieter die zu meldenden
anbieterbezogenen Informationen mitzuteilen. Im Falle, dass der Inhaber des Finanzkontos nicht ident ist
mit dem meldepflichtigen Anbieter, wird der Inhaber des Finanzkontos (ber die beabsichtigte
Ubermittlung seiner Finanzkennung informiert.

(3) Jeder meldende Plattformbetreiber hat die gemé&R diesem Bundesgesetz Ubermittelten
Informationen zehn Jahre nach Ablauf des jeweiligen Meldezeitraumes, auf den sich diese Informationen
beziehen, zu I6schen.

Befreiung von der Meldepflicht

8 16. (1) Existiert hinsichtlich derselben Plattform mehr als ein meldender Plattformbetreiber im
Inland oder im Inland und in einem anderen Mitgliedstaat oder qualifizierten Drittland, so sind jene
Plattformbetreiber von der Meldung der Informationen gemaR § 14 befreit, die dem Finanzamt Osterreich
den Nachweis erbringen, dass die zu meldenden Informationen von einem anderen meldenden
Plattformbetreiber innerhalb der Frist gemaR § 14 Abs. 3 im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat
oder qualifizierten Drittland gemeldet wurden. Der Nachweis ist bis zum 15. Februar des folgenden
Meldezeitraumes zu erbringen.

(2) Erfillt ein Plattformbetreiber eine der Voraussetzungen geméR § 4 Abs. 4 Z 1 sowohl im Inland
als auch in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten, besteht im Inland keine Meldepflicht gemar
8§ 14, wenn der meldende Plattformbetreiber

1. einen anderen Mitgliedstaat ausgewahlt hat, in dem er seine Meldepflicht erfullen wird,

2. den ausgewahlten Mitgliedstaat Uiber diese Wahl benachrichtigt hat und

3. alle anderen Mitgliedstaaten, in denen eine Meldepflicht besteht, nachweislich uber die Auswahl
gemaR Z 2 informiert hat.

(3) Der Bundesminister fir Finanzen wird erméchtigt, Inhalt und Verfahren zur Erfullung der
Nachweispflichten gemal Abs. 1 und 2 mit Verordnung festzulegen.

5. Abschnitt
Sorgfaltspflichten

Identifizierung freigestellter Anbieter

8 17. (1) Um festzustellen, ob ein Anbieter als freigestellter Anbieter gemaR § 5 Abs. 4 Z 1 oder 2
einzustufen ist, kann sich ein meldender Plattformbetreiber entweder auf offentlich zugéngliche
Informationen oder auf eine Bestatigung des Rechtstragers stiitzen.

(2) Um festzustellen, ob ein Anbieter als freigestellter Anbieter gema 85 Abs.4 Z3 und 4
einzustufen ist, kann sich ein meldender Plattformbetreiber auf seine verfligharen Aufzeichnungen
stlitzen. Ungeachtet dessen sind die Informationen geméaR § 13 Abs. 3 zu erheben.

Erhebung von Informationen

8 18. (1) Der Plattformbetreiber ist verpflichtet, alle anbieterbezogenen Informationen, die gemaf
8 13 zu melden sind, zu erheben.

(2) Abweichend von § 14 ist der meldende Plattformbetreiber nicht verpflichtet

1. bei naturlichen Personen den Vor- und Nachnamen gem&R §13 Abs.1 Z5 lit.a und bei
Rechtstréagern den eingetragenen Namen gemaR § 13 Abs. 1 Z 6 lit. a zu erheben, wenn dem
meldenden Plattformbetreiber eine direkte Bestatigung der ldentitdt und der Anséssigkeit des
Anbieters durch einen bereitgestellten staatlichen Identifizierungsdienst gemaR § 6 Z 10 vorliegt;

2. die Steueridentifikationsnummer gemaR 8 13 Abs. 1 Z 5 lit. ¢ und Z 6 lit. ¢ zu erheben, wenn der
Ansdssigkeitsstaat keine Steueridentifikationsnummer ausstellt oder keine Erhebung der
Steueridentifikationsnummer, die dem Anbieter ausgestellt wurde, verlangt;

3. die Firmenbuchnummer geméali § 13 Abs. 1 Z 6 lit. d zu erheben, wenn der Anséssigkeitsstaat des
Anbieters keine Firmenbuchnummer ausstellt.

(3) Handelt es sich um einen freigestellten Anbieter gemaR § 5 Abs. 4 Z 3, hat der meldende
Plattformbetreiber zusétzlich zu den in § 13 genannten Informationen Belege, Daten und Informationen
dariiber zu erheben, dass die inserierte Immobilieneinheit im Eigentum derselben Person steht.
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Uberprifung meldepflichtiger Informationen

§ 19. (1) Der meldende Plattformbetreiber stellt anhand aller ihm in seinen Aufzeichnungen zur
Verfiigung stehenden Informationen und Unterlagen sowie einer von einem teilnehmenden Staat oder der
Europaischen Union zur Uberpriifung der Giltigkeit der Steueridentifikationsnummer oder der
Mehrwertsteueridentifikationsnummer Kkostenlos zur Verfiigung gestellten elektronischen Schnittstelle
fest, ob die geméaR 8§ 18 erhobenen Informationen verl&sslich sind.

(2) Ungeachtet des Abs. 1 kann der meldende Plattformbetreiber fir den Abschluss der Verfahren
zur Erfullung der Sorgfaltspflichten gemaR § 22 Abs. 2 anhand von Informationen und Unterlagen, die
dem meldenden Plattformbetreiber in seinen Aufzeichnungen zur Verfiigung stehen, feststellen, ob die
geméR § 18 erhobenen Informationen verlasslich sind.

(3) Der meldende Plattformbetreiber fordert in Féllen, in denen er Grund zur Annahme hat, dass
Informationselemente gemé&R § 13 Abs. 1 Z 5 und 6 oder § 18 Abs. 3 aufgrund von Informationen, die die
zustadndige Behorde eines teilnehmenden Staates in einem Ersuchen uber einen bestimmten Anbieter
Ubermittelt hat, mdglicherweise fehlerhaft sind, den Anbieter auf, die als fehlerhaft erachteten
Informationselemente zu berichtigen und verléssliche, aus einer unabh&ngigen Quelle stammenden
Belege, Daten oder Informationen vorzulegen.

Durchsetzung der Informationserhebung und -tberprifung

8 20. (1) Der meldende Plattformbetreiber hat den aktiven Anbieter schriftlich aufzufordern, die
geméR § 18 erforderlichen und dem Plattformbetreiber noch nicht vorliegenden Informationen spatestens
drei Tage nach Ablauf des Meldezeitraums vorzulegen.

(2) Legt der Anbieter die in Abs. 1 genannten Informationen nicht innerhalb der Frist gemé&R Abs. 1
vor, hat der meldende Plattformbetreiber den Anbieter bis 31. Janner des folgenden Meldezeitraumes
zweimal schriftlich zur unverziglichen Informationsvorlage aufzufordern (Mahnungen), wobei zwischen
beiden Mahnungen mindestens sieben Tage zu liegen haben.

(3) Kommt der Anbieter der Aufforderung in der zweiten Mahnung (Abs. 2) innerhalb von sieben
Tagen nicht nach, hat der meldende Plattformbetreiber nach Ablauf von 60 Tagen nach Ubermittlung der
zweiten Mahnung entweder das Konto des Anbieters zu schlieen und den Anbieter daran zu hindern,
sich erneut bei der Plattform zu registrieren, oder die Zahlung der Vergitung an den Anbieter
einzubehalten, solange der Anbieter die verlangten Informationen nicht vorlegt.

Bestimmung des Ansassigkeitsstaats oder der Ansassigkeitsstaaten

8 21. (1) Fur Zwecke dieses Bundesgesetzes hat ein meldender Plattformbetreiber einen Anbieter als
in dem Staat ansdssig zu betrachten, in dem dieser seine Hauptanschrift hat. Ist der Staat der
Hauptanschrift des Anbieters nicht der Staat, der die Steueridentifikationsnummer ausgestellt hat, so hat
der meldende Plattformbetreiber den Anbieter als auch in jedem Mitgliedstaat ansassig zu betrachten, der
dessen Steueridentifikationsnummer ausgestellt hat. Hat der Anbieter Informationen geméal § 13 Abs. 1
Z6 lit. f Obermittelt, so hat der meldende Plattformbetreiber diesen Anbieter auch als in jedem
entsprechenden vom Anbieter genannten Staat als anséssig zu betrachten.

(2) Abweichend von Abs. 1 hat ein meldender Plattformbetreiber einen Anbieter als in jedem
teilnehmenden Staat ansadssig zu betrachten, der durch einen bereitgestellten staatlichen
Identifizierungsdienst gemaR 8§ 6 Z 10 bestatigt wurde.

Frist zur Erfullung der Sorgfaltspflichten

8 22. (1) Ein meldender Plattformbetreiber hat die in §8 17 bis 21 festgelegten Verfahren zur
Erfullung der Sorgfaltspflichten bis zum 31. Dezember jedes Meldezeitraums abzuschlieRen.

(2) Abweichend von Abs. 1 missen flr Anbieter, die am 1. Janner 2023 oder zu dem Zeitpunkt, zu
dem ein Rechtstradger zum meldenden Plattformbetreiber wird, bereits auf der Plattform registriert waren,
die in 8§17, 18 Abs. 2 und 3, 19, 20, 21 festgelegten Verfahren zur Erfullung der Sorgfaltspflichten bis
zum 31. Dezember des zweiten Meldezeitraums fiir den meldenden Plattformbetreiber abgeschlossen
sein. Fur den Abschluss der Verfahren zur Erfillung der Sorgfaltspflichten ab dem dritten Meldezeitraum
gilt Abs. 1.

Periodische Uberpriifung

§ 23. Ein meldender Plattformbetreiber kann sich auf die im Zusammenhang mit friheren
Meldezeitraumen durchgefiihrten Verfahren zur Erfullung der Sorgfaltspflichten stiitzen, sofern:

1. die Informationen gem&R § 13 Abs.1 Z5 und 6 in den letzten 36 Monaten erhoben, Uberprift
oder bestétigt wurden, und
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2. der meldende Plattformbetreiber keinen Grund zur Annahme hat, dass die gemaR § 13 Abs. 1Z5
und 6, Abs. 2 und 3 jeweils iVm § 18 erhobenen Informationen unglaubwiirdig oder unzutreffend
sind oder geworden sind.

Freiwillige Anwendung der Sorgfaltspflichten

8 24. Ein meldender Plattformbetreiber kann entscheiden, die Verfahren zur Erfillung der
Sorgfaltspflichten entsprechend 88 17 bis 23 nur in Bezug auf aktive Anbieter abzuschlieRen.

Erfullung der Sorgfaltspflichten durch Dritte

§ 25. (1) Jeder meldende Plattformbetreiber kann sich bei der Erfiillung der in diesem Abschnitt
festgelegten Sorgfaltspflichten auf einen dritten Dienstleister stiitzen; die Erfullung der Pflichten bleibt
jedoch in der Verantwortung des meldenden Plattformbetreibers.

(2) Erfillt ein Plattformbetreiber die Sorgfaltspflichten fir einen meldenden Plattformbetreiber in
Bezug auf dieselbe Plattform, so fiihrt dieser Plattformbetreiber die Verfahren zur Erfiillung der
Sorgfaltspflichten geméaR den in diesem Abschnitt festgelegten Bestimmungen durch. Die Erfullung der
Sorgfaltspflichten bleibt jedoch in der Verantwortung des meldenden Plattformbetreibers.

6. Abschnitt
Verarbeitung der gemeldeten Informationen

Zustandigkeit fur die Kontrolle der Einhaltung der Sorgfalts- und Meldeverpflichtungen

~ 826. Die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften der 88 7 bis 25 obliegt dem Finanzamt
Osterreich. Hierbei sind die fiir die Erhebung der Abgaben geltenden Bestimmungen, wie insbesondere
die Bundesabgabenordnung — BAO, BGBI. Nr. 194/1961, sinngeméal anzuwenden.

Informationsaustausch

§ 27. Die inléndische zustdndige Behdrde hat den zustdndigen Behdrden der Anséssigkeitsstaaten
eines meldepflichtigen Anbieters und der Staaten, in denen vermietetes oder verpachtetes unbewegliches
Vermdgen gelegen ist, jahrlich innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf des Meldezeitraums die
Informationen gemé&R § 13 nach einem automatisierten Verfahren unter Verwendung des elektronischen
Standardformats zu tGbermitteln, sofern es sich um teilnehmende Staaten (8 6 Z 15) handelt.

Bedeutung der Meldung fur das Abgabenverfahren
8§ 28. (1) Die Meldung gilt als Abgabenerklarung.

(2) Die Meldung des Plattformbetreibers hat keine Auswirkung auf das Abgabenverfahren des
Anbieters oder des Empfangers der relevanten Tatigkeit.

7. Abschnitt
Strafbestimmungen

Verletzung der Registrierungspflicht
829. (1) Eines Finanzvergehens macht sich schuldig, wer vorsdtzlich oder grob fahrléssig eine
Registrierungspflicht nach den 88 7 oder 8 dadurch verletzt, dass
1. eine Registrierung nicht, nicht vollstandig oder nicht fristgerecht erfolgt, oder
2. unrichtige Informationen mitgeteilt werden, oder
3. Anderungen von in der Registrierung enthaltenen Informationen nicht, nicht vollstandig oder
nicht fristgerecht mitgeteilt werden.

(2) Das Finanzvergehen wird mit Geldstrafe geahndet, deren HéchstmaR bei vorsatzlicher Begehung
200 000 Euro, bei grob fahrléssiger Begehung 100 000 Euro betrégt.

(3) § 29 des Finanzstrafgesetzes — FinStrG, BGBI. Nr. 129/1958, ist nicht anzuwenden.
Verletzung der Meldepflicht

8 30. (1) Eines Finanzvergehens macht sich schuldig, wer vorsdtzlich oder grob fahrléssig eine
Meldepflicht nach den 88 13 oder 14 dadurch verletzt, dass
1. eine Meldung nicht, nicht vollstdndig oder nicht fristgerecht erstattet wird, oder
2. unrichtige Informationen gemeldet werden.
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(2) Das Finanzvergehen wird mit Geldstrafe geahndet, deren HochstmaR bei vorsétzlicher Begehung
200 000 Euro, bei grob fahrlassiger Begehung 100 000 Euro betrégt.

(3) § 29 FinStrG ist nicht anzuwenden.
Verletzung der Sorgfaltspflichten

8§ 31. (1) Einer Finanzordnungswidrigkeit macht sich schuldig, wer vorsatzlich oder grob fahrléssig
ohne den Tatbestand des § 29 oder des § 30 zu verwirklichen, eine Sorgfaltspflicht nach dem 5. Abschnitt
verletzt.

(2) Die Finanzordnungswidrigkeit wird mit Geldstrafe geahndet, deren Hochstmal® bei vorsétzlicher
Begehung 20 000 Euro, bei grob fahrlassiger Begehung 10 000 Euro betrégt.

Ausschluss der gerichtlichen Verfolgung
8§ 32. Die Finanzvergehen nach den 88§ 29 und 30 hat das Gericht niemals zu ahnden.

8. Abschnitt
Schlussbestimmungen

Verweise auf andere Rechtsbestimmungen

8§ 33. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Vollziehung

8§ 34. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister fur Finanzen betraut.
Inkrafttreten

8§ 35. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 2023 in Kraft.

Van der Bellen

Nehammer
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	21. § 124b wird wie folgt geändert:
	a) In Z 300 entfällt im zweiten Satz die Wortfolge samt Satzzeichen „ , wobei auch ein Antrag auf Festsetzung der nicht festgesetzten Steuerschuld als Veräußerung gilt.“.
	b) In Z 351 wird die Wortfolge „oder 2021“ durch die Wortfolge samt Satzzeichen „ , 2021 oder 2022“ ersetzt.
	c) In Z 364 erster Satz wird die Wortfolge „Im Kalenderjahr 2020 und 2021“ durch die Wortfolge „In den Kalenderjahren 2020, 2021 und 2022“ ersetzt.
	d) In Z 372 wird in lit. a und lit. b jeweils die Wortfolge „die vor dem 1. Jänner 2021 enden“ durch die Wortfolge „die vor dem 1. Jänner 2021 beginnen“ ersetzt.
	e) Nach Ziffer 395 werden folgende Ziffern 396 bis 405 angefügt:


	Artikel 2
	Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988
	1. § 11 Abs. 1 Z 2 entfällt.
	2. In § 13 Abs. 1 Z 4 zweiter Satz wird nach der Wortfolge „gemäß § 4b“ die Wortfolge „des Einkommensteuergesetzes 1988“ angefügt.
	3. § 21 Abs. 1 Z 1a lautet:
	4. In § 24 Abs. 3 Z 1 erster Satz entfällt die Wortfolge „der Körperschaftsteuer“.
	5. In § 24a Abs. 1 Z 3 erster Satz wird die Wortfolge „und beschränkt steuerpflichtigen ausländischen Gruppenträgers (§ 9 Abs. 3 fünfter Teilstrich)“ gestrichen.


	Artikel 3
	Änderung des Umgründungssteuergesetzes
	1. § 17 Abs. 1a wird wie folgt geändert:
	a) Im ersten Satz wird die Wortfolge „§ 27a Abs. 3 Z 1 lit. b letzter Satz des Einkommensteuergesetzes 1988“ durch die Wortfolge „§ 27a Abs. 3 Z 2 lit. b letzter Satz des Einkommensteuergesetzes 1988“ ersetzt.
	b) Es wird folgender letzter Satz angefügt:
	2. Im 3. Teil Z 30 entfällt der letzte Satz.


	Artikel 4
	Änderung des Stiftungseingangssteuergesetzes
	§ 5 Z 8 mit dem Wortlaut „§ 2 Abs. 1 lit. b und § 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2019 tritt mit 1. Juli 2020 in Kraft.“ erhält die Ziffernbezeichnung „9.“.


	Artikel 5
	Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994
	1. In § 6 Abs. 1 Z 3 lit. d wird nach der Wortfolge „Beförderungen von Personen mit“ das Wort samt Satzzeichen „Eisenbahnen,“ eingefügt.
	2. § 6 Abs. 1 Z 6 lit. c lautet:
	3. In § 6 Abs. 4 Z 10 wird am Ende das Satzzeichen „.“ durch das Satzzeichen „ ;“ ersetzt und folgende Z 11 angefügt:
	4. In § 19 Abs. 1 zweiter Satz wird der Klammerausdruck „(ausgenommen die entgeltliche Duldung der Benützung von Bundesstraßen und die in § 3a Abs. 11a genannten Leistungen)“ durch den Klammerausdruck „(ausgenommen die entgeltliche Duldung der Benützu...
	5. In der Überschrift zu § 25b Abs. 1 wird die Wortfolge „Im Inland ansässige Unternehmer“ gestrichen.
	6. § 27 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 4 wird im zweiten Klammerausdruck die Wortfolge „ausgenommen die in § 3a Abs. 11a genannten Leistungen“ durch die Wortfolge „ausgenommen die entgeltliche Duldung der Benützung von Bundesstraßen, die in § 3a Abs. 11a genannten Leistungen, di...
	7. § 28 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 54 wird die Wortfolge „1. Juli 2022“ durch die Wortfolge „1. Juli 2023“ ersetzt.
	b) Nach Abs. 57 wird folgender Abs. 58 angefügt:
	8. Art. 1 wird wie folgt geändert:
	a) In Art. 1 Abs. 3 Z 1 lit. a wird nach der Wortfolge „Art. 3 Abs. 3“ die Wortfolge „oder § 3 Abs. 8a“ eingefügt.
	b) Nach Art. 1 Abs. 3 Z 1 wird folgende Z 2 angefügt:
	c) Art. 1 Abs. 10 lautet samt Überschrift:
	9. In Art. 4 Abs. 2 wird die Wortfolge „Art. 1 Abs. 3 Z 1“ durch die Wortfolge „Art. 1 Abs. 3“ ersetzt.
	10. Art. 25 lautet samt Überschrift:
	„Dreiecksgeschäft
	11. In Art. 25a Abs. 15 wird vor der Wortfolge „sonstige Leistungen“ die Wortfolge „Lieferungen oder“ eingefügt.


	Artikel 6
	Änderung des Gebührengesetzes 1957
	1. In § 3 Abs. 2 Z 2 erster Satz wird nach der Wortfolge „Tarifpost 9 Abs. 5“ das Wort „und“ durch einen Beistrich ersetzt und nach der Wortfolge „Tarifpost 16 Abs. 5“ die Wortfolge samt Satzzeichen „ , Tarifpost 20 Abs. 6, Tarifpost 21 Abs. 9 und Tar...
	2. In § 13 Abs. 4 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefügt:
	3. In § 14 Tarifpost 5 Abs. 1 wird die Wortfolge „(einem Protokolle)“ durch die Wortfolge „(einem Protokoll)“ ersetzt und nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt:
	4. In § 14 Tarifpost 6 Abs. 3 lit. c wird nach der Wortfolge „von 61,50 Euro“ die Wortfolge samt Satzzeichen „ , bei Personen, die bei der Antragstellung das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, von 26,30 Euro,“ eingefügt.
	5. In § 14 Tarifpost 6 Abs. 5 Z 11 wird die Wortfolge „Universitäten, Pädagogischen Hochschulen“ durch die Wortfolge „hochschulischen postsekundären Bildungseinrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 des Hochschul-Qualitätssicherungsgesetzes, BGBl. I Nr. 7...
	6. In § 14 Tarifpost 8 Abs. 6 zweiter Satz wird nach der Wortfolge „durch eine Behörde eines Landes“ die Wortfolge „oder einer Gemeinde“ eingefügt; im letzten Satz wird die Wortfolge „Aufenthaltstitel (Abs. 4)“ durch die Wortfolge „auf Antrag erteilte...
	7. In § 14 Tarifpost 11 entfallen die Klammerausdrücke „(§ 21 Abs. 1 WaffG)“, „(§ 23 Abs. 2 WaffG)“, „(§ 17 Abs. 3 WaffG)“, „(§ 21 Abs. 2 WaffG)“, „(§ 23 Abs. 2 WaffG)“, „(§ 17 Abs. 3 WaffG)“ und „(§ 35 Abs. 3 WaffG)“.
	8. § 14 Tarifpost 12 samt Überschrift lautet:

	12 Ausländerbeschäftigungsverfahren
	9. In § 14 Tarifpost 14 Abs. 2 Z 6 wird die Wortfolge „Universitäten, der Pädagogischen Hochschulen“ durch die Wortfolge „hochschulischen postsekundären Bildungseinrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 des Hochschul-Qualitätssicherungsgesetzes, BGBl. I N...
	10. In § 14 Tarifpost 16 Abs. 1 Z 4 wird die Wortfolge „§§ 20 Abs. 4 oder 21 Abs. 2 FSG, BGBl. I Nr. 120/1997, in der jeweils geltenden Fassung,“ durch die Wortfolge „§ 17a Abs. 2 FSG, BGBl. I Nr. 120/1997,“ ersetzt; § 14 Tarifpost 16 Abs. 2 Z 1 entfä...
	11. § 14 Tarifpost 19 samt Überschrift lautet:

	19 Grenzüberschreitende Abfallverbringung
	12. § 14 Tarifpost 20 samt Überschrift lautet:

	20 Zivilluftfahrtwesen
	13. § 14 Tarifpost 21 samt Überschrift lautet:

	21 Ausweise für Personenbeförderungsgewerbe mit Pkw (Taxi)
	14. § 14 Tarifpost 22 samt Überschrift lautet:

	22 Fahrerqualifizierungsnachweise
	15. In § 33 Tarifpost 5 Abs. 5 wird nach Z 5 folgende Z 6 angefügt:
	16. § 34 Abs. 1 lautet:
	17. In § 37 Abs. 45 wird das Datum „30. Juni 2022“ durch das Datum „31. Dezember 2022“ sowie die Daten „1. Juli 2022“ jeweils durch das Datum „1. Jänner 2023“ ersetzt.
	18. In § 37 wird nach Abs. 45 folgender Abs. 46 angefügt:
	19. In § 38 erhält der bisherige Text die Absatzbezeichnung „(1)“; die Wortfolge „das Bundesministerium“ wird durch die Wortfolge „der Bundesminister“ ersetzt und folgender Abs. 2 angefügt:


	Artikel 7
	Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
	Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz – ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 81/2022, wird wie folgt geändert:
	1. In § 49 Abs. 3 wird der Punkt am Ende der Z 31 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 32 angefügt:
	2. Im § 735 Abs. 2 Z 1 wird der Ausdruck „SARS-CoV-2“ durch den Ausdruck „COVID-19“ ersetzt.
	3. § 735 Abs. 2 Z 2 lautet:
	4. Im § 735 Abs. 2a letzter Satz wird der Ausdruck „30. Juni 2022“ durch den Ausdruck „31. Dezember 2022“ ersetzt.
	5. § 735 Abs. 3e entfällt.
	6. Die §§ 764 und 765 samt Überschriften entfallen.
	7. Nach § 772 wird folgender § 773 samt Überschrift angefügt:


	Artikel 8
	Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 1992
	1. § 2 Abs. 1 Z 9 lautet:
	2. In § 5 Abs. 1 Z 2 lit. a wird nach der Wortfolge „der Klasse M1,“ die Wortfolge „ausgenommen Wohnmobile der Aufbauart „SA“, bei denen das Basisfahrzeug ein Kraftfahrzeug der Klasse N ist,“ eingefügt.
	3. In § 5 Abs. 2 Teilstrich 4 wird die Wortfolge „gemäß Abs. 1 Z 2 lit. b sublit. bb“ durch die Wortfolge „gemäß Abs. 1 Z 2 lit. a sublit. bb“ ersetzt.
	4. In § 11 Abs. 1 wird nach Z 11 folgende Z 12 angefügt:


	Artikel 9
	Änderung des Versicherungssteuergesetzes 1953
	1. § 4 Abs. 3 Z 6 lautet:
	2. In § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b wird nach der Wortfolge „bei Kraftfahrzeugen der Klasse M1 mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht bis 3,5 Tonnen,“ die Wortfolge „ausgenommen Wohnmobile der Aufbauart „SA“, bei denen das Basisfahrzeug ein Kraftfahrzeug...
	3. In § 6 Abs. 3 Z 1 lit. b wird nach der Wortfolge „Kraftfahrzeugen der Klasse M1 mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht bis 3,5 Tonnen,“ die Wortfolge „ausgenommen Wohnmobile der Aufbauart „SA“, bei denen das Basisfahrzeug ein Kraftfahrzeug der...
	4. In § 12 Abs. 3 wird nach Z 32 folgende Z 33 angefügt:


	Artikel 10
	Änderung des Normverbrauchsabgabegesetzes
	1. § 2 Abs. 1 Z 2 lautet:
	2. In § 3 Abs. 1 Z 2 wird die Wortfolge „gemäß § 1 Z 3 lit. b“ durch die Wortfolge „gemäß § 1 Z 3“ ersetzt.
	3. In § 3 Abs. 2 Z 2 lit. a wird nach dem bisherigen letzten Satz folgender Satz angefügt:
	4. In § 3 Abs. 3 wird folgende Z 8 angefügt:
	5. In § 13 Abs. 2 wird die Wortfolge „§ 3 Z 4 lit. c“ durch die Wortfolge „§ 3 Abs. 4 Z 3“ ersetzt.
	6. In § 15 wird nach Abs. 25 folgender Abs. 26 angefügt:


	Artikel 11
	Änderung der Gewerbeordnung 1994
	In § 381 Abs. 6 wird nach der Wortfolge „§ 84p zweiter Satz“ die Wortfolge samt Satzzeichen „ , des § 333a und des § 352 Abs. 13“ eingefügt.


	Artikel 12
	Änderung des Elektrizitätsabgabegesetzes
	1. § 2 Abs. 1 Z 5 lautet:
	2. In § 2 Abs. 2 entfallen der zweite und der vierte Satz.
	3. In § 4 entfallen Abs. 3 letzter Satz und Abs. 4.
	4. § 5 Abs. 5 lautet:
	5. § 5 werden folgende Abs. 8 und 9 angefügt:
	6. § 7 werden folgende Abs. 13 und 14 angefügt:


	Artikel 13
	Änderung des Mineralölsteuergesetzes 2022
	1. § 7a Abs. 3 lautet:
	2. § 63 wird folgender Abs. 9 angefügt:


	Artikel 14
	Änderung der Bundesabgabenordnung
	1. § 3 Abs. 2 lit. b lautet:
	2. Nach § 48i wird folgende Unterabschnittsüberschrift und anschließend folgender § 48j eingefügt:
	3. In § 52 entfällt in Abs. 1 die Bezeichnung „(1)“ und Abs. 2 entfällt.
	4. In § 54 Abs. 2 wird das Wort „auch“ durch folgende Wortfolge ersetzt: „die in die Zuständigkeit einer anderen Abgabenbehörde des Bundes fallenden notwendigen Amtshandlungen vornehmen; insbesondere können sie“ und folgender Satz angefügt:
	5. In § 54a Abs. 1 erster Satz wird nach der Wortfolge „Finanzamt für Großbetriebe“ die Wortfolge samt Satzzeichen „ , das Amt für den nationalen Emissionszertifikatehandel im Zollamt Österreich“ eingefügt.
	6. In § 54a wird nach Abs. 5 folgender Abs. 6 angefügt:
	7. § 56 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 3 entfällt das Wort „Österreich“.
	b) Abs. 4 entfällt.
	8. In § 61 Abs. 1 Z 1wird der Strichpunkt durch einen Punkt ersetzt und danach folgender Satz angefügt:
	9. In § 61 Abs. 1 Z 6 wird vor dem Strichpunkt folgende Wortfolge eingefügt:
	10. In § 86a Abs. 1 lautet der erste Satz:
	11. In § 90 Abs. 1 erster Satz wird vor dem Wort „Akten“ die Wortfolge „ihre Sache betreffenden“ eingefügt und die Wortfolge samt Satzzeichen „ , deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer abgabenrechtlichen Interessen oder zur Erfüllun...
	12. In § 91 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	13. § 105 lautet:
	14. Die zweite Unterabschnittsüberschrift im 4. Abschnitt lautet:

	„B. Auskunftsbescheid, Forschungsbestätigung und multilaterale Risikobewertung“
	15. § 118 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 10 lit. e entfällt der Ausdruck „iSd UGB“ und wird nach dem Ausdruck „gemäß § 244 iVm § 246 UGB“ die Wortfolge „oder einer vergleichbaren Bestimmung ausländischen Rechts“ eingefügt.
	b) In Abs. 10 lautet der letzte Satz:
	16. Nach § 118a wird folgender § 118b samt Überschrift eingefügt:
	17. In § 126 Abs. 3 wird nach der Wortfolge „für die Ermittlung der“ die Wortfolge „nicht endbesteuerten Einkünfte aus Kapitalvermögen, der“ eingefügt.
	18. In § 133 Abs. 2 wird der Klammerausdruck „(§ 31 Abs. 4 Z 1 ASVG)“ durch den Klammerausdruck „(§ 30c Abs. 1 Z 1 ASVG)“ ersetzt.
	19. In § 146a entfällt die Wortfolge „der Bundes“.
	20. § 148 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 3 lit. c wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und es werden folgende lit. d und e angefügt:
	b) Abs. 3a Z 5 lautet:
	21. In § 153b Abs. 3 entfallen die Wortfolgen „bzw. vom Einfluss ausübenden Unternehmer“ sowie „gemäß § 22 Abs. 1 Z 2 PSG“.
	22. In § 158 wird nach Abs. 4f folgender Abs. 4g eingefügt:
	23. § 160 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	a) Im ersten Satz wird nach dem Wort „Grunderwerbsteuer“ der Beistrich durch das Wort „sowie“ ersetzt und es entfällt die Wortfolge samt Satzzeichen „ ,sowie der Erbschafts- und Schenkungssteuer“.
	b) Im letzten Satz wird nach der Wortfolge „Grunderwerbsteuergesetzes 1987“ der Beistrich durch das Wort „oder“ ersetzt und es entfällt die Wortfolge „oder § 23a Abs. 6 des Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes 1955“.
	24. § 183 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
	a) Am Ende des vorletzten Satzes wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender Satzteil angefügt:
	b) Vor dem letzten Satz wird folgender Satz eingefügt:
	25. § 191 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 3 entfällt der Ausdruck „Einheitliche“.
	b) In Abs. 5 wird der Klammerausdruck „(zB infolge Sachwalterbestellung)“ durch den Klammerausdruck „(zB infolge eines Genehmigungsvorbehalts bei Bestellung eines gerichtlichen Erwachsenenvertreters)“.
	c) Nach Abs. 5 wird folgender Abs. 6 angefügt:
	26. § 200 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	b) Abs. 2 lautet:
	27. § 200 Abs. 3 entfällt.
	28. In § 202 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „zu Unrecht“ und wird der Verweis auf „§ 240 Abs. 3“ durch den Verweis auf „§ 240 Abs. 3 oder 4“ ersetzt.
	29. In § 203 entfällt das Wort samt Klammerausdruck „(Stempelmarken)“.
	30. In § 204 Abs. 4 entfällt nach dem Wort „Zinsen“ die Wortfolge „ , hinsichtlich derer der Abgabenanspruch laufend entsteht,“.
	31. § 205 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 lit. c wird der Verweis auf „§ 240 Abs. 3“ durch den Verweis auf „§ 240 Abs. 3 oder 4“ ersetzt.
	b) In Abs. 5 wird nach dem letzten Satz folgender Satz angefügt:
	32. In § 205a Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:
	33. Nach § 205b wird folgender § 205c samt Überschrift eingefügt:
	34. § 212a wird wie folgt geändert:
	a) Nach Abs. 2a wird folgender Abs. 2b eingefügt:
	b) Abs. 9 lautet wie folgt:
	35. In § 218 tritt an Stelle der Wortfolge „§ 34 Abs. 2 Zahlungsdienstegesetz – ZaDiG, BGBl. I Nr. 66/2009, oder Erstattung gemäß § 45 ZaDiG“ die Wortfolge „§ 58 Abs. 3 des Zahlungsdienstegesetzes 2018 – ZaDiG 2018, BGBl. I Nr. 17/2018, oder Erstattun...
	36. § 227 Abs. 3 entfällt.
	37. In § 227a Z 1 entfällt die Wortfolge samt Satzzeichen „ , bei Einziehung des Abgabenbetrages durch Postauftrag mit der Vorweisung des Postauftrages“.
	38. In § 230 Abs. 1 entfällt die Wortfolge samt Satzzeichen „ , bei Einziehung durch Postauftrag erst zwei Wochen nach Absendung des Postauftrages oder bei früherem Rücklangen des nicht eingelösten Postauftrages“.
	39. § 238 Abs. 3 lit. b lautet:
	40. In § 239 Abs. 2 wird die Wortfolge „der die der Höhe nach festgesetzten Abgabenschuldigkeiten“ durch die Wortfolge „der die Höhe jener Abgabenschuldigkeiten“ ersetzt.
	41. § 240 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 3 lautet der letzte Satz:
	b) Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	42. § 240a Abs. 1 erster Satz lautet:
	43. In § 241 Abs. 2 entfällt das Wort samt Klammerausdruck „(Stempelmarken)“.
	44. In § 241a entfällt die Wortfolge „aufgrund abgabenrechtlicher Vorschriften“.
	45. § 244 erster Satz lautet wie folgt:
	46. In § 269 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt:
	47. § 270 wird wie folgt geändert:
	a) Der bisherige Text des § 270 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“ und der letzte Satz lautet:
	b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefügt:
	48. In § 276 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 3 angefügt:
	49. In § 281 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt:
	50. In § 295 Abs. 4 erster Satz wird nach dem Wort „aufzuheben“ die Wortfolge „oder insoweit abzuändern, als sie sich auf das Dokument stützen“ eingefügt und es wird folgender Satz angefügt:
	51. In § 323 werden folgende Abs. 73 bis 75 angefügt:
	52. § 323c Abs. 4 lautet:


	Artikel 15
	Änderung der Abgabenexekutionsordnung
	1. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt:
	2. In § 8 Abs. 5 wird die Wortfolge „Telegraphen-, Telephonunternehmungen“ durch das Wort „Fernmeldeunternehmungen“ ersetzt.
	3. § 10 lautet:
	4. § 12 Abs. 4 lautet:
	5. § 13 samt Überschrift lautet:
	6. § 14 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 2 wird nach dem Wort „Gegenstand“ die Wortfolge „unter gleichzeitiger Aufhebung aller bis dahin vollzogenen Vollstreckungsakte“ eingefügt.
	b) In Abs. 4 wird nach dem Wort „Vollstreckung“ die Wortfolge „gemäß Abs. 2“ eingefügt.
	7. In § 15 entfällt Abs. 2 und die Absatzbezeichnung „(1)“.
	8. Vor § 16 entfällt die Abschnittsüberschrift.
	9. § 16 samt Überschrift lautet:
	10. § 17 wird wie folgt geändert:
	a) Vor § 17 wird folgende Überschrift eingefügt:
	b) In Abs. 1 wird die Wortfolge „§§ 12 bis 16“ durch die Wortfolge „§§ 12 bis 14 oder 16“ ersetzt.
	11. § 18 wird wie folgt geändert:
	a) Vor § 18 wird folgende Überschrift eingefügt:
	b) In Z 5 wird nach dem Wort „Beschwerde“ der Klammerausdruck „(§ 6a)“ eingefügt.
	12. § 19 Abs. 2 lautet:
	13. § 26 Abs. 6 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 6 lautet:
	b) Abs. 7 und 8 entfallen.
	14. In § 53 entfallen die Verweise samt Satzzeichen „292g,“ und „ , 292j“.
	15. In § 80 Abs. 5 wird der Verweis „§ 315 EO“ durch den Verweis „§ 315 Abs. 1 EO“ ersetzt.
	16. In § 85 Abs. 4 entfällt der Klammerausdruck „(§ 18 Z 4 EO)“.


	Artikel 16
	Änderung des Bundesfinanzgerichtsgesetzes
	1. In § 1 Abs. 3 wird folgende Z 6 angefügt:
	2. § 5 Abs. 2 erster Satz lautet:
	3. § 9 Abs. 7 zweiter Satz lautet:
	4. In § 9 Abs. 7a wird die Wortfolge „Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021 kann die Leiterin oder der Leiter der Sitzung“ durch die Wortfolge „Die Leiterin oder der Leiter der Sitzung kann“ ersetzt.
	5. § 13 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 12 entfällt die Wortfolge „zur allgemeinen Einsicht am Sitz (§ 2 Abs. 1) und an allen Außenstellen (§ 2 Abs. 2) aufzulegen und“.
	b) In Abs. 15 entfällt die Wortfolge „durch Anschlag an der Amtstafel zu veröffentlichen und“.
	6. In § 24 wird nach Abs. 7 folgender Abs. 8 angefügt:
	7. Dem § 27 wird folgender Abs. 8 angefügt:


	Artikel 17
	Änderung des Bundesgesetzes über die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung
	1. § 2 Abs. 4 Z 3 lautet:
	2. § 3 Z 3 lit. b lautet:
	3. In § 3 Z 3 lit. d wird das Wort „angeordneten“ durch das Wort „durchzuführenden“ ersetzt.
	4. In § 3 Z 3 lit. g wird das Wort „Ermittlungshandlungen“ durch die Wortfolge „Ermittlungs- und Prüfungshandlungen“ ersetzt.
	5. Im Einleitungssatz des § 3 Z 4 wird die Wortfolge „den Abgaben- oder Finanzstrafbehörden“ durch die Wortfolge „dem Bundesminister für Finanzen, den Abgaben- oder Finanzstrafbehörden“ ersetzt.
	6. In § 3 Z 4 lit. c entfällt der Punkt am Ende des Satzes und es wird folgende Wortfolge samt Satzzeichen angefügt:
	7. In § 4 Abs. 1 wird die Wortfolge „§ 3 Z 2 lit. a, b und e sowie § 3 Z 3 lit. g“ durch die Wortfolge „§ 3 Z 2 lit. a, b und e, § 3 Z 3 lit. g sowie § 3 Z 4 lit. a und c“ ersetzt.
	8. Der erste Satz des § 4 Abs. 2 lautet:


	Artikel 18
	Änderung des Bundesgesetzes über die Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge
	1. Der Text des § 3 erhält die Bezeichnung „(1)“, am Ende des Abs. 1 wird ein Punkt angefügt und es wird folgender Abs. 2 angefügt:
	2. In § 5 Abs. 1 Z 2 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 3 angefügt:
	3. In § 9 wird folgender Abs. 4 angefügt:


	Artikel 19
	Änderung des Finanzstrafgesetzes
	1. In § 24 Abs. 1 wird der Klammerausdruck „(§ 1 Z 3 des Jugendgerichtsgesetzes 1988)“ durch den Klammerausdruck „(§ 1 Abs. 1 Z 3 Jugendgerichtsgesetz 1988 – JGG, BGBl. Nr. 599/1988)“ ersetzt.
	2. § 56a Abs. 2 wird der erste Satz durch folgende Sätze ersetzt:
	3. In § 84 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „ , soweit dieser Kontakt nicht gemäß § 78 Abs. 3 beschränkt werden kann“.
	4. In § 85 Abs. 6 entfällt der letzte Satz.
	5. In § 99 Abs. 3 wird das Wort „Teilnehmernummer“ durch das Wort „Nutzernummer“ ersetzt.
	6. In § 99 Abs. 3a wird der Klammerausdruck „(§ 92 Abs. 3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2003 – TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003)“ durch den Klammerausdruck „(§ 160 Abs. 3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2021 – TKG 2021, BGBl. I Nr. 190/2021)“ ersetzt.
	7. In § 99 Abs. 3a wird nach der Wortfolge „wenn die dafür erforderlichen Daten zum Zeitpunkt der Anfrage noch rechtmäßig verarbeitet werden“ der Klammerausdruck „(§ 167 Abs. 1 und 5 TKG 2021)“ eingefügt.
	8. In § 99 Abs. 3a entfällt der Satz „§ 99 Abs. 5 TKG 2003 ist sinngemäß anzuwenden.“.
	9. In § 99 Abs. 3b entfällt der erste Satz.
	10. In § 108 Abs. 1 erster Satz wird nach der Wortfolge „gerichtlichen Verfahren“ die Wortfolge „sowie Anspruch auf Ersatz von notwendigen Barauslagen“ eingefügt.
	11. In § 125 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 4 angefügt:
	12. In § 126 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	13. In § 127 Abs. 2 wird in lit. b der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und nach lit. b folgende lit. c angefügt:
	14. § 146 Abs. 1 lautet:
	15. § 146 Abs. 2 lautet:
	16. In § 160 wird nach Abs. 4 folgender Abs. 5 angefügt:
	17. § 180 Abs. 1 lautet:
	18. In § 180 Abs. 2 wird nach dem Wort „Verteidiger“ die Wortfolge „für das gesamte Verfahren“ eingefügt. Nach dem letzten Satz wird folgender Satz angefügt:
	19. Dem § 180 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	20. § 181 lautet:
	21. § 182 Abs. 1 lautet:
	22. § 182 Abs. 2 lautet:
	23. § 182 Abs. 3 lautet:
	24. In § 182 Abs. 4 wird nach der Wortfolge „Mitunterfertigung des gesetzlichen Vertreters“ die Wortfolge „bzw. der Vertrauensperson“ eingefügt.
	25. In § 183 wird nach dem Wort „Pflegschaftsgericht“ die Wortfolge „sowie der Kinder- und Jugendhilfe“ eingefügt.
	26. In § 185 Abs. 5 entfällt die Zeichenfolge „Abs. 2“.
	27. In § 185 Abs. 7 wird der Klammerausdruck „(§ 1 Z 3 des Jugendgerichtsgesetzes 1988)“ durch den Klammerausdruck „(§ 1 Abs. 1 Z 3 JGG)“ ersetzt.
	28. § 265a Abs. 3a entfällt.
	29. In § 266 Abs. 1 wird die Zeichenfolge „Abs. 1“ jeweils durch die Zeichenfolge „§ 265 Abs. 1“ ersetzt.


	Artikel 20
	Änderung des Kontenregister- und Konteneinschaugesetzes
	1. Das Inhaltsverzeichnis wird hinsichtlich § 3 wie folgt geändert:
	2. § 2 Abs. 1 Z 3 und 4 lauten:
	3. In § 3 wird folgender Abs. 5 angefügt:
	4. In § 5 wird folgender Abs. 5 angefügt:
	5. In § 7 Abs. 1 wird das Wort „Übermittlungspflicht“ durch das Wort „Pflichten“ ersetzt.


	Artikel 21
	Änderung des Zollrechts-Durchführungsgesetzes
	1. § 38 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	b) In Abs. 2 entfallen der zweite und der dritte Satz.
	2. Nach § 47 wird folgender § 47a samt Überschrift eingefügt:
	3. Nach § 54 wird folgender § 54a samt Überschrift eingefügt:
	4. In § 62 wird im ersten Satz nach dem Wortlaut „Die nachträgliche buchmäßige Erfassung von Einfuhrumsatzsteuer gemäß Art. 105 Abs. 4 des Zollkodex“ der Wortlaut „oder eine buchmäßige Erfassung gemäß Art. 105 Abs. 2 Unterabsatz 2 des Zollkodex“ einge...
	5. § 66 entfällt.
	6. Nach § 119q wird folgender § 119r samt Überschriften eingefügt:


	„Unterabschnitt 6
	Artikel 22
	Änderung des EU-Besteuerungsstreitbeilegungsgesetzes
	1. In § 17 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt:
	2. In § 39 Abs. 3 wird die Wortfolge „abweichend von Abs. 3“ durch die Wortfolge „abweichend von Abs. 2“ ersetzt.
	3. In § 73 Z 2 lit. a wird die Wortfolge „der Bundesminister für Finanzen“ durch die Wortfolge „die österreichische zuständige Behörde“ ersetzt.


	Artikel 23
	Änderung des EU-Meldepflichtgesetzes
	1. In § 3 Z 11 wird folgender Schlussteil angefügt:
	2. In § 7 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	3. In § 21 Abs. 1 wird das Wort „dieses“ durch „sie“ ersetzt.
	4. In § 27 wird folgender Satz angefügt.


	Artikel 24
	Änderung des EU-Amtshilfegesetzes
	1. Das Inhaltsverzeichnis lautet:
	2. § 1 Abs. 1 lautet:
	3. § 1 Abs. 4 lautet:
	4. § 2 Abs. 1 Z 10 lit. a lautet:
	5. § 2 Abs. 1 Z 10 lit. c lautet:
	6. Dem § 2 Abs. 1 werden folgende Z 22 und 23 angefügt:
	7. In § 4 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt:
	8. Nach § 4 wird folgender § 4a samt Überschrift eingefügt:
	9. § 5 Abs. 1 lautet:
	10. § 5 Abs. 5 lautet:
	11. § 7 Abs. 1 lautet:
	12. Dem § 7 wird folgender Abs. 7 angefügt:
	13. § 7a Abs. 5 lit. a lautet:
	14. § 7a Abs. 6 lit. b lautet:
	15. § 10 und § 11 lauten jeweils samt Überschrift:
	16. § 12 Abs. 3 lautet:
	17. Nach § 12 werden die folgenden § 12a und § 12b jeweils samt Überschrift eingefügt:
	18. § 15 Abs. 1 lautet:
	19. § 15 Abs. 3 lautet:
	20. In § 15 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 3a eingefügt:
	21. § 17 Abs. 2 Z 1 lautet:
	22. § 17 Abs. 3 und 4 lautet:
	23. § 19 lautet:
	24. Nach § 19 wird folgender § 19a samt Überschrift eingefügt:
	25. Dem § 22 wird folgender Abs. 5 angefügt:


	Artikel 25
	Bundesgesetz über den verpflichtenden automatischen Informationsaustausch betreffend meldende Plattformbetreiber im Bereich der Besteuerung (Digitale Plattformen-Meldepflichtgesetz – DPMG)
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